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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser, 

Inklusion heißt, dass Menschen mit Behinderung 
ihr Leben nicht mehr an vorhandene Strukturen 
anpassen müssen, sondern dass die Gesellschaft 
Strukturen schafft, die jedem Menschen – auch 
den Menschen mit Behinderung – eine umfas­
sende Teilhabe ermöglichen. Die Gestaltung der 
Lebenswelten von Menschen mit Behinderung 
im Hinblick auf eine möglichst umfassende Teil­
habe am gesellschaftlichen Leben ist bereits seit 
vielen Jahren zentraler Bestandteil der Politik in 
Bayern. Sie ist deshalb eine der herausragenden 
Zukunftsaufgaben der Bayerischen Staatsregie­
rung und der Gesellschaft insgesamt. 

Die beständige Weiterentwicklung dieses Kern­
gedankens entspricht auch dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen. Die UN-Behinder­
tenrechtskonvention ist am 26.03.2009 in Kraft 
getreten und hat damit den Rang eines Bundes­
gesetzes erlangt. 



 
  

 

 

 

 

 

 

 

Für ihre Umsetzung hat Bayern unter der Feder­
führung des Bayerischen Sozialministeriums, 
unter Mitarbeit aller Ressorts und unter Ein­
bezug des Bayerischen Landtags einen eige­
nen  bayerischen Aktionsplan erarbeitet. Der 
Aktionsplan wurde am 12. März 2013 vom 
Bayerischen Kabinett beschlossen und veröf­
fentlicht. Dabei war und ist der Austausch mit 
Verbänden und Organisationen von Menschen 
mit Behinderung von besonderer Bedeutung. 
Denn Menschen mit Behinderung sind „Experten 
in eigener Sache“. Unterstützt wurden wir dabei 
insbesondere auch von der Behindertenbeauf­
tragten der Bayerischen Staatsregierung und 
den  Vertreterinnen und Vertretern im Landes­
behindertenrat. 

Der hiermit vorgelegte Aktionsplan soll helfen, 
die Basis für die partnerschaft liche Gestaltung 
einer inklusiven Gesellschaft in Bayern weiterzu­
entwickeln. Er soll auch Anstoß sein für weitere 

Akteure, die Umsetzung der UN-Behinderten­
rechtskonvention in ihrem Bereich auf den Weg 
zu bringen. Dieses Engagement ist unschätzbar 
wichtig, denn eine inklusive Gesellschaft lebt von 
Mitwirkung und Mitgestaltung. 

Der Aktionsplan ist kein starres Gebilde. Das 
zeigt z.B. die Neuentwicklung des Programms 
„Bayern barrierefrei 2023“. Er bildet somit nicht 
das Ende, sondern den Anfang eines Prozesses 
auf dem Weg zur Inklusion. Er bedarf der Um­
setzung, Konkretisierung und Evaluierung. Wir 
werden die weitere Entwicklung genau beob­
achten und den Aktionsplan zu gegebener Zeit 
fortschreiben. 

Emilia Müller, MdL 
Staatsministerin 
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Vorbemerkung

Dieser Aktionsplan enthält die wesentlichen Schwerpunktsetzungen der Bayerischen Staatsregie
rung bei der Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 13.12.2006 über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention – UN-BRK). Damit 
werden gleichzeitig die beiden Landtagsbeschlüsse Drs. 16/8605 und 16/8606 umgesetzt. 

-

In einem ersten Schritt hat die Staatsregierung nach einer intensiven Befassung mit der UN-BRK 
unter Einbindung aller Ressorts, unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer ausführlichen Diskus
sion mit dem Landesbehindertenrat und einer Anhörung des Ausschusses für Soziales, Familie und 
Arbeit des Bayerischen Landtags vom 25.11.2010 zur UN-BRK am 03.05.2011 den Entwurf eines 
Aktionsplans beschlossen und öffentlich bekannt gemacht. 

-

 
In einem zweiten Schritt wurden die Menschen mit Behinderung, Verbände, Kostenträger, der Baye
rische Landtag, die Beauftragte der Bayerischen Staatsregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderung, der Landesbehindertenrat und andere wichtige Akteure in die Weiterentwicklung zu 
einem Aktionsplan umfassend eingebunden. Insbesondere wurden eine umfassende Verbändeanhö
rung (mehr als 140 Adressaten) sowie zwei Fachtagungen durchgeführt. Begleitend hierzu richtete 
der Ausschuss für Soziales, Familie und Arbeit beim Bayerischen Landtag einen Runden Tisch ein 
(Landtagsbeschluss 16/11909), dessen Arbeit durch sieben Arbeitskreise unterstützt wurde. 

-

-

Durch diese breite Beteiligung soll erreicht werden, dass der Aktionsplan in der breiten Öffent
lichkeit diskutiert wird, Bewusstsein für die Belange von Menschen mit Behinderung im Sinne der 
Inklusion geschaffen wird und dann auch der Aktionsplan nachhaltig umgesetzt werden kann. Die 
Staatsregierung wird die Umsetzung der zahlreichen Maßnahmen des Aktionsplans begleiten  
und laufend evaluieren.

-
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1. Grundsätze der bayerischen Politik 
für Menschen mit Behinderung   

Für Bayern hat seit jeher Behindertenpolitik, Po
litik für Menschen mit Behinderung einen hohen 
Stellenwert. Vieles von dem, was die UN-BRK be
inhaltet, ist in Bayern bereits Wirklichkeit, so z. B. 
das Bayerische Behindertengleichstellungsgesetz 
(BayBGG), das Bayern als eines der ersten Län
der in Deutschland 2003 in Kraft gesetzt hat. Im 
Zentrum bayerischer Behindertenpolitik steht der 
Paradigmenwechsel von der Fürsorge und Versor
gung hin zur gleichberechtigten Teilhabe für Men
schen mit Behinderung. Auch der Koalitionsvertrag 
für Bayern aus dem Jahr 2008 hebt die besondere 
Bedeutung der Teilhabe von Menschen mit Behin
derung hervor und bestimmt als Leitlinie der weite
ren politischen Handlungsmaxime, Menschen mit 
Behinderung ein möglichst selbstbestimmtes Le
ben in der Mitte der Gesellschaft zu ermöglichen.

Die Behindertenpolitik Bayerns ist geprägt von der 
Tatsache, dass sich Situation von und Verständnis 
für Menschen mit Behinderung in den vergange
nen Jahrzehnten dramatisch gewandelt haben. 
Während Leistungen für behinderte Menschen 
sich früher im Wesentlichen auf Verwahrung und 
Fürsorge beschränkten, hat mit dem Gedanken der 
Integration ein erstes Umdenken stattgefunden. 
Integration bedeutet, dass der behinderte Mensch 
Unterstützungsleistungen erhält, die es ihm ermög
lichen sollen, an der Gesellschaft teilzuhaben. Eine 
Eingliederung behinderter Menschen wurde dem-
nach im Wesentlichen über Einrichtungen der Be
hindertenhilfe sichergestellt. Dabei liegt jedoch die 
Vorstellung zugrunde, dass der behinderte Mensch 
sich weitgehend den vorhandenen Gegebenheiten 
anzupassen hat. Dies führt dazu, dass Menschen 
mit Behinderung und Menschen ohne Behinderung 
vielfach nebeneinander und nicht miteinander le

ben und arbeiten. Das Verständnis für Menschen 
mit Behinderung und das Selbstverständnis von 
Menschen mit Behinderung haben sich jedoch seit 
geraumer Zeit gewandelt. Im Vordergrund stehen 
die Gedanken der Selbstbestimmung, Teilhabe und 
Inklusion mit dem Ziel, Menschen mit Behinderung 
ein Leben in der Mitte der Gesellschaft zu ermögli
chen. Nicht mehr der behinderte Mensch hat sich 
an die gesellschaftlichen Gegebenheiten, sondern 
die Gesellschaft hat sich an die Belange des behin
derten Menschen anzupassen.

Vorrangiges Ziel bayerischer Behindertenpolitik ist 
es deshalb, die volle und gleichberechtigte Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung in allen Bereichen 
der Gesellschaft zu erreichen. Eine effektive und 
nachhaltige gesellschaftliche Teilhabe setzt zual
lererst voraus, dass behinderte Menschen nicht 
wegen ihrer Behinderung benachteiligt werden. 
Mit Aufnahme des Benachteiligungsverbots für 
behinderte Menschen in die Bayerische Verfas
sung wurde daher bereits 1998 ein wichtiges Ziel 
bayerischer Behindertenpolitik erreicht. Gleich
zeitig wurde durch die Aufnahme eines staatlichen 
Schutz- und Förderauftrags eine wichtige Wei
chenstellung für die zukünftige Behindertenpolitik 
vorgenommen. Das Behindertengleichstellungs
gesetz des Bundes (BGG – 01.05.2002) und das 
BayBGG (01.08.2003) konkretisieren den Auftrag 
des Grundgesetzes und der bayerischen Verfas
sung. Mit dem am 18.08.2006 in Kraft getretenen 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz wurde der 
Diskriminierungsschutz behinderter Menschen auf 
das Arbeitsrecht und das Zivilrecht ausgedehnt, ein 
Novum in der deutschen Geschichte der Gleichbe
handlung behinderter Menschen.
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2. Leitgedanke der Inklusion

Mit den bisherigen Maßnahmen und dem ein
geleiteten Paradigmenwechsel hat die Behin
dertenpolitik in Bayern bereits wesentliche Ziel
setzungen der UN-BRK, die seit 26.03.2009 in 
Deutschland verbindlich ist, vorweggenommen. 
Das Übereinkommen bestätigt den bayerischen 
Weg und verpflichtet auch die internationale 
Politik zu einem zielgerichteten Handeln für 
Menschen mit Behinderung. Es ist ein Meilen
stein in der internationalen Politik für Menschen 
mit Behinderung. Es richtet sich primär an Bund, 
Länder und Kommunen. Darüber hinaus ent
hält es aber auch den Auftrag an die gesamte 
Gesellschaft, Inklusion zu verwirklichen, d. h. 
Strukturen zu schaffen, die es Menschen mit 
Behinderung ermöglichen, von Anfang an und 
in vollem Umfang an der Gesellschaft teilzuha
ben und „Mitten drin statt nur dabei!“ zu sein. 
Inklusion ist insoweit weitreichender als Inte
gration. Nicht mehr der behinderte Mensch 
hat sich an die bestehenden gesellschaftlichen 
Strukturen anzupassen. Es obliegt vielmehr der 
Gesellschaft, Strukturen zu schaffen, in denen 
sich jeder, auch Menschen mit Behinderung, ein
bringen und auf die ihnen eigene Art wertvolle 
Leistungen erbringen können. Die Hilfe für Men
schen mit Behinderung entwickelt sich also im
mer mehr weg von einer defizitorientierten hin 
zu einer sozialen inklusiven Sichtweise, die die 
gesamte Gesellschaft in die Pflicht nimmt und 
die Menschen mit Behinderung in die Mitte der 
Gesellschaft holt.

Die Verwirklichung einer inklusiven Gesellschaft 
ist eine der zentralen Herausforderungen für die 
kommenden Jahre. Es handelt sich um einen Pro
zess, der nur im Zusammenwirken und Dialog 
mit den betroffenen Menschen, den Angehöri
gen, der organisierten Behindertenselbsthilfe, 

den Fachkräften, den Leistungserbringern sowie 
den Kosten- und Einrichtungsträgern gemeinsam 
beschritten werden kann.

Inklusion ist dabei unmittelbar verknüpft mit 
gleichberechtigter Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung am Leben in der Gesellschaft und 
Selbstbestimmung. Es handelt sich um eine 
Querschnittsaufgabe des Staates, die dieser 
nach und nach unter Ausschöpfung seiner ver
fügbaren Mittel zu erfüllen hat (Artikel 4 Abs. 2 
UN-BRK). Die Bayerische Staatsregierung wird 
die UN-BRK nach Maßgabe der im Staatshaus
halt veranschlagten Mittel unter besonderer 
Berücksichtigung der Ziele des Aktionsplans 
umsetzen. Im Aktionsplan vorgesehene Um
setzungsmaßnahmen sollen nach Maßgabe der 
Finanzierungsmöglichkeiten der öffentlichen 
Haushalte Schritt für Schritt vorgenommen 
werden. Insgesamt bedarf es eines länger
fristigen gesamtgesellschaftlichen Entwick
lungsprozesses, um Inklusion zu verwirklichen. 
Der vorliegende Aktionsplan enthält deshalb 
grundsätzlich keine zeitlichen Vorgaben für die 
Umsetzung der UN-BRK. Dort, wo es nach 
derzeitigem Planungsstand möglich ist, werden 
konkrete Zeitpläne genannt.

Inklusion ist dabei nicht nur als spezielles Kon
zept für Menschen mit Behinderung zu verste
hen. Auch Menschen ohne Behinderung müssen 
die Vorzüge des gemeinsamen unmittelbaren 
Zusammenseins von nichtbehinderten und be
hinderten Menschen verdeutlicht werden. Nur 
wenn der Großteil der Bevölkerung die in der 
Behindertenrechtskonvention formulierten Ziele 
mitträgt, wird der Weg zu einer inklusiven Ge
sellschaft gelingen.
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Ziel ist die Gestaltung eines inklusiven Sozial
raums. Inklusiver Sozialraum bedeutet ein bar
rierefreies Lebensumfeld, das alle Menschen 
mit und ohne Behinderung, alte und junge Men
schen, Menschen mit oder ohne Migrationshin
tergrund selbstbestimmt gemeinsam mit gestal
ten und nutzen können.

-
-

-
-

-

In einen solchen Entwicklungsprozess müssen 
alle eingebunden werden, die das öffentliche Le
ben gestalten und prägen oder lebenswichtige 
Angebote vorhalten. Als den wesentlichen Ge
staltern der örtlichen oder regionalen Infrastruk
tur und der vorhandenen Möglichkeiten und 
Angebote einschließlich von Hilfestellungen und 
Beratungsdienstleistungen kommt den Gemein
den eine zentrale Rolle zu. In Abstimmung mit 
anderen Akteuren, wie z. B. den Bezirken als Trä
ger der Eingliederungshilfe, geht es darum, aktiv 
neue Ideen zu entwickeln und bei der Gestal
tung eines inklusiven Sozialraums voranzugehen.

- 

-
-

-

-

-

Ein inklusiver Sozialraum zur Sicherstellung 
der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
und damit die Befähigung von Menschen mit 
Behinderung, von Anfang an am Leben in der 
Gemeinschaft teilnehmen zu können, erfordert 
vorausschauende Konzeptionen. Bereits jetzt 
gibt es sowohl auf der örtlichen wie der über
örtlichen Ebene eine Vielzahl von Planungen 
für die verschiedensten Arbeitsfelder (z. B. 
Jugendhilfepläne, seniorenpolitische Gesamt
konzepte, Planungen nach dem Bayerischen 
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz – BayKi
BiG, Schulentwicklungsplanungen, Öffentlicher 
Personennahverkehr – ÖPNV, u. Ä.). Auch bei 
solchen Plänen muss die Berücksichtigung der 
Belange von Menschen mit Behinderung zur 
Selbstverständlichkeit werden. Menschen mit 
Behinderung sind in allen Lebensbereichen zu 
finden und sollen an allen Lebensbereichen teil
haben können. Jede Planung muss deshalb auch 
ihre Belange im Blick haben. Insbesondere Land
kreise, kreisfreie Städte und Bezirke sind auf
gerufen Konzepte zu entwickeln, mit denen die 
unterschiedlichen Planungen verknüpft und sinn

-

-

-

-

-
-

-

voll aufeinander abgestimmt werden. Dies gilt 
insbesondere auch für örtliche und überörtliche 
Planungen, die ineinandergreifen müssen und 
nicht unterschiedliche Ziele verfolgen dürfen. Die 
Beteiligung der Betroffenen an allen Planungen, 
die Menschen mit Behinderung betreffen, sollte 
selbstverständlich werden. Menschen mit Be
hinderung wissen selbst am besten, welche Hin
dernisse sich ihnen im Lebensalltag stellen und 
mit welchen Lösungen sie auf dem Weg zur In
klusion überwunden werden können.

-
-

-

Inklusion muss aber auch in einem vernünftigen 
Rahmen umgesetzt werden. Verbesserung von 
Teilhabechancen muss das Ziel sein. Inklusions
inhalte können nämlich in einem Zielkonflikt 
zueinander stehen. So kann die Inklusion mit 
dem Ziel der Teilhabe kollidieren, wenn bei
spielsweise die Schließung der Werkstätten für 
behinderte Menschen als „inklusionsfeindliche 
Sondereinrichtungen“ nicht zu einer Teilhabe 
am allgemeinen Arbeitsmarkt führt, weil dieser 
bei realistischer Betrachtungsweise für viele in 
Werkstätten Beschäftigte verschlossen bleibt, 
Menschen mit Behinderung auf dem allgemei
nen Arbeitsmarkt eben keinen Arbeitsplatz 
finden. Ein Zielkonflikt zwischen Inklusion und 
Selbstbestimmung kann beispielsweise auch 
auftreten, wenn ein behinderter Mensch sich in 
einem Wohnheim für Menschen mit Behinde
rung besser aufgehoben sieht oder wenn Eltern 
in einer Förderschule eine bessere und zukunfts
gesichertere Bildung oder nachhaltigere Vorbe
reitung ihres Kindes auf eine (spätere) Teilhabe 
in der Gesellschaft sehen als in Regelschulen.

-

-

-

-

-
-

Mit der Hinwendung auf einen inklusiven Weg 
dürfen auf keinen Fall die gute Qualität, die Er
fahrung und die Erkenntnis bei der Förderung, 
Betreuung und Unterstützung von behinderten 
Menschen zur Disposition gestellt werden. Das 
bedeutet für Einrichtungen mit einem besonde
ren Angebot für Menschen mit Behinderung wie 
Wohnheime, Werkstätten oder Förderschulen, 
dass Inklusion diese nicht insgesamt infrage 
stellt. Dies wird auch in anderen Ländern so ge

-

-

-



sehen. Beispielsweise zeigen die Erfahrungen 
in Dänemark, das als Vorreiter einer inklusiven 
Schulbildung gilt, dass es dort auch spezielle 
Klassen und spezielle Schulen für Schülerinnen 
und Schüler mit Behinderung gibt und der Pro
zentsatz der Schülerinnen und Schüler in diesen 
Einrichtungen nicht niedriger ist als in Bayern. 
Solche Einrichtungen haben auch weiterhin ihre 
Existenzberechtigung in einer inklusiven Ge
sellschaft, wenn man insbesondere auch das 
Selbstbestimmungsrecht von Menschen mit 
Behinderung respektiert. Sie sind aber im Lichte 
der Inklusion weiterzuentwickeln hin zu indivi
duellen, bedarfsgerechten und lebensweltbe
zogenen Angeboten, bei denen nicht mehr die 
Einrichtungsform, in der Leistungen gewährt 
werden (ambulant, teilstationär oder stationär), 
sondern der individuelle Teilhabebedarf des  
behinderten Menschen im Zentrum steht, d. h. 
der behinderte Mensch soll künftig passgenauere 
Hilfen für jeden Einzelfall erhalten, die sich an 
seinem selbst gewählten Lebensumfeld, seiner 
individuellen Situation und seinen konkreten Be
dürfnissen ausrichten (Übergang von der einrich
tungsorientierten zur personenzentrierten Hilfe).

-

-

-
-

-
-

Als Ausdruck des Selbstbestimmungsrechts 
und des Ziels der Inklusion gewährleisten die 
Vertragsstaaten gemäß Art. 19 UN-BRK, dass 
Menschen mit Behinderung gleichberechtigt 
die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu 
wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie 
leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen 
Wohnformen zu leben. Um das angemessene 
Wunsch- und Wahlrecht zu realisieren, ist ins
besondere auch eine gut ausgebaute ambulante 
und wohnortnahe Infrastruktur erforderlich. 
Hier werden zukünftig gerade auch die Einrich
tungen für Menschen mit Behinderung sich noch 
mehr öffnen müssen und mit ihrer großen Erfah
rung und Kompetenz eine wichtige Stütze bei 
der Verwirklichung von Selbstbestimmung und 
Teilhabe sein. Den Einrichtungen der Behinder
tenhilfe kommt bei der Umsetzung der UN-BRK 
als Kompetenzzentren wie bisher eine zentrale 
Rolle zu, wenn es darum geht, auch Menschen

-

-

-

-

mit schwerer Behinderung zu befähigen, ihr 
Recht auf selbstbestimmte Teilhabe effektiv 
wahrzunehmen.

Eine Gesellschaft, an der Menschen mit Behin
derung von Anfang an teilhaben können, hat die 
Vielfalt der Behinderungsarten zu berücksichti
gen. So können beispielsweise schwer mehrfach 
behinderte Menschen andere Bedürfnisse etwa 
im Hinblick auf Bildung, Barrierefreiheit oder 
Teilhabe am Arbeitsleben haben als Menschen 
mit Körper- und Sinnesbehinderung. So ist die 
Implementierung der Gebärdensprache in das 
gesellschaftliche Leben für eine vollständige 
und gesellschaftliche Teilhabe sehr wichtig. Be
sonders zu berücksichtigen ist beispielsweise 
auch die Situation von Menschen mit chronisch 
psychischen Störungen sowie psychischen, geis
tigen oder seelischen Behinderungen. Um das 
Bewusstsein für die vielfältigen Belange von 
Menschen mit Behinderung zu fördern, muss 
das Personal in Einrichtungen und Diensten der 
Kinder- und Jugendhilfe, Schulen, Einrichtungen 
der Berufsausbildung, Hochschulen, Einrich
tungen der Altenhilfe sowie in Betrieben und 
Behörden im Rahmen der Berufsausbildung und 
beruflichen Fortbildung weitergebildet werden.

-

-

-

-

-

Alle genannten Zielsetzungen für mehr Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung sind auch Be
standteil des Aktionsplans.

-

Leitgedanke der Inklusion
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-

-

-

-

-

-

-
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3. Schwerpunkte der bayerischen Politik 
für Menschen mit Behinderung im Lichte 

der UN-Behindertenrechtskonvention

 
  
    

Im Folgenden werden der aktuelle Stand der wesentlichen behindertenpolitischen 

Maßnahmen in Bayern sowie weitere Ziele und Maßnahmen orientiert an den 

einzelnen Lebenslagen von Menschen mit Behinderung aufgezeigt. Die Klammer

zusätze beziehen sich auf die jeweiligen Artikel der UN-BRK sowie die für die Um

setzung jeweils federführend zuständigen Ressorts innerhalb der Staatsregierung.

-

-

3.1 BewUSStSeINSBILdUNG Für 
eIN PoSItIveS verStäNdNIS voN 
MeNSCHeN MIt BeHINderUNG 
(Art. 8, Art. 4 Abs. 1 Bst. d – alle  
ressorts)

Bestandsaufnahme
In allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
besteht die Notwendigkeit, das Bewusstsein 
für Menschen mit Behinderung zu schärfen und 
die Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde, aber 
auch ihrer Fähigkeiten zu fördern. Dies gilt umso 
mehr, als neue Verfahren in der Medizin und der 
Medizintechnik (z. B. die Präimplantationsdia
gnostik) zunehmend den Anschein erwecken, 
behindertes Leben sei vermeidbar. Der damit 
einhergehenden Gefahr eines Akzeptanzver
lustes für behinderte Menschen muss präventiv 
durch entsprechende Bewusstseinsbildung in 
der Öffentlichkeit entgegengewirkt werden.

Auch für die alltäglichen Lebensnotwendig
keiten für Menschen mit Behinderung müssen 
das Bewusstsein Tag für Tag geschaffen und die 
nötigen Maßnahmen angemahnt werden. Hier 

leisten die Landesbehindertenbeauftragte und 
die in den Kommunen vor Ort installierten kom
munalen Behindertenbeauftragten unverzicht
bare Arbeit. Die Beauftragten sind gesetzlich im 
BayBGG verankert und haben ein hohes Anse
hen.

Zwei Beschlüsse des Bayerischen Landtags 
(Drs. 16/8605 und 16/8606), die die Staats
regierung im Rahmen der Umsetzung der UN-
BRK auch zu bewusstseinsbildenden Maß
nahmen der Öffentlichkeitsarbeit auffordern, 
unterstreichen dies.

Zielsetzung
Schärfung des Bewusstseins für die Belange von 
Menschen mit Behinderung in der gesamten Ge
sellschaft und Verbesserung der Kenntnisse über 
die UN-BRK bei den mit der Materie befassten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Sozial
verwaltungen und ggf. der Verwaltungen, die 
davon betroffen bzw. dafür zuständig sind.



Maßnahmen
→  Das StMAS1 sieht sich unter dem Aspekt der 

Bewusstseinsbildung in besonderer Weise 
verpflichtet, die UN-BRK in die Fläche zu 
tragen. Der Startschuss begann am 
30.03.2009 mit einer vom StMAS gemeinsam 
mit der Beauftragten der Bayerischen 
Staatsregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderung durchgeführten 
bayernweiten Veranstaltung zur UN-BRK. 
Zahlreiche behinderte Menschen nahmen hier 
einen aktiven Part ein. Insbesondere die 
angebotenen Workshops sind hierbei zu 
erwähnen. Der Adressatenkreis richtete sich 
sowohl an Aktive in der Behindertenarbeit 
und -politik als auch an behinderte Menschen 
selbst. So haben ca. 500 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer auf dieser Auftaktveranstaltung 
Vorschläge zur Umsetzung der UN-BRK 
diskutiert. 

1 Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

   

   

→  In der Folge fanden und finden zahlreiche In
formations- und Diskussionsveranstaltungen 
zur UN-BRK auf allen Ebenen statt. Im Rah
men der Erstellung dieses Aktionsplans hat das 
StMAS zusammen mit dem Landesbehinder
tenrat am 03.11.2011 und am 21.05.2012 
zwei Fachtagungen mit jeweils ca. 200 Teil
nehmerinnen und Teilnehmern aus dem Be
reich der Verbände und Organisationen der 
Menschen mit Behinderung und weiteren 
gesellschaftlichen Akteuren veranstaltet. Auf 
kommunaler Ebene finden Veranstaltungen 
in Regie der kommunalen Behindertenbeauf
tragten und/oder Verbände, der Einrichtungs
träger und der Vereine vor Ort statt. 

-

-

-

-
-

-
-

-

-

-
-

-
-

-

-

-

-

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung

→  Bewusstseinsbildung beginnt bereits in der 
frühen Kindheit. Mit Einführung des BayKiBiG 
im Jahr 2005 öffneten sich die Kindertagesein
richtungen in Bayern verstärkt für Kinder mit 
Behinderung. So wuchs die Zahl der Kinder 
mit (drohender) Behinderung in Kinderta

geseinrichtungen und Tagespflege von 4.150 
zum 01.01.2007 auf 7.622 zum 01.01.2012. 
Im Rahmen der im BayKiBiG verankerten Er
ziehungspartnerschaft mit den Eltern erwei
terte sich das Bewusstsein aller Beteiligten für 
die Bedürfnisse von Kindern mit Behinderung 
insbesondere im Hinblick auf ihre Einbindung 
in das allgemeine Bildungssystem. Durch den 
inklusiven Ansatz bayerischer Kindertagesein
richtungen lernen Kinder von Anfang an, Un
terschiedlichkeiten als Selbstverständlichkeit 
und Bereicherung zu begreifen. Sie werden von 
diesem Bewusstsein ihr Leben lang begleitet.

→ Im Bereich Arbeit wurde bereits 2005 ein  
Preis kreiert, der das beispielhafte und he
rausragende Engagement von Betrieben und 
Dienststellen würdigt, Menschen mit Behin
derung am Arbeitsleben zu beteiligen. Mit der 
jährlichen Verleihung des Preises „JobErfolg – 
Menschen mit Behinderung am Arbeitsplatz“ 
am Welttag der Menschen mit Behinderung  
(3.12.) wird öffentlichkeitswirksam deren  
Leistungsfähigkeit betont. Die Auszeichnung 
soll Arbeitgeber ermutigen und motivieren, 
Menschen mit Behinderung zu beschäftigen. 
Der Preis wird gemeinsam von der Sozial
ministerin, der Beauftragten der Bayerischen 
Staatsregierung für die Belange von Menschen 
mit Behinderung und der Landtagspräsidentin 
verliehen.

→  Zudem wurden und werden unter Leitung der 
Beauftragten der Bayerischen Staatsregierung 
für die Belange von Menschen mit Behinde
rung zahlreiche Veranstaltungen durchgeführt. 
So etwa eine Fachtagung zum Persönlichen 
Budget und zahlreiche Regionalkonferenzen 
etwa zum Thema „Beschäftigung für Menschen 
mit Behinderung und inklusive Bildung“.

→ Zahlreiche Informationsbroschüren sensibilisie
ren und klären auf, u. a.: 
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-

-
-

-
-

-

- 

-

-

-
-

-

-

 –  „Einfach wählen gehen!“ – ein Wegweiser 
zur Landtagswahl 2008 in leichter Sprache. 
Für 2013 ist eine Neuauflage geplant.

   –  „Steuertipps für Menschen mit Behinde
rung“

-

 – „Wegweiser für Menschen mit Behinderung“
 –  „Der besondere Kündigungsschutz“
 –  „Betriebliches Eingliederungsmanagement 

nach SGB IX“
 – „Inklusion im Arbeitsleben“
 – „Das Integrationsamt in Bayern“
 – Zeitschrift „ZB Bayern“

→  In Bezug auf Menschen mit Behinderung im 
öffentlichen Dienst wurden und werden eben
falls zahlreiche Maßnahmen zur Schärfung 
des Bewusstseins durchgeführt, beispielhaft 
etwa die Teilhaberichtlinien oder der jähr
liche Bericht an den Bayerischen Landtag zur 
Beschäftigungssituation schwerbehinderter 
Menschen beim Freistaat Bayern.

-

-

→  Unter dem Gesichtspunkt, dass Werte eine 
unverzichtbare Grundlage und Orientierungs
hilfe für ein friedliches und erfolgreiches Zu
sammenleben der Menschen sind und das 
Fundament einer humanen Gesellschaft bil
den, wurde am 01.03.2010 das „Wertebünd
nis Bayern“ durch die Staatskanzlei ins Leben 
gerufen. Damit sollen die Werteorientierung 
insbesondere der jungen Menschen gestärkt 
und gefördert sowie Erfahrungs- und Hand
lungsräume für ein werteorientiertes Leben 
eröffnet werden. Gemeinsam mit den Bünd
nispartnern soll sich so eine werteorientierte 
Großfamilie etablieren, zu der auch Menschen 
mit Behinderung gehören. Alle initiierten 
Projekte beziehen auch behinderte Kinder 
ein, sodass sich hier vielfältige Chancen der 
Teilhabe und des Miteinanders eröffnen. So 
bietet das Wertebündnis u. a. die Chance, bei 
Jugendlichen den Blick für die Lebenssituati
on und Rechte von behinderten Menschen 
zu schärfen und Klischees, Vorurteilen oder 
Diskriminierung entgegenzuwirken. So soll 
behinderten Menschen mehr Selbstbestim

-
-

-
-

-

-

-

-

mung, Partizipation und Chancengerechtig
keit ermöglicht und in der Gesellschaft ein 
breiter Lern- und Umdenkprozess angestoßen 
werden. Nähere Informationen können unter 
dem Link www.bayern.de/Wertebuendnis-
Bayern-.2336/index.htm abgerufen werden.

→  Zur Schulung der Mitarbeiterinnen und Mitar
beiter in den Verwaltungen bedarf es der Auf
nahme der UN-BRK und ihrer Auswirkungen 
auf das Verwaltungshandeln in die Fortbil
dungsprogramme der Sozial- und Bauverwal
tungen sowie ggf. der Verwaltungen, die da
von betroffen bzw. dafür zuständig sind. 

→  Durchführung von Öffentlichkeitsarbeit im 
Zusammenhang mit dem Aktionsplan bzw. 
der Umsetzung der UN-BRK in Bayern.

3.2 BAyerISCHeS BeHINderteN
GLeICHSteLLUNGSGeSetZ 
(BayBGG), SeINe verordNUNGeN 
UNd GeSetZLICH GereGeLteN  
INStItUtIoNeN (StMAS)

3.2.1 Bayerisches Behindertengleich
stellungsgesetz (BayBGG)

Bestandsaufnahme
Das BayBGG trat zum 1. August 2003 in Kraft. 
Es ist Teil des öffentlichen Rechts und regelt 
das Verhältnis der Bürger zum Staat, nicht der 
Bürger untereinander. Es ist kein Leistungsge
setz. In den Jahren 2008 und 2012 wurde es 
novelliert. Das BayBGG ist die Rechtsgrundlage 
für folgende Verordnungen:
→  Bayerische Kommunikationshilfenverordnung 

(BayKHV), Art. 11 Abs. 2 BayBGG,
→  Verordnung über die Anerkennung von Ge

bärdensprachdozentinnen und Gebärden
sprachdozenten (GDozPO), Art. 11 Abs. 3 
BayBGG,

→  Bayerische Verordnung zur Zugänglichma
chung von Dokumenten für blinde, erblindete 
und sehbehinderte Menschen im Verwal

http://www.bayern.de/Wertebuendnis-Bayern-.2336/index.htm


tungsverfahren (BayDokZugV) Art. 12 Abs. 2 
BayBGG, 

→  Bayerische Barrierefreie Informationstech
nik-Verordnung (BayBITV), Art. 13 Satz 2 
BayBGG und

-

→  Landesbehindertenratsverordnung (LBRV), 
Art. 19 Abs. 4 BayBGG.

Gesetzlich geregelt ist dort u. a.:
→  die Anerkennung der Deutschen Gebärden

sprache als eigenständige Sprache, Art. 6  
Abs. 1 BayBGG,

-

→  die Erstattung von Kommunikationshilfekos
ten im Verwaltungsverfahren und für ge
hörlose Eltern hörender Kinder bei der Kom
munikation mit Kindertageseinrichtungen, 
Tagespflegestellen und Schulen, Art. 11 Abs. 1 
Satz 3 BayBGG,

-
-

-

→  die gesetzliche Verankerung des Amtes der 
Behindertenbeauftragten der Bayerischen 
Staatsregierung, Art. 17 BayBGG sowie 

→  die Schaffung eines Landesbehindertenrates, 
Art. 19 BayBGG und von kommunalen Behin
dertenbeauftragten, Art. 18 BayBGG.

-

Zielsetzung
Die Beseitigung und Verhinderung von Benach
teiligung, die Gewährung von gleichberechtigter 
Teilhabe, die Förderung von Integration hin zu 
einer selbstbestimmten Lebensführung und 
die Gestaltung einer möglichst barrierefreien 
Umwelt sind die grundlegenden Prinzipien des 
BayBGG. 

-

Maßnahmen
Das BayBGG wird in der nächsten Legislaturpe
riode redaktionell und inhaltlich an die Erforder
nisse der UN-BRK angepasst werden. 

-
-

3.2.2 Beauftragte Person für die  
Belange von Menschen mit Behinderung

Bestandsaufnahme 
In Art. 17 BayBGG ist das Amt der beauftragten 
Person der Bayerischen Staatsregierung für die 

Belange von Menschen mit Behinderung gere
gelt. Die/der Behindertenbeauftragte ist unab
hängig, weisungsungebunden und ressortüber
greifend tätig. Sie/er berät die Staatsregierung 
bei der Fortentwicklung und Umsetzung der 
Behindertenpolitik. Die Berufung erfolgt durch 
den Ministerpräsidenten. Bislang war das Amt 
der beauftragten Person der Bayerischen Staats
regierung für die Belange von Menschen mit Be
hinderung als Ehrenamt ausgestaltet.

-
-
-

-
-

Zielsetzung
Stärkung der Position dieses Amtes.

Maßnahmen
Im BayBGG sind nunmehr die gesetzlichen Vo
raussetzungen für die Bestellung im Hauptamt 
geschaffen. Mit der Änderung des Art. 17 Abs. 
5 BayBGG ist es möglich, zu Beginn der neuen 
Legislaturperiode die Beauftragte bzw. den Be
auftragten auch hauptamtlich zu berufen. Diese 
Gesetzesänderung tritt zum 1. November 2013 
in Kraft.

-

-

3.2.3 Landesbehindertenrat

Bestandsaufnahme
In Art. 19 BayBGG  sind Konstituierung und Auf
gaben des Landesbehindertenrats geregelt. Der 
Landesbehindertenrat  wird von der Staatsregie
rung in geeigneter Weise zu Fragen der Fortent
wicklung und Umsetzung der Behindertenpolitik 
in Bayern einbezogen. Insbesondere soll er zur 
Umsetzung des BayBGG und zur Verwirklichung 
der in Art. 1 Abs. 3 BayBGG genannten Ziele 
beitragen. Dem Landesbehindertenrat gehö
ren neben der Bayerischen Sozialministerin, die 
auch den Vorsitz führt, und der/dem Behinder
tenbeauftragten der Staatsregierung weitere 15 
Mitglieder an. Die weiteren 15 Mitglieder set
zen sich aus Vertreterinnen und Vertretern der 
Selbsthilfeorganisationen, der freien und öffent
lichen Wohlfahrtspflege sowie der kommunalen 
Behindertenbeauftragten zusammen. 

-

-
-

-

-

-

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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-
-

-

-

-

-
-

-
-

-

-

Zielsetzung
Der Landesbehindertenrat ist ein wichtiges Be
ratungsgremium für die gesamte Staatsregie
rung. Hier finden alle in der Behindertenpolitik 
tätigen Institutionen in Bayern eine geeignete 
Plattform des Austausches und zur Weiterent
wicklung der Behindertenpolitik. Der Landes
behindertenrat repräsentiert durch seine Mit
glieder die Menschen mit Behinderung in ihrer 
Gesamtheit auf Landesebene. Der Landesbe
hindertenrat soll die Realität des Lebens mit Be
hinderung und seiner Interessensorganisationen 
widerspiegeln und von den Experten in eigener 
Sache möglichst viel Sachverstand von außen in 
die Arbeit der Exekutive einbringen.

-
-

-
-
-

-
-

Maßnahmen
Noch stärkere Schwerpunktsetzung auf die Be
ratung der Staatsregierung.

-

3.3 KINder UNd JUGeNdLICHe 
MIt BeHINderUNG (Art. 7, 25, 26)

3.3.1 Frühförderung (StMAS)

Bestandsaufnahme
Die frühe und rechtzeitige Förderung von Kin
dern mit Behinderung bzw. drohender Behin
derung ist ein zentrales Anliegen bayerischer 
Behindertenpolitik. Rechtzeitig und fachlich 
qualifiziert geförderte Kinder sind in späteren 
Jahren deutlich besser zur Teilhabe in allen Le
bensbereichen befähigt. Dies ist ein Erfolg, der 
zu einem großen Teil auf die verschiedenen 
Frühförderangebote, insbesondere der Frühför
derstellen zurückzuführen ist. 

-
-

-

-

Unter Frühförderung ist ein fachliches Hilfe- und 
Förderangebot für Kinder im Alter von der Ge
burt bis zum Schuleintritt zu verstehen. Die spe
zielle Institution „Frühförderstelle“, die ambulant 
und/oder mobil arbeitet, ist dabei der wichtigste 
Anbieter von Frühförderung. Frühförderung ge
schieht dort in einem interdisziplinären Team, 
d. h. medizinisch orientierte und pädagogisch-

-
-

-

psychologisch ausgerichtete Frühförderung, und 
die entsprechenden Berufsgruppen ergänzen sich.

Für behinderte oder von Behinderung bedrohte 
Säuglinge, Kleinkinder und Kinder im Vorschulal
ter steht heute ein bedarfsgerechtes, flächende
ckendes Netz von über 200 Frühförderstellen in 
Bayern zur Verfügung. 

Aufgaben der Frühförderstellen
→  Behinderungen, Schädigungen, Defizite, Ver

zögerungen, Störungen und Auffälligkeiten bei 
Kindern möglichst früh zu erkennen,

→  diese Kinder entsprechend zu fördern und zu 
therapieren,

→  die Eltern der betroffenen Kinder zu beraten, 
zu unterstützen und zu begleiten,

→  notwendige Kontakte und weitere Hilfen zu 
vermitteln.

Daneben leisten 16 sozialpädiatrische Zen
tren nach § 119 SGB V einen wichtigen Beitrag 
u. a. bei der Diagnose, bei der Beurteilung und 
Therapie körperlicher, geistiger und seelischer 
Gesundheitsstörungen vom Säuglings- bis ins 
Jugendalter. 

Die Früherkennung und Frühförderung behin
derter und von Behinderung bedrohter Kinder 
wurde durch die Einführung des SGB IX im Juli 
2001 als Komplexleistung neu definiert. Da
neben ist am 01.07.2003 die sogenannte Früh
förderverordnung (FrühV) in Kraft getreten, 
welche die Rahmenbedingungen des SGB IX 
ausfüllt. Zwischen den kommunalen Spitzen
verbänden, den Trägerverbänden der interdis
ziplinären Frühförderung, den Krankenkassen 
und der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns 
besteht ein Rahmenvertrag über die Früherken
nung und Frühförderung behinderter oder von 
Behinderung bedrohter Kinder. Dieser Rahmen
vertrag ist zum 01.08.2006 in Kraft getreten. Im 
Vergleich dazu müssen andere Bundesländer die 
interdisziplinäre Frühförderung erst aufbauen.



Die medizinische Frühförderung für behinderte 
und von Behinderung bedrohte Kinder erbringen 
derzeit 969 bayerische Vertragsärztinnen und 
Vertragsärzte (niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte, angestellte und ermächtigte Ärztinnen 
und Ärzte).

Zielsetzung
Frühzeitige und qualifizierte Förderung und 
Therapie von Kindern mit Behinderung oder 
drohender Behinderung, um dadurch positive 
Wirkungen auf den weiteren Verlauf der Behin
derung zu erzielen.

-

Maßnahmen
Die Bereinigung von Umsetzungsproblemen des 
Rahmenvertrages wird von den Vertragspart
nern, den Trägerverbänden und den Kostenträ
gern (Bezirke und Krankenkassen) angegangen. 
Das StMAS sowie das StMUG2, die selbst nicht 
Vertragspartner sind, sind bei Bedarf moderie
rend tätig.

-
-

-

3.3.2 Heilpädagogische tagesstätten 
(Nachmittagsbetreuung für  
behinderte Kinder an Förderschulen – 
StMAS, StMUK3)

Bestandsaufnahme
Die knapp 200 Heilpädagogischen Tagesstät
ten (HPT) bieten rund 14.900 Plätze für Kinder 
und Jugendliche mit Behinderung mit den För
derschwerpunkten geistige Entwicklung, Sehen, 
Hören, körperliche und motorische Entwicklung 
an. Sie sind zumeist neben oder in Förderschulen 
gelegen. 

-

-

Die Vermittlung lebenspraktischer Fertigkeiten 
mit dem Ziel einer möglichst selbstbestimmten 
und selbstständigen Teilhabe am Leben der Ge
meinschaft gehört ebenso zu ihren Aufgaben 
wie Hausaufgabenbetreuung oder die Förderung 

-

der Sozialkompetenz in Kleingruppen oder in 
Einzelarbeit. Sport- und Spielangebote sowie 
Ausflüge und Ferienfahrten runden das Angebot 
ab. HPT bieten ihren Kindern und Jugendlichen 
auch einen Mittagstisch.

Die interdisziplinäre Zusammenarbeit von  
Sozial- und Heilpädagogen, Psychologen, 
Sprach therapeuten, Erziehern, Pflegefachkräften 
und medizintherapeutischen Berufen (Logo-, Ergo-
, Physiotherapie) ermöglicht eine umfassende 
individuelle Förderung. Die Bildungs- und Erzie
hungspartnerschaft gehört zu den Schwerpunk
ten einer jeden HPT-Konzeption. Gemeinsam 
mit den Eltern werden Förderziele für ihr Kind 
erarbeitet. Eltern werden auch bei Erziehungs
fragen beraten. Laufende fachliche Weiterent
wicklung durch Supervision und Fortbildungen 
wird gewährleistet.

-
-

-
-

Diese teilstationären Einrichtungen verbessern 
die Teilhabechancen von Kindern und Jugend
lichen mit Behinderung, indem sie eine qualifi
zierte heilpädagogische Förderung sicherstellen 
und gleichzeitig die Einbindung jedes Einzelnen 
in Familie und soziales Umfeld unterstützen. Sie 
stehen in vielfältigem Austausch mit ihrem Ge
meinwesen. 

-
-

-

Zielsetzung
Verstärkte Öffnung der HPT hin zum Gemein
wesen und Weiterentwicklung des Angebots der 
HPT parallel zur Weiterentwicklung der Schulen 
zu inklusiven Einrichtungen. Entsprechend der 
Intention der UN-BRK sowie dem Wunsch- und 
Wahlrecht der Eltern und dem Selbstbestim
mungsrecht der Kinder, Entwicklung geeigneter 
Formen heilpädagogischer Förderung für behin
derte Kinder an Regel- und Ganztagsschulen, an 
denen Kinder mit und ohne Behinderung unter
richtet werden. Ziel ist eine den Unterricht er
gänzende heilpädagogische Förderung behinder
ter Kinder, z. B. an inklusiven Ganztagsschulen, 
zur Schaffung einer ganztägigen und inklusiven 
Form von Unterricht und heilpädagogischen För
derung und Betreuung (s. u. Ziff. 3.4.2).

-

-

-

-
-

-

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung

2 Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit 
3 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus
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-

-
-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Maßnahmen
Bestehende Heilpädagogische Tagesstätten bau-
en verstärkt Außenkontakte zu ihrem sozialen 
Umfeld auf und stellen einen stärkeren Umgang 
mit nicht behinderten Kindern sicher. 
Die derzeit nur als teilstationäre Maßnahme in 
heilpädagogischen Tagesstätten angebotene 
Förderung behinderter Kinder wird strukturell 
auf der Grundlage des Sozialgesetzbuches für 
Regel- und Ganztagsschulen angepasst, an de
nen Kinder mit und ohne Behinderung unterrich
tet werden. 

-
-

Das StMAS hat eine Begleitforschung für das 
Modellprojekt „Inklusive Nachmittagsbetreu
ung“ an Regelschulen mit dem Schulprofil  
„Inklusion“ in Auftrag gegeben.

-

3.4 INKLUSIve BILdUNG (Art. 24)

Die Verwirklichung einer inklusiven Bildung auf 
allen Ebenen ist ein Schwerpunkt bei der Um
setzung der UN-BRK. In Artikel 24 anerkennen 
die Vertragsstaaten das Recht von Menschen 
mit Behinderung auf Bildung und gewährleisten 
ein inklusives Bildungssystem auf allen Ebenen 
sowie lebenslanges Lernen. 

-

3.4.1 Kindertageseinrichtungen 
(StMAS)

Bestandsaufnahme 
Im BayKiBiG vom 08.07.2005 ist der Integrati
onsauftrag gegenüber Kindern mit (drohender) 
Behinderung normiert. Kinder mit Behinderung 
und solche, die von einer Behinderung bedroht 
sind, sollen in Kindertageseinrichtungen gemein
sam mit Kindern ohne Behinderung gefördert 
werden. Durch eine erhöhte Bezuschussung 
(Gewichtungsfaktor 4,5) der betreffenden Ein
richtungen wird dem besonderen Bildungs-, Er
ziehungs- und Betreuungsbedarf Rechnung ge
tragen. Die Einrichtungen haben sich verstärkt 
für Kinder mit Behinderung in Einzelintegration 
(maximal zwei Kinder mit (drohender) Behin

-

-

-
-
-

-

derung) geöffnet oder haben sich zu integra
tiven Einrichtungen (mindestens drei Kinder mit 
(drohender) Behinderung) weiterentwickelt. 
Die Zahl der integrativen Kindertageseinrich
tungen stieg im Zeitraum 2007 bis 2012 deut
lich um 69 % auf 864, die Zahl der Kinder mit 
(drohender) Behinderung in Kindertageseinrich
tungen und Tagespflege im gleichen Zeitraum 
um 84 % auf 7.622. 

Zielsetzung
Um Kindern mit (drohender) Behinderung eine 
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaft
lichen Leben zu ermöglichen, soll das Netz der 
inklusiv arbeitenden Einrichtungen noch enger 
geknüpft werden. Ziel ist es, jedem Kind mit 
Behinderung den Besuch einer wohnortnahen 
Kindertageseinrichtung zu ermöglichen und es 
hierbei entsprechend seinen individuellen Be
dürfnissen bestmöglich zu fördern. Damit wird 
bereits im frühen Kindesalter eine wichtige Wei
chenstellung vorgenommen. Die Kinder lernen 
von Anfang an Unterschiedlichkeiten als Selbst
verständlichkeit und Bereicherung zu begreifen. 
Durch das Zusammenspiel aus (individuellen) 
Leistungen der Eingliederungshilfe und Bildung, 
Erziehung und Betreuung in Kindertagesein
richtungen wird die optimale Förderung von 
Kindern mit (drohender) Behinderung innerhalb 
des regulären Bildungssystems sichergestellt. 
In den „Bayerischen Leitlinien für die Bildung 
und Erziehung von Kindern von Geburt bis zum 
Ende der Grundschulzeit“ (Bildungsleitlinien), 
mit deren Erstellung der Bayerische Minister
rat mit Beschluss vom 26.05.2009 das StMAS 
sowie das StMUK beauftragte, wurde das 
Thema Inklusion zentral verankert und dessen 
Bedeutung als Querschnittsthema ausdrück
lich hervorgehoben. In den Adressatenkreis der 
Bildungsleitlinien sind die sonderpädagogischen 
Einrichtungen einschließlich der HPT einbezo
gen. Die Leitlinien sind für diese Einrichtungen 
ein Orientierungsrahmen. Wichtige Ziele sind 
das gemeinsame Spielen und Lernen sowie die 
Partizipation aller Kinder am Bildungs- und Ein
richtungsgeschehen.



Maßnahmen
→  Planung von integrativen Plätzen bzw. inte

grativen Einrichtungen. Der im BayKiBiG nor
mierte Inklusionsauftrag der Kindertagesein
richtungen beschreibt bereits den Weg der 
Inklusion. Mit der Reform des BayKiBiG zum 
1. Januar 2013 wurde ein Bezug zur UN-BRK 
hergestellt und der bereits bisher bestehen
de Inklusionsauftrag von Kindertageseinrich
tungen bekräftigt. Die für den Ausbau der Kin
derbetreuung zuständigen Kommunen haben 
den Auftrag, wohnortnahe integrative Plätze 
bzw. integrative Einrichtungen in der örtlichen 
Bedarfsplanung zu berücksichtigen und da
durch dem Teilhabeanspruch der Kinder mit 
bestehender oder drohender Behinderung 
Rechnung zu tragen.

-
-

-

-
-

-

-

→  Der Gedanke der Inklusion zählt zu den ver
bindlichen Bildungs- und Erziehungszielen und 
wird im Bayerischen Bildungs- und Erziehungs
plan für Kinder in Tageseinrichtungen bis zur 
Einschulung (BayBEP), auf den die Ausfüh
rungsverordnung zum BayKiBiG verweist, nä
her ausgeführt: Vergleichbar mit der UN-BRK 
formuliert der BayBEP die Verantwortung der 
Bildungseinrichtungen, „sozialer Ausgrenzung 
angemessen zu begegnen und allen Kindern 
faire, gleiche und gemeinsame Lern- und Ent
wicklungschancen zu bieten“ (BayBEP Kap. 
2.8, S. 33). Dieser Auftrag soll noch spezifi
ziert und zur Umsetzung Materialien für die 
Praxis entwickelt werden.

-

-

-
-

-

-

→  Entwicklung einer vertiefenden Handreichung 
durch das Staatsinstitut für Frühpädagogik in 
Zusammenarbeit mit dem Staatsinstitut für 
Schulqualität und Bildungsforschung zu den 
Bayerischen Bildungsleitlinien (BayBL) für den 
Bereich der Kindertageseinrichtungen und an
deren Adressaten der BayBL. Die Broschüre 
soll das Thema „Inklusion und inklusive Päda
gogik“ mit dem Fokus auf Kinder mit Behin
derung von null bis zehn Jahren und deren ge
meinsame Bildung und Erziehung mit anderen 
Kindern konkretisieren. 

-

-
-

-

→  Grundlagenarbeit für die Erstellung einer spe
zifischen Leistungsbeschreibung der Einrich
tungen, die Kinder mit Behinderung oder von 
Behinderung bedrohte Kinder aufnehmen.

-
-

→  Umsetzung des Konzepts zur Weiterqualifi
kation von Heilerziehungspflegerinnen und 
-pflegern zu Fachkräften für Kindertagesein
richtungen, um künftig verstärkt den Einsatz 
multiprofessioneller Teams zu ermöglichen.

-

-

→  Bei der Schaffung neuer Einrichtungen wird 
besonders auf die Gewährleistung von Barrie
refreiheit hingewirkt.

-

3.4.2 Schulen (StMUK) 

Bestandsaufnahme
Inklusion durch eine vielfalt  
schulischerAngebote
Bayern legt bereits seit 2003 im Bayerischen 
Erziehungs- und Unterrichtsgesetz (BayEUG) 
einen besonderen Wert auf die integrativen 
Bemühungen, um Kinder mit sonderpädago
gischem Förderbedarf zunehmend an allgemei
nen Schulen zu unterrichten und zu fördern. 
Durch die UN-BRK 2009, Artikel 24, wird ein 
Recht auf Bildung und ein inklusives Schulsys
tem völkerrechtlich als verbindlich erklärt. 
Aufbauend auf dem bereits Erreichten soll ent
sprechend Art. 24 UN-BRK ein inklusives Schul
system entwickelt werden. Inklusive Bildung be
deutet bestmögliche Bildungschancen für jeden 
Einzelnen mit dem Ziel der gesellschaftlichen 
Teilhabe bis hin zur Eingliederung in den allge
meinen Arbeitsmarkt. Der individuelle Bildungs
anspruch ist Bezugspunkt für alle pädagogischen 
und schulischen Bildungsmaßnahmen. Dies ist 
eine Herausforderung sowohl für die allgemeine 
Schule als auch für die Förderschulen, die sich 
beide im Hinblick auf den Perspektivwechsel der 
UN-BRK verändern werden.
Der Ministerrat hat im Juli 2009, im August 
2010 und im Januar 2011 über die Umsetzung 
der UN-BRK im schulischen Bereich beraten. 

-
-

-

-
-
-

-
-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung



21Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de

-

-

-

-

-

-
-

 
-

-

-

-

Im Hinblick auf die Bedeutung dieses Themas 
hat sich am 03.12.2009 eine interfraktionelle 
Arbeitsgruppe des Bayerischen Landtags zur 
Umsetzung der UN-BRK im schulischen Bereich 
aus Mitgliedern aller Fraktionen im Ausschuss 
für Bildung, Jugend und Sport gebildet. Auf 
ihre Initiative hat der Bayerische Landtag am 
22.04.2010 einen Grundsatzbeschluss zur Um
setzung der UN-BRK im schulischen Bereich ge
fasst (Drs. 16/4619).

-
-

„der Landtag stellt fest: 
1.  Seit 26. März 2009 ist die UN-Konvention 

über die Rechte von Menschen mit Behin
derungen für Deutschland verbindlich. Das 
Übereinkommen der Vereinten Nationen hat 
die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen in allen Lebensbereichen 
zum Ziel. 

2.  Die schulische, berufliche und soziale Inklusi
on von Menschen mit Behinderungen umfasst 
alle Lebensbereiche. Die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtekonvention ist ein länger
fristiger Prozess und eine Aufgabe für die ge
samte Gesellschaft. 

3.  Es ist ein bedeutsames Ziel bayerischer Bil
dungspolitik, das gemeinsame Lernen von 
Menschen mit und ohne Behinderung im 
Sinne der Inklusion zu ermöglichen. Inklusi
on erfordert ein Bildungssystem, das sich an 
die Bedürfnisse der Menschen mit Behinde
rungen anpasst. 

4.  Inklusion umfasst alle Schularten und Bil
dungsbereiche. Freistaat und Kommunen sind 
für die Umsetzung in besonderer Weise gefor
dert. 

5.  Die Förderschulen sind als Lernorte und Kom
petenzzentren bei der Umsetzung der von der 
UN-Konvention geforderten Inklusion im Bil
dungswesen unverzichtbar. Sie müssen sich in 
diesem Sinne weiterentwickeln. 

6.  Die inklusive Beschulung von Menschen mit 
Behinderungen darf nicht zu einem Absinken 
der Förderqualität führen. 

7.  Erfolgreiche Inklusion benötigt die Fachkom
petenz und Erfahrung sowohl der Sonderpä

-

-

-
-

-

-

-

-

-

-

-

-
-

dagogen der Förderschulen als auch der Lehr
kräfte der allgemeinen Schulen. 

8.  Eltern, Schüler, Lehrer, Schulen, Schulträger, 
Verbände und Behindertenvertretungen sind 
bei der Konzeption und der Umsetzung inklu
siver Bildung einzubinden. 

die Staatsregierung wird aufgefordert: 
1.  dem Landtag bis zur Sommerpause 2010 un

ter Berücksichtigung der oben dargestellten 
Grundsätze ein Konzept zur Umsetzung eines 
inklusiven Bildungssystems im Sinne des  
Art. 24 der UN-Behindertenrechtekonvention 
vorzulegen; 

2.  ein Konzept zu erarbeiten, wie Lehrkräfte 
an allgemeinen Schulen im Rahmen der Leh
rerbildung und Lehrerfortbildung verstärkt 
sonderpädagogische Kompetenzen erwerben 
können, die diese zum inklusiven Unterrichten 
befähigen.“

Ferner wurde auf Initiative der interfraktionellen 
Arbeitsgruppe ein Beschluss des Bayerischen 
Landtags gefasst, inklusive Schulprojekte neu 
einzurichten oder bereits bestehende besonders 
beispielhafte Projekte weiterzuführen. Damit 
sollte die Möglichkeit geschaffen werden, auf 
dem Weg zur inklusiven Schule konkrete Erfah
rungen sammeln zu können und die allgemeinen 
Schulen durch eine Zusammenstellung von wis
senschaftlich evaluierten Best-Practice-Beispie
len zu unterstützen.  

Die Umsetzung der zitierten Landtagsbe
schlüsse erfolgt einerseits durch die 2011 ver
abschiedete Novellierung des BayEUG, die zum 
1. August 2011 in Kraft trat, und andererseits 
durch weitere in diesem Aktionsplan vorgese
hene Maßnahmen. 

die Umsetzung von Inklusion beruht 
im Gesetz auf zwei Säulen 
Zum einen bleiben alle bisherigen Formen der 
Förderung und Unterrichtung von Kindern mit 
und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf 
bestehen. Dieses Gesetz löst keine funktionie



renden und bewährten Einrichtungen oder Ko
operationsformen auf. Die zweite Säule macht 
deutlich, dass der inklusive Unterricht Aufgabe 
aller Schulen und ein Ziel der Schulentwicklung 
aller Schulen ist. Mit Zustimmung der Schulauf
sicht und der Schulaufwandsträger können die 
allgemeinen Schulen das Schulprofil „Inklusion“ 
entwickeln. Schulen mit diesem Profil erhalten 
einen großen Gestaltungsspielraum, um gemein
samen Unterricht von Kindern mit und ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf anbieten 
zu können. Die sonderpädagogische Unterstüt
zung an diesen Schulen erfolgt in der Regel nicht 
durch den Mobilen Sonderpädagogischen Dienst 
(MSD), sondern durch Lehrkräfte für Sonderpä
dagogik und Heilpädagogen der Förderschule, die 
in das Kollegium der allgemeinen Schule vor Ort 
fest eingebunden sind. Damit können diese Schu
len ein Motor im bayerischen Inklusionsprozess 
werden. Das Elternrecht wird nochmals gestärkt. 
Kinder mit Behinderung haben einen grundsätz
lich gleichberechtigten Zugang zur allgemeinen 
Schule; die bisherige Voraussetzung der aktiven 
Teilnahme entfällt. Dadurch können die Eltern im 
Rahmen der tatsächlichen Möglichkeiten selbst 
entscheiden, ob ihr Kind die Regelschule oder 
die Förderschule besucht. Ausnahmen bestehen 
aus Gründen des Kindeswohls (seitens der Kin
der mit Behinderung oder ihrer Mitschüler) oder 
aufgrund erheblicher Mehraufwendungen für den 
Schulaufwandsträger (dann ggf. Besuch einer an
deren allgemeinen Schule). 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Mit der Novellierung des BayEUG zum  
1. August 2011 setzt Bayern den inklusiven An
spruch rechtlich um und baut ihn schrittweise 
für alle Förderschwerpunkte weiter aus. Dabei 
soll durch eine Vielfalt schulischer Angebote ein 
echtes Entscheidungsrecht der Eltern gewährleis
tet werden. Die inklusive Schullandschaft reicht 
von unterschiedlichen inklusiven Angeboten in 
allen Schularten in Bayern bis hin zu den speziali
sierten Förderschulen in allen Förderschwerpunk
ten (siehe auch www.km.bayern.de/ministerium/
schule-und-ausbildung/inklusion).

-

-

-
-

Inklusion einzelner Schüler 
(vgl. Art. 30b Abs. 2 BayeUG)
Kinder mit sonderpädagogischem Förderbe
darf in allen Förderschwerpunkten können die 
allgemeine Schule besuchen. Sie werden dabei 
durch den MSD der Förderschule unterstützt. 
Schulartspezifische Regelungen für die Aufnah
me, das Vorrücken, den Schulwechsel und die 
Durchführung von Prüfungen an weiterführenden 
Schulen (z. B. Übertrittsvoraussetzungen) sind zu 
beachten. Vor allem in den Förderschwerpunk
ten Sprache, Hören, Sehen und körperliche und 
motorische Entwicklung wird derzeit diese Mög-
lichkeit genutzt, auch an Realschulen und Gym
nasien. Nachteilsausgleich wird bei Bedarf im er
forderlichen Umfang gewährt. Schülerinnen und 
Schüler im Förderschwerpunkt Lernen und geis
tige Entwicklung müssen an allgemeinen Schulen, 
für deren Besuch keine schulartspezifischen Vo
raussetzungen bestehen, nicht die Lernziele der 
besuchten Jahrgangsstufe erreichen; sie können 
nach abweichenden, individuellen Lernzielen auf 
der Grundlage eines individuellen Förderplans 
unterrichtet werden.  

-

-

-

-
-

-

-

Ggf. leistet zusätzlich ein Schulbegleiter in Verant
wortung der Eingliederungshilfe Unterstützung.

-

Mobiler Sonderpädagogischer dienst (MSd)
Lehrkräfte für Sonderpädagogik unterstützen in 
ihrer Tätigkeit im MSD:
→  Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda

gogischem Förderbedarf an der allgemeinen 
Schule

→  deren Eltern 
→  sowie die Lehrkräfte.

-

Der MSD bedient dabei folgende sonderpäda
gogische Aufgabenfelder:

-

→  Diagnostik
→  Beratung
→  Koordination der Förderung
→  Fortbildungen

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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Kooperationsklassen 
(vgl. Art. 30a Abs. 7 Punkt 1 BayeUG)
Kooperationsklassen sind Klassen der Grund-, 
Mittel- oder Berufsschule, die Kinder mit und 
ohne sonderpädagogischen Förderbedarf besu
chen. Eine Lehrkraft der Förderschule betreut 
die Kooperationsklasse im Rahmen des MSD 
mit mehreren Stunden pro Woche. Kooperati
onsklassen werden derzeit vor allem von Schü
lerinnen und Schülern im Förderschwerpunkt 
Lernen besucht. Sie sind gastschulfähig.

-

-
-

Partnerklassen 
(vgl. Art. 30a Abs. 7 Punkt 2 BayeUG)
Partnerklassen sind vor allem Klassen der För
derschule an einer allgemeinen Schule oder um
gekehrt. Hier arbeiten eine Klasse der Förder
schule und eine Klasse der allgemeinen Schule 
zusammen. Art und Umfang des gemeinsamen 
Unterrichts stimmen die Lehrkräfte miteinander 
ab. Besonders häufig findet sich dieses Modell 
im Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“, 
indem eine Klasse der Förderschule an einer all
gemeinen Schule angesiedelt wird. 

-
-

-

-

Schule mit dem Schulprofil „Inklusion“ 
(vgl. Art. 30b Abs. 3 BayeUG)
Eine Schule mit dem Profil „Inklusion“ setzt auf der 
Grundlage einer gemeinsamen Bildungs- und Er
ziehungskonzeption in Unterricht und Schulleben 
eine individuelle Förderung aller Schülerinnen und 
Schüler um. Lehrkräfte der allgemeinen Schule und 
Lehrkräfte für Sonderpädagogik gestalten gegebe
nenfalls gemeinsam mit weiteren Fachkräften das 
gemeinsame Lernen. Die Lehrkräfte für Sonderpä
dagogik sind in das Lehrerkollegium der allgemei
nen Schule eingebunden.

-

-

-
-

Klassen mit festem Lehrertandem 
(vgl. 30b Abs. 5 BayeUG)
An Schulen mit dem Schulprofil „Inklusion“ be
steht die Möglichkeit der Bildung von Klassen 
mit festem Lehrertandem für die inklusive Be
schulung von Schülerinnen und Schülern mit 
sehr hohem sonderpädagogischen Förderbedarf. 
Das feste Lehrertandem aus einer Lehrkraft der 

-

-

allgemeinen Schule und einer Lehrkraft für Son
derpädagogik (ggf. auch Heilpädagogische För
derlehrer oder Heilpädagogische Unterrichtshil
fen) unterrichtet diese Klasse gemeinsam. 

offene Klassen der Förderschule
In offenen Klassen der Förderschule, in denen 
auf der Grundlage der Lehrpläne der allgemeinen 
Schule unterrichtet wird, können auch Schüle
rinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf aufgenommen werden. Voraus
setzung ist, dass kein Mehrbedarf hinsichtlich 
des erforderlichen Personals und der benötigten 
Räume entsteht. Im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Mittel können die Schulaufsichts
behörden bei Förderzentren für die Förder
schwerpunkte Sehen, Hören oder körperliche 
und motorische Entwicklung Schülerinnen und 
Schüler ohne Förderbedarf bis zu 20 v. H. der 
vom Staatsministerium festgelegten Schüler
höchstzahl je Klasse bei der Klassenbildung be
rücksichtigen.

Spezialisierte Förderschulen als 
Kompetenzzentren für Sonderpädagogik
Das Zentrum sonderpädagogischer Professio
nalität und Fachlichkeit ist die Förderschule. Ihr 
besonderer Auftrag ist es, mit hoher Diagnose-
Kompetenz, qualifizierten Förderangeboten und 
professionellem Unterricht dem Förderbedarf 
jedes einzelnen Kindes oder Jugendlichen auf 
sehr individuelle Weise gerecht zu werden. Spe
zialisierte Förderschulen sind als sonderpädago
gische Kompetenzzentren in den verschiedenen 
Förderschwerpunkten (Lernen, emotionale und 
soziale Entwicklung, Sprache, geistige Entwick
lung, körperliche und motorische Entwicklung, 
Hören, Sehen) eine notwendige Ergänzung in
nerhalb des allgemeinen schulischen Angebotes. 
Als alternative Lernorte, Kompetenz- und Be
ratungszentren erfüllen diese sonderpädago
gisch spezialisierten Schulen ihren Beitrag zur 
Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf an den 
allgemeinen Schulen. Förderschulen als Kompe
tenzzentren für Sonderpädagogik unterstützen 



die allgemeinen Schulen mit sonderpädago
gischer Fachlichkeit u. a.:

-

 
→  mit den MSD bei der Inklusion einzelner  

Schülerinnen und Schüler sowie in Koope
rationsklassen, 

-

→  in den allgemeinen Schulen mit dem Schul
profil „Inklusion“ sowie in den Klassen mit 
festem Lehrertandem und

-

→  in den Partnerklassen.
 
Sie bieten darüber hinaus eine spezialisierte vor
schulische Förderung in Form der Schulvorbe
reitenden Einrichtungen und der Mobilen Son
derpädagogischen Hilfe in Kindertagesstätten, 
Frühförderstellen und Familien.

-
-
-

Kinder und Jugendliche, die aufgrund ihrer Be
hinderung beim Schulbesuch auf individuelle Hil
fen angewiesen sind, werden durch Schulbeglei
terinnen und Schulbegleiter unterstützt, die den 
eingliederungshilferechtlichen Bedarf abzude
cken helfen. Die Schulbegleiterinnen und Schul
begleiter helfen, Defizite im pflegerischen, sozi
alen, emotionalen und kommunikativen Bereich 
auszugleichen. Es handelt sich dabei um Leistun
gen der Eingliederungshilfe nach SGB VIII oder 
SGB XII. Schulbegleiterinnen und Schulbegleiter 
können und dürfen jedoch keine Unterrichtsauf
gaben übernehmen. Dies ist Aufgabe der Schule 
bzw. der Lehrer. Zur Fortentwicklung der Schul
begleitung wurde im Mai 2012 ein Runder Tisch 
Inklusion vom StMUK und dem Verband der 
bayerischen Bezirke gegründet, dem nunmehr 
sämtliche kommunale Spitzenverbände (vgl. 
Kommunen als Sachaufwandsträger, Schulträger 
und Träger der Jugend- und der Eingliederungs
hilfe), das StMAS sowie die Behindertenbeauf
tragte der Bayerischen Staatsregierung ange
hören. Bei Bedarf werden weitere Fachleute 
hinzugezogen.

-
-

-

-
-
-

-

-

-

-
-

-

Zielsetzung
Ziel ist eine bestmögliche Einbeziehung behin
derter Kinder in das Regelschulsystem und den 
Lebensalltag wie auch die Förderung des früh

-

-

zeitigen Verständnisses nicht behinderter Kinder 
und deren Eltern für behinderte Kinder durch 
einen unkomplizierten Umgang miteinander. In 
Zusammenarbeit mit den Verbänden und weite
ren schulischen und außerschulischen Partnern 
soll die Umsetzung der UN-BRK schrittweise re
alisiert werden. Insgesamt geht es in Zukunft da
rum, Bewährtes zu erhalten sowie im Lichte der 
UN-BRK mehr inklusive Bildung in allen Schular
ten umzusetzen.

-

-
-

-

Maßnahmen
→  Schaffung größtmöglicher Barrierefreiheit in 

Regel- und Förderschulen.

→  Möglichkeit der Weiterentwicklung der An
gebote gemeinsamen Unterrichts von Schü
lerinnen und Schülern mit und ohne sonder
pädagogischen Förderbedarf. Damit ist der 
Ausbau der schulischen Unterstützungssys
teme verbunden.

-
-

-

-

→  Möglichkeit der Weiterentwicklung von För
derschulen zu Schulen mit dem Schulprofil In
klusion; das Miteinander von Schülern mit und 
ohne sonderpädagogischen Förderbedarf soll 
auch an Förderschulen neue Wege in der Um
setzung von Inklusion eröffnen.

-
-

-

→  Bestimmung eines „Ansprechpartners für In
klusion“ aus dem Lehrerkollegium jeder Schu
le mit der Aufgabe, inklusive Aspekte in der 
Schulentwicklung zu berücksichtigen.

-
-

→  Erhalt der Förderschulen als schulische Lern
orte und Weiterentwicklung der Förderschu
len als sonderpädagogische Kompetenzzen
tren und deren Öffnung für Schülerinnen und 
Schüler ohne Behinderung bis hin zu Förder
schulen mit dem Profil „Inklusion“.

-
-

-

-

→  Auswertung der Ergebnisse des Projekts des 
Bildungspakts „Inklusive berufliche Bildung in 
Bayern“ zum Ausbau und zur Weiterentwick
lung der Angebote gemeinsamen Unterrichts 
im beruflichen Bereich; Umsetzung soweit 

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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sinnvoll und möglich in der Fläche. Schüle
rinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die einen Abschluss in einem 
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf an
streben, können sowohl an einer allgemeinen 
beruflichen Schule als auch an einer beruf
lichen Schule zur sonderpädagogischen För
derung unterrichtet werden. Schülerinnen und 
Schüler, die die Regelschule besuchen, sollen 
dort in Kooperation mit den Berufsschulen zur 
sonderpädagogischen Förderung die entspre
chende Förderung erhalten, die notwendig ist, 
um das Ausbildungsziel erreichen zu können.

-

-

-
-

-

→  Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Stel
len und Mittel Zuweisung von zusätzlichen 
Stunden in den verschiedenen Schularten je 
nach Schülerzusammensetzung sowie Anpas
sung der Klassenstärken in den Förderschulen 
an die jeweilige Schülerzusammensetzung.

-

-

→  Verstärkte Beschäftigung von Lehrerinnen 
und Lehrern mit Behinderung.

→  Aufnahme der Anforderungen an eine inklu
sive Bildung in das Pädagogik-Studium und 
entsprechende Fortbildungsmöglichkeiten 
für Pädagogen. Die bereits durchgeführten 
ersten Fortbildungen für die Schulaufsicht 
und die Lehrkräfte von Grund-, Mittel- und 
Förderschulen werden fortgesetzt. Bei der 
Aufnahme von Schülerinnen und Schülern mit 
Behinderung bzw. sonderpädagogischem För
derbedarf in die Grund- und Mittelschule wird 
der konkret notwendige Fortbildungsbedarf 
durch die schulhausinterne Fortbildung geleis
tet. Für die Lehrkräfte der anderen Schularten 
werden ebenfalls bedarfsorientiert Fortbil
dungen angeboten. 

-

-

-

-

→  Handreichungen, gestützt durch den wissen
schaftlichen Beirat, zur inklusiven Schulent
wicklung und vor allem zum Umgang mit He
terogenität von Schülerinnen und Schülern.

-
-

-

→  Das Elternrecht ist rechtlich gestärkt worden. 

Nach ausführlicher ergebnisoffener Bera
tung der verschiedenen Systeme, die es noch 
weiterzuentwickeln gilt, können sich die Er
ziehungsberechtigten bzw. die volljährigen 
Schülerinnen und Schüler im Rahmen der 
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten 
für den adäquaten Förderort entscheiden.

→  Weitere Ertüchtigung der Schulberatung, da
mit die Eltern ein bestehendes Wahlrecht op
timal ausüben können.

→  Die bereits erfolgte intensive Öffentlichkeits
arbeit seitens des StMUK wird konsequent 
fortgesetzt. Inklusion und das Bewusstma
chen der notwendigen Veränderungen in 
Schule und Gesellschaft ist ein lang andau
ernder Prozess, der durch die Öffentlichkeits
arbeit des StMUK begleitet wird.

→  Intensivierung der Zusammenarbeit mit au
ßerschulischen Partnern, um eine bestmög
liche Unterstützung der Schülerinnen und 
Schüler zu gewährleisten.

→  Nutzen der Dialogforen innerhalb der Bil
dungsregionen als Möglichkeit der regionalen 
Abstimmung und Weiterentwicklung der in
klusiven Förderangebote.

→  Der Runde Tisch Inklusion von StMUK, 
StMAS, kommunalen Spitzenverbänden und 
der Behindertenbeauftragten der Bayerischen 
Staatsregierung hat eine umfassende Betrach
tung der Gesamtthematik Inklusion im schu
lischen Bereich zum Ziel und soll Lösungs
ansätze, insbesondere an den gemeinsamen 
Schnittstellen der verschiedenen Kosten- und 
Verantwortungsträger diskutieren und auf 
den Weg bringen. 

Nur in einem gemeinsamen Prozess kann es ge
lingen, Inklusion im Bildungssystem dauerhaft zu 
verankern. Dies setzt die Bereitschaft aller vo
raus, ihre Einstellungen und Haltungen zu reflek
tieren und ggf. zu verändern.



3.4.3 Jugendarbeit (StMUK) 

Bestandsaufnahme
Die Jugendarbeit hat zum Ziel, die Entwicklung 
aller jungen Menschen – ob mit oder ohne Be
hinderung – zu fördern, sie zur Selbstbestim
mung zu befähigen sowie zu gesellschaftlicher 
Mitverantwortung und sozialem Engagement 
anzuregen und hinzuführen. Jugendarbeit beruht 
auf den Prinzipien der Freiwilligkeit, Ehrenamt
lichkeit, Selbstorganisation und Partizipation. 
Insofern lässt sich in der Jugendarbeit die gleich
berechtigte Teilhabe von jungen Menschen mit 
Behinderung gut verwirklichen; zugleich werden 
die jungen Menschen in ihrer Entwicklung unter
stützt und in ihrer Befähigung zu einem selbst 
bestimmten Leben gefördert. In vielen Bereichen 
der Jugendarbeit gehören junge Menschen mit 
Behinderung bereits selbstverständlich und 
gleichberechtigt mit dazu. Darüber hinaus gibt 
es Angebote, die sich gezielt an junge Menschen 
mit Behinderung wenden, um sie einerseits mit 
den Mitteln der Jugendarbeit gezielt zu fördern 
und andererseits an die allgemeine Jugendarbeit 
heranzuführen. Jugendarbeit umfasst ein breites 
und vielfältiges Spektrum von Bildungs- und Frei
zeitangeboten in Jugendverbänden, Vereinen und 
Einrichtungen (z. B. Jugendfreizeitstätten, Jugend
treffs und Aktivspielplätze).  

-
-

-

-

-

-

-

Zielsetzung
Weiterentwicklung der Einbindung junger Men
schen in die verbandliche und nicht verbandliche 
Jugendarbeit.

-

Maßnahmen 
Weiterführung der erfolgreichen Bemühungen 
der freien und öffentlichen Träger der Jugend
arbeit um Inklusion der jungen Menschen mit 
Behinderung, gezielte Bewusstseinsbildung, 
Unterstützung und Beratung dabei durch die zu
ständigen Staatsministerien (StMAS, StMUK) 
und durch die Bezirke.

-

-

3.4.4 Allgemeine erwachsenenbildung 
(StMUK)

Bestandsaufnahme
Angebote der Allgemeinen Erwachsenenbildung 
sind sachimmanent nicht zugangsbeschränkt. 
Auch Zugangsbeschränkungen in Bezug auf das 
Alter bestehen nicht. Die Allgemeine Erwach
senenbildung wird von einer Vielzahl von freien 
Trägern aus verschiedensten gesellschaftlichen 
Bereichen getragen. Gemeinsames Lernen von 
Menschen mit und ohne Behinderung gehört be
reits zum Alltag. Zahlreiche Einrichtungen halten 
zusätzlich zu den allen Menschen unabhängig 
von einer Behinderung offenstehenden Angebo
ten auch spezielle Angebote für Menschen mit 
Behinderung vor, um diese speziell fördern zu 
können. 

-

-

-

Zielsetzung
Weiterentwicklung der erfolgreichen Einbindung 
von Erwachsenen mit Behinderung in die Ange
bote der Allgemeinen Erwachsenenbildung.

-

Maßnahmen
Weiterführung der erfolgreichen Bemühungen 
der freien Träger der Allgemeinen Erwachse
nenbildung um Inklusion von Erwachsenen mit 
Behinderung, gezielte Bewusstseinsbildung, 
Unterstützung und Beratung dabei durch das zu
ständige Staatsministerium (StMUK).

-

-

3.4.5 Hochschulen und Studium 
(StMwFK4) 

-

-

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung

4  Bayerisches Staatsministerium für Wissenschaft,  
Forschung und Kunst

Bestandsaufnahme
Den Anforderungen in Art. 24 des Übereinkom
mens ist für den Bereich des Hochschulrechts 
in Bayern bereits grundsätzlich Rechnung getra
gen. Gemäß Art. 2 Abs. 3 S. 3 und 4 Bayerisches 
Hochschulgesetz (BayHSchG) berücksichtigen 
die Hochschulen die besonderen Bedürfnisse 
von Studierenden mit Behinderung und bestel
len einen Beauftragten oder eine Beauftragte 
für Studierende mit Behinderung, dessen oder 
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deren Aufgaben in der Grundordnung geregelt 
werden. Hierin kann u. a. die Beteiligung bzw. 
Information des Behindertenbeauftragten durch 
den Hochschulrat oder andere Gremien aufge
nommen werden. Die Beauftragten wachen da
rüber, dass die Hochschulen ihren Aufgaben ge
genüber Studierenden mit Behinderung gerecht 
werden. Die Hochschulen tragen dafür Sorge, 
dass Studierende mit Behinderung in ihrem Stu
dium nicht benachteiligt werden und die Ange
bote der Hochschule möglichst ohne fremde 
Hilfe in Anspruch nehmen können. Gemäß Art. 
61 Abs. 2 Satz 3 Nr. 5 BayHSchG sind in den 
Prüfungsordnungen der Hochschulen die be
sonderen Belange behinderter Studierender zur 
Wahrung ihrer Chancengleichheit zu berücksich
tigen. Vorzusehen sind etwa Kompensationen 
im Rahmen des Prüfungsverfahrens oder der 
Prüfungsorganisation, aber auch der Studienor
ganisation, die der Behinderung der Studieren
den Rechnung zu tragen haben.
Menschen mit Behinderung haben gleichberech
tigt mit nichtbehinderten Menschen Zugang zu 
den bayerischen Hochschulen. Behinderte Stu
dienbewerberinnen und Studienbewerber oder 
Studierende können sich mit ihren spezifischen 
Fragen (z. B. Studienzulassung, Studienbedin
gungen, Nachteilsausgleich im Studium usw.) 
direkt an die Ansprechpartner für Studierende 
mit Behinderung und chronischer Krankheit an 
den Hochschulen (Beratungsstellen oder Behin
dertenbeauftragte) wenden. Diese sind auch bei 
der Beantragung von Studienassistenten und 
technischen Hilfsmitteln behilflich. Unterstüt
zung finden behinderte Studienbewerberinnen 
und Studienbewerber oder Studierende auch 
bei den Sozialberatungsstellen der Studenten
werke.  Um die Teilhabe der Studierenden mit 
Behinderung bzw. chronischer Krankheit an der 
Hochschulbildung weiter zu verbessern, ist aber 
teilweise noch eine Bewusstseinsänderung an 
den Hochschulen erforderlich, da nicht alle Leh
renden hinreichende Kenntnis von den unter
schiedlichen besonderen Belangen behinderter 
Studierender haben. 

Nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB XII sind Leis
tungen der Eingliederungshilfe neben anderen 
Leistungen insbesondere Hilfen zur schulischen 
Ausbildung für einen angemessenen Beruf ein
schließlich des Besuchs einer Hochschule. Ge
mäß der Eingliederungshilfe-Verordnung um
fasst die Hilfe zur schulischen Ausbildung für 
einen angemessenen Beruf auch die Hilfe zur 
Ausbildung an einer Hochschule oder einer  
Akademie. Diese Hilfe wird gewährt, wenn (Nr. 1) 
zu erwarten ist, dass das Ziel der Ausbildung 
oder der Vorbereitungsmaßnahmen erreicht 
wird, (Nr. 2) der beabsichtigte Ausbildungsweg 
erforderlich ist und (Nr. 3) der Beruf oder die 
Tätigkeit voraussichtlich eine ausreichende Le
bensgrundlage bieten oder, falls dies wegen Art 
oder Schwere der Behinderung nicht möglich ist, 
zur Lebensgrundlage in angemessenem Umfang 
beitragen wird.
Als angemessen werden in der bisherigen Pra
xis von den Sozialhilfeträgern in der Regel nur 
der erste erworbene berufsqualifizierende Ab
schluss angesehen, sodass Studierenden mit 
einer abgeschlossenen Berufsausbildung die 
Leistungen der Eingliederungshilfe für den Be
such einer Hochschule teilweise versagt blieben. 
Gleiches gilt bei Masterstudiengängen. Schwie
rigkeiten ergeben sich teilweise auch bei der 
Unterstützung von Auslandsaufenthalten und 
Praktika, die nicht ausdrücklich in den Prüfungs
ordnungen verankert sind.

Im einzelnen
Barrierefreie Hochschulgebäude 
Bezüglich des barrierefreien Hochschulbaus sind 
auch die aus der Anfangszeit der ab den späten 
70er-Jahren gegründeten Hochschulen z. B. der 
Universitäten Augsburg, Bayreuth oder Passau 
stammenden Gebäude barrierefrei erschlossen. 
Als Beispiel für den nahezu vollständig barriere
freien Ausbau einer Hochschule im Rahmen 
von Grundsanierungen und Ausbaumaßnahmen 
kann die Hochschule für angewandte Wissen
schaften – Fachhochschule Augsburg genannt 
werden. Mit einer vollständigen Sanierung des 
veralteten Gebäudebestandes und weiteren 



Neubaumaßnahmen konnte nahezu die gesamte 
Hochschule barrierefrei erschlossen werden. 
Vergleichbar ist die Situation bei den Hochschu
len für angewandte Wissenschaften – Fachhoch
schulen Schweinfurt und Coburg, bei denen der 
Gebäudebestand sukzessive saniert werden 
muss. 

-
-

-
-

-

Auch bei Baumaßnahmen mit begrenztem Bud
get, wie bei den Ausbaumaßnahmen der ehema
ligen Leighton Kaserne für die Zwecke der Uni
versität Würzburg, wird durch die Realisierung 
von Rampen und den nachträglichen Einbau von 
Aufzügen der barrierefreie Ausbau konsequent 
verfolgt.

Prüfungsrecht 
Gemäß Art. 61 Abs. 2 Satz 3 Nr. 5 BayHSchG 
sind in den Prüfungsordnungen der Hochschulen 
die besonderen Belange behinderter Studieren
der zur Wahrung ihrer Chancengleichheit zu be
rücksichtigen. Beispielsweise ist für den Bereich 
der staatlichen Fachhochschulen in § 5 der Rah
menprüfungsordnung für die Fachhochschulen 
geregelt, dass Studierenden, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage sind, eine Prü
fung ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form abzulegen, auf Antrag Nachteilsausgleich 
gewährt wird, soweit dies zur Herstellung der 
Chancengleichheit erforderlich ist. Vorzusehen 
sind etwa Kompensationen im Rahmen des 
Prüfungsverfahrens oder der Prüfungsorgani
sation, aber auch der Studienorganisation, die 
der Behinderung des Studierenden Rechnung 
zu tragen haben. Sieht eine Prüfungsordnung 
entsprechende Regelungen nicht vor, ist deren 
Genehmigung vom Präsidenten zu verweigern. 
Zudem entspricht es der Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichte, dass Behinderungen, die 
den Nachweis einer vorhandenen Leistungsfä
higkeit erschweren, durch entsprechende ver
fahrensrechtliche Vorkehrungen (z. B. Schreib
zeitverlängerung oder Verwendung technischer 
Vorrichtungen) auszugleichen sind. 

-
-

-

-

-

-
-
-

-
-

-

-

-

-
-

-

Im Rahmen des Prüfungsrechts werden die 
besonderen Belange von Studierenden mit Be
hinderung neben der Ausgestaltung der Prü

fungsordnungen auch im Rahmen der Akkre
ditierung besonders berücksichtigt. Die für die 
Akkreditierung zugrunde zu legenden „Regeln 
des Akkreditierungsrates für die Akkreditierung 
von Studiengängen und für die Systemakkredi
tierung“ (Beschluss des Akkreditierungsrates 
vom 08.10.2009 i. d. F. vom 10.12.2010) sehen 
vor, dass im Studiengangskonzept für Studie
rende mit Behinderung ein Nachteilsausgleich 
vorgesehen sein muss, sodass auch die Studier
barkeit gewährleistet ist. Auch bei der Begut
achtung des Prüfungssystems wird untersucht, 
ob Studierende mit Behinderung hinsichtlich 
zeitlicher und formaler Vorgaben im Studium 
und bei Prüfungen den erforderlichen Nach
teilsausgleich erhalten. Die entsprechenden 
Regelungen müssen transparent dokumentiert 
und veröffentlicht werden.

Hochschulzulassung 
Studieninteressierte mit Behinderung können 
bei der Bewerbung für einen zulassungsbe
schränkten Studiengang einen Antrag auf Nach
teilsausgleich (Durchschnittsnote/Wartezeit) 
sowie einen Härtefallantrag bei der Stiftung für 
Hochschulzulassung oder entsprechend bei den 
einzelnen Hochschulen stellen, wenn sie sich für 
einen örtlich zulassungsbeschränkten Studien
gang bewerben. Daneben kann bei der Bewer
bung um einen Studienplatz, der in das zentrale 
Vergabeverfahren der Stiftung für Hochschul
zulassung einbezogen ist, ein Antrag auf Be
rücksichtigung des ersten Studienwunsches als 
Zusatzantrag gestellt werden (§ 21 Hochschul
zulassungsverordnung – HZV). Dieser Antrag ist 
ein den erstgenannten ergänzender Antrag. Er 
verbessert nicht die Chancen auf die Zuweisung 
eines Studienplatzes, sondern erhöht die Chan
cen des Bewerbers, dort zu studieren, wo er es 
sich wünscht.

-
-

-
-

-
-

-

-

eignungsfeststellungsverfahren 
Ebenso wie bei der Vergabe der Studienplätze 
im Rahmen eines Auswahlverfahrens ist die 
Durchschnittsnote auch im Eignungsfeststel
lungsverfahren ein wesentliches Auswahlkriteri

-
-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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um. Daher sollen Leistungsbeeinträchtigungen, 
die eine Bewerberin oder einen Bewerber gehin-
dert haben, beim Erwerb der Studienberechti
gung (z. B. Abitur) eine bessere Durchschnitts
note zu erreichen, ausgeglichen werden. Werden 
derartige Umstände und ihre Auswirkungen 
nachgewiesen, ist der Bewerber mit der verbes
serten Durchschnittsnote am Eignungsfeststel
lungsverfahren zu beteiligen. Dies bedeutet, 
dass die ZVS-Grundsätze für die Erstellung von 
Schulgutachten zu den Anträgen auf Nachteils
ausgleich zu beachten sind.

-
-

-
-

-

 Studienfinanzierung 
(BAföG und Studienbeiträge) 
Im Vollzug des Bundesausbildungsförderungsge
setzes (BAföG) erfahren Studierende mit Behin
derung eine besondere Berücksichtigung. Nach 
§ 15 Abs. 3 Nr. 5 BAföG wird Ausbildungsförde
rung über die Förderhöchstdauer hinaus für eine 
angemessene Zeit geleistet, wenn sie u. a. infol
ge einer Behinderung überschritten worden ist. 
In diesen Fällen wird nicht – wie sonst üblich – 
auch für die verlängerte Förderzeit Ausbildungs
förderung zu 50 % als Zuschuss und 50 % als un
verzinsliches Staatsdarlehen geleistet, vielmehr 
erfolgt die Förderung zu 100 % als nicht zurück
zahlbarer Zuschuss (§ 17 Abs. 2 und 3 BAföG). 
Für das BAföG ist eine Beratungspflicht der Äm
ter gesetzlich festgelegt (§ 41 Abs. 3 BAföG). 
Im Rahmen der Erhebung von Studienbeiträgen 
an bayerischen staatlichen Hochschulen wurden 
die Hochschulen gem. Art. 71 Abs. 5 Satz 2 Nr. 
5 BayHSchG ermächtigt, Studierende bei Vor-
liegen einer besonderen Härte von Studienbei
trägen zu befreien. Hiervon machen die meisten 
Hochschulen u. a. in dem Sinne Gebrauch, als sie 
Studierende mit Behinderung von den Studien
beiträgen befreien.

-
-

-

-

-
-

-

-

-

-

Studentenwerke 
Wesentliche Bedeutung für die wirtschaftliche 
Förderung und soziale Betreuung der Studieren
den der Hochschulen haben die Studentenwerke. 
Sie erfüllen diese Aufgabe insbesondere durch 
die Errichtung und den Betrieb von Kinderbe

-

-

treuungsstätten, den Bau und den Betrieb von 
Studentenwohnheimen und den Betrieb von 
Verpflegungseinrichtungen sowie die Bereit
stellung von Einrichtungen im kulturellen und 
gesellschaftlichen Bereich. Die Erfüllung dieser 
Aufgaben ist für Studierende mit Behinderung 
von besonderer Bedeutung. Das Hochschulge
setz bestimmt deswegen in Art. 91 Abs. 2 S. 1 
Nr. 5 BayHSchG, dass der oder die Behinder
tenbeauftragte der Hochschule Mitglied in der 
Vertreterversammlung des Studentenwerks ist. 
Zugleich ist der oder die Behindertenbeauftragte 
der Hochschule Mitglied im Verwaltungsrat des 
Studentenwerks (Art. 92 Abs. 3 S. 1 Nr. 6 BayH
SchG). 

 Studentenwohnheime 
Bei den Studentenwohnheimen, die von den 
bayerischen Studentenwerken betreut werden, 
standen im Frühsommer 2010 insgesamt 116 
behindertengerechte Wohnheimplätze zur Ver
fügung, von denen 23 entsprechend belegt wa
ren. Weitere behindertengerechte Wohnplätze 
werden von sonstigen Trägern angeboten. Ins
gesamt erachten die Studentenwerke die der
zeit vorhandenen Kapazitäten mit Ausnahme 
einiger weniger Standorte als ausreichend.

virtuelle Hochschule Bayern 
Dem barrierefreien Zugang zu Informationen 
trägt die Virtuelle Hochschule Bayern (vhb) 
Rechnung. Die vhb ist die erste Verbundeinrich
tung Deutschlands, die auf das multimediale 
Angebot und Wissen aller Hochschulen eines 
Landes der Bundesrepublik zurückgreifen kann. 
Sie ergänzt und unterstützt die unverzichtbare 
Präsenzlehre und bietet mit multimedial gestal
teten Lehr- und Lernformen neue Möglichkeiten 
der Ergänzung und Spezialisierung im Studium.

technische Hilfsmittel 
Geeignete technische Hilfsmittel für Studieren
de mit Seh- oder Hörbehinderung stehen nur 
teilweise an den bayerischen Hochschulen zur 
Verfügung. Die Angebote variieren von Hoch
schule zu Hochschule angefangen von digitalen 



Unterlagen/Skripten für Studierende mit Seh
behinderung, der computergestützten Übertra
gung von schriftlichen Texten in Blindenschrift, 
Blinden- und Sehbehindertenarbeitsplätzen, 
bis hin zu Infrarot-Stereo-TV-Hörsystemen und 
Head-Sets für hörgeschädigte Studierende. Die 
unterschiedliche Ausstattung ist u. a. darauf zu
rückzuführen, dass der Bedarf an den einzelnen 
Hochschulen unterschiedlich beurteilt wird. 

-
-

-

Zielsetzung
Weiterentwicklung der Hochschulen zu inklu
siven Einrichtungen und Gewährleistung der 
Rahmenbedingungen für eine Teilhabe behin
derter Menschen am Studium. Hierzu hat die 
Bayerische Staatsregierung am 14.02.2012 ein 
„Konzept zur inklusiven Hochschule“ beschlos
sen, welches mit den Beteiligten im Rahmen 
des Anhörungsverfahrens diskutiert wurde. 
Dieses Konzept wurde dem Bayerischen Land
tag zugeleitet.

-

-

-

-

Maßnahmen
→  Ermutigung der Hochschulen, in Zusammen

arbeit mit den zuständigen Kostenträgern 
die Angebote im Hinblick auf geeignete tech
nische Hilfsmittel zu erweitern.

-

-

→  Prüfung, ob eine Ergänzung der Vorschrif
ten zum Auswahlverfahren der Hochschulen 
im zentralen Vergabeverfahren und zum er
gänzenden Hochschulauswahlverfahren im 
örtlichen Auswahlverfahren erforderlich ist, 
um die Benachteiligung von Studienbewer
berinnen und Studienbewerbern mit Behin
derung auch in diesen von den Hochschulen 
auszugestaltenden Teilen des Zulassungsver
fahrens auszuschließen. 

-

-

-
-

-

→  Einwirken auf die Hochschulen, dass sie in 
den Grundordnungen die Pflicht sämtlicher 
Entscheidungsgremien festschreiben, Anre
gungen und Initiativen des oder der Behinder
tenbeauftragten (Art. 2 Abs. 3 Satz 3 BayH
SchG) zu behandeln und sie oder ihn dabei 
anzuhören. 

-
-

-

→  Im staatlich geförderten Bau von Wohnhei
men für Studierende ist der Zugang zum Ge
bäude barrierefrei zu gestalten. Die Wohn
plätze einer Wohnebene müssen stufenlos 
erreichbar sein. Verkehrsflächen und Gemein
schaftseinrichtungen sowie Außenanlagen 
sind in angemessenem Umfang entsprechend 
zu planen (vgl. Nr. 14 der Richtlinien für die 
Förderung von Wohnraum für Studierende – 
Bek. des StMI vom 07.12.2011, Az.: IIC1-
4741.0-015/02, AllMBl. S. 654).

-
-

-

-

→  Herstellung der größtmöglichen baulichen 
Barrierefreiheit an den bayerischen Hochschu
len und nach Bedarf Realisierung eines barrie
refreien Studiums.

-
-

→  Gewährleistung notwendiger Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen im Bedarfsfall; Fi
nanzierung der Betreuung durch die Kosten
träger.

-
-

→  Weitere Sensibilisierung der Sozialhilfeträ
ger. Vor dem Hintergrund der UN-BRK sollte 
eine zurückhaltende Bewilligung von behin
derungsbedingten Hilfen für eine höhere 
Qualifizierung überdacht werden. Sowohl die 
Ausbildungsbedingungen als auch die Voraus
setzungen für einen erfolgreichen Eintritt in 
den Beruf haben sich grundlegend geändert. 
Das gleiche gilt für die gesellschaftlichen An
schauungen und die Erwartungen, die heute 
an die Eingliederungshilfe gestellt werden. 
Dieser gesellschaftliche Wandel muss auch 
bei den Hilfen zur Ausbildung an einer Hoch
schule berücksichtigt werden. 

-

-

-

-

-

3.5 teILHABe AM ArBeItSLeBeN 
(Art. 27, 24 – StMAS, StMUK, StMF5) 

Arbeit gehört nach unserem gesellschaftlichen 
Verständnis zu den wichtigsten Lebensbedürf
nissen eines Menschen. Dies gilt für Menschen 
mit Behinderung genauso wie für Menschen 
ohne Behinderung. Teilhabe am Arbeitsleben 

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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bedeutet nicht nur den eigenen Lebensunterhalt 
zu verdienen, sondern auch sich gesellschaft
lich zu integrieren, soziale Kontakte zu pflegen 
und dazuzugehören. Daher hat die Teilhabe 
am Arbeitsleben einen hohen Stellenwert in 
der bayerischen Sozialpolitik. Hierzu soll nach 
einer Bestandsaufnahme auf bestehende sowie 
geplante Maßnahmen der bayerischen Staatsre
gierung eingegangen werden.

-

-

-

-
-

-

-

-

 

5 Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Bestandsaufnahme
A. Allgemeine Informationen
→  Die allgemeine Arbeitslosenzahl betrug im 

 Januar 2013 in Bayern 300.139 Personen. Seit 
Januar 2012 hat sich die Zahl um 18.488 oder 
rund 6,6 % erhöht. Die allgemeine Arbeitslo
senquote betrug im Januar 2013 4,4 %.

→  Im Januar 2013 waren 23.923 schwerbehin
derte Menschen in Bayern arbeitslos gemel
det. Im Vergleich zu Januar 2012 ergab sich 
bei den schwerbehinderten Arbeitslosen ein 
Anstieg um 307 oder ca. 1,3 %. Die spezi
fische Arbeitslosenquote schwerbehinderter 
Menschen betrug im Januar 2013 13,4 %.

→  Der Anteil der schwerbehinderten Arbeitslo
sen an allen Arbeitslosen in Bayern betrug im 
Januar 2013 8,0 %. 

→  Die Beschäftigungsquoten schwerbehinder
ter Menschen steigen dagegen in Bayern seit 
Jahren an, liegen bei privaten Arbeitgebern 
aber immer noch weit unter der gesetzlichen 
Zielmarke von 5 %. 2010 (letzte verfügbare 
Daten) betrugen sie:
 – bei öffentlichen Arbeitgebern 6,4 % 
– bei privaten Arbeitgebern 3,8 % 
– gesamt 4,4 %

→  Die Beschäftigungsquote schwerbehinderter 
Menschen betrug beim Freistaat Bayern 2010 
(letzte verfügbare Daten) 5,64 %.

B. Privater Bereich
Bereits realisierte Maßnahmen 
der Staatsregierung
→  Für Menschen mit Behinderung wird der Zu

gang zur Arbeit auf einem offenen, integra
tiven und zugänglichen Arbeitsmarkt durch 
viele bundesgesetzliche Regelungen (z. B. 
SGB II, SGB III, SGB IX) und bayerische Maß
nahmen unterstützt. Der Freistaat reichte 
2011 (letzte verfügbare Daten) u. a. folgende 
Leistungen aus: 
–  an Arbeitgeber und Integrationsprojekte: 

rd. 30,6 Mio. €
–  an schwerbehinderte Menschen zur 

begleitenden Hilfe: rd. 3,2 Mio. €
–  für die Beteiligung von Integrationsfach

diensten (IFD) zur Unterstützung der 
Teilhabe schwerbehinderter Menschen 
am Arbeitsleben: rd. 5,1 Mio. €

–  an Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation: rd. 13,7 Mio. €

→  Die erfolgreiche Eingliederung von schwerbe
hinderten Menschen in das Arbeits- und Be
rufsleben wird immer mehr von der Klärung 
technischer/technologischer (insbesondere 
vom Einsatz behinderungskompensierender 
Technologien), aber auch organisatorischer 
Fragen bestimmt. Das Integrationsamt setzt 
hierzu seinen Technischen Beratungsdienst 
ein. Dabei handelt es sich bayernweit um 
neun Ingenieure verschiedener Fachrich
tungen, die für die betroffenen schwerbehin
derten Menschen sowie deren Arbeitgeber 
beratend tätig sind. Im Jahr 2011 wurden rund 
1.100 Betriebsbesuche durchgeführt.

→  Im Rahmen des Sonderprogramms „Chan
cen schaffen“ wurden für den Ausbau der 
Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderung 
in Integrationsprojekten um bis zu 150 Plätze 
innerhalb von drei Jahren Mittel bereitgestellt 
(Volumen rd. 5,6 Mio. €, davon 3,5 Mio. € für 
Integrationsprojekte). Für den gleichen Zeit
raum wurde die Beauftragung der IFD um 
350.000 € p. a. intensiviert. Auch die Einrich



tung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen für 
schwerbehinderte Menschen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt wurde im Programmzeitraum 
zusätzlich mit einer Mio. € gefördert.

→  88 Integrationsprojekte mit rd. 3.600 Arbeits
plätzen, davon ca. 1.700 für schwerbehin
derte Menschen (Stand: März 2012, letzte 
verfügbare Daten) erhalten eine laufende 
Förderung aus der Ausgleichsabgabe (jährlich 
ca. zehn Mio. Euro). Hauptziel ist die Schaffung 
von sozialversicherungspflichtigen Dauer
arbeitsplätzen für besonders betroffene 
schwerbehinderte Menschen. Entsprechend 
dem Inklusionsgedanken der UN-BRK soll 
daneben die Zusammenarbeit von Menschen 
mit und ohne Behinderung gefördert werden. 
Integrationsprojekte sind keine Sonderbe
triebe, sondern arbeiten grundsätzlich, wie 
andere Unternehmen auch, markt- und wett
bewerbsorientiert.

-
-

- 

-

-
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-
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→  Im Rahmen des Programms „Management 
plus“ wurde die Qualifizierung und Fortbil
dung für Mitarbeiter von Integrationspro
jekten vorwiegend in betriebswirtschaftlichen 
und sozialrechtlichen Themenbereichen geför
dert, um die Wettbewerbsfähigkeit der bay
erischen Integrationsprojekte weiter zu stär
ken (Laufzeit September 2010 bis Dezember 
2012, Volumen: rd. 240.000 €).

→  Für Projekte der beruflichen Qualifizierung 
und Eingliederung von Menschen mit Behin
derung stehen im Förderzeitraum 2007–2013 
4,7 Mio. € an Mitteln aus dem Europäischen 
Sozialfond (ESF) zur Verfügung.

→  Für die berufliche Bildung steht ein bedarfs
gerechtes Angebot an Ausbildungsplätzen in 
elf Berufsbildungswerken (rd. 2.600 Plätze) 
und fünf Berufsförderungswerken (rd. 2.800 
Plätze) zur Verfügung. 

→  232 Werkstätten für behinderte Menschen 
(WfbM) bieten rund 34.000 Plätze für die be
rufliche Bildung und Beschäftigung von Men
schen mit Behinderung (Stand März 2012).  

→  Für WfbM wurde ein Förderprogramm für 
600 zusätzliche Außenarbeitsplätze erarbei
tet („Werkstatt inklusiv“, Laufzeit 2009 bis 
2013, Volumen rd. 1,8 Mio. €). Eine Verlänge
rung des Förderprogramms ist geplant.

→  Der Werkstattbau selbst wurde 2009 und 
2010 verstärkt. Zusätzlich zum regelmäßigen 
Jahresförderprogramm (im Schnitt der letzten 
Jahre rd. 15 Mio. € p. a.) wurden aus den Mit
teln des Konjunkturpakets II insgesamt 19,32 
Mio. € zur Verfügung gestellt.

→  Die Bund-Länder-Initiative „Job 4000“ wird 
seit dem Jahr 2007 umgesetzt und aus baye
rischen Mitteln kofinanziert. Insgesamt ste
hen für Bayern ca. 7,4 Mio. € zur Verfügung. 
Gefördert wird die Schaffung neuer Arbeits
plätze für besonders betroffene schwerbe
hinderte Menschen auf dem allgemeinen Ar
beitsmarkt, die Schaffung neuer betrieblicher 
Ausbildungsplätze auf dem allgemeinen Ar
beitsmarkt für schwerbehinderte Jugendliche 
und die Unterstützung für schwerbehinderte 
Menschen durch die Integrationsfachdienste. 
Mit Programm-Mitteln wurden bis heute 
223 neue Arbeitsplätze und 62 neue Ausbil
dungsplätze für schwerbehinderte Menschen 
geschaffen, die Integrationsfachdienste (IFD) 
leisten 620 schwerbehinderten Menschen  
Unterstützung bei der Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt (Stand: Januar 2013).

→ Aufträge an WfbM durch die öffentliche Ver
waltung ermöglichen die Teilhabe am Arbeits
leben. Die Staatsregierung erteilt viele ent
sprechende Aufträge an WfbM. Das 
Auftragsvolumen (auf Arbeitsleistung ent
fallender Betrag) des Freistaates Bayern an 
anerkannte WfbM stellt sich seit 2000 wie  
folgt dar: 
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2000: 836.307,86 € 
2001: 646.535,95 € 
2002: 692.948,53 € 
2003: 099.904,93 € 
2004: 1.372.812,57 € 
2005: 1.262.166,84 € 
2006: 1.440.127,96 € 
2007: 1.131.411,90 € 
2008: 947.943,78 € 
2009: 926.205,91 € 
2010: 1.020.963,09 € 
 
Die Schwankungen lassen sich überwiegend 
auf den Bedarf zurückführen. Der Rückgang 
von 2006 auf 2007 beruht ganz wesentlich 
auf dem Ausscheiden der Hochschulklinika 
aus der Statistik. Bei der Höhe des Auftrags
volumens ergeben sich teilweise große Unter
schiede zwischen den Ressorts. Jeder Ver
gleich muss aber die unterschiedlichen 
Strukturen, den Bedarf und die Größe der Ge
schäftsbereiche berücksichtigen. In den letz
ten Jahren entfiel der größte Teil der Kosten 
für Arbeitsleistungen auf den Dienstleistungs
sektor. Innerhalb dieses Bereichs dominieren 
die EDV-Dienstleistungen. Es folgen sonstige 
Dienstleistungen wie Gärtner- und Reini
gungsarbeiten, Aktenvernichtung und Archi
vierungsdienste. Des Weiteren entstehen Auf
wendungen für Wäschereidienste und 
Buchbindearbeiten. Neben dem Dienstleis
tungsbereich erfolgt auch für die Erstellung 
von Reinigungs geräten und -materialien sowie 
für Sanitärartikel eine Auftragsvergabe.

-
-

-

-
-

-

-
-

-

-

Bereits existierende Maßnahmen 
der Staatsregierung zur Bewusstseinsbildung
→  Über die Homepage des StMAS wie auch des 

Integrationsamts sind diverse Informations
broschüren und Faltblätter für Arbeitgeber 
und schwerbehinderte Menschen erhältlich. 
Insbesondere zu erwähnen sind hierbei: 

-

–    „Wegweiser für Menschen mit Behinderung.“ 
Die Broschüre gibt Menschen mit Behin
derung u. a. wichtige Tipps zur Feststellung 
einer Behinderung sowie zu Merkzeichen 

-

und dem Grad der Behinderung, mit denen 
diverse Nachteilsausgleiche verbunden sind.

    – „Inklusion im Arbeitsleben“
    – „Das Integrationsamt in Bayern“
 
→  Zeitschrift „ZB Bayern“ 

Die „ZB Bayern“ erscheint seit dem Jahr 2006 
viermal jährlich als Beilage der bundesweiten, 
im Auftrag der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Integrationsämter und Hauptfürsorge
stellen (BIH) herausgegebenen Zeitschrift  
„ZB – Behinderte Menschen im Beruf “. Sie 
wird mit einer Auflage von 30.000 Exemplaren 
an bayerische Betriebe und Dienststellen ver
sandt und bietet die Möglichkeit, Arbeitgeber 
über aktuelle Entwicklungen in Bayern zu un
terrichten. Ferner ist die „ZB Bayern“ über die 
Internetseite des Integrationsamts auch als 
Online-Zeitschrift erhältlich.

-

-

-

→  Internetauftritt des Integrationsamtes 
Der Internetauftritt des Integrationsamtes in 
Bayern gibt umfassende Informationen rund 
um das Thema „Schwerbehinderung und Ar
beit“ sowie Unterstützungsmöglichkeiten 
des Integrationsamts (www.zbfs.bayern.de/
Integrationsamt). Häufig gestellte Fragen von 
Arbeitgebern beantwortet die „Arbeitgeber-
Schnellinfo“ unter: www.zbfs.bayern.de/inte
grationsamt/arbeitgeber/index.html

-

-

→  Messen 
Der Messeplatz Nürnberg richtet jährlich 
im Frühjahr die „Werkstättenmesse“ aus, im 
Herbst die „ConSozial“. Die ConSozial wird 
vom StMAS veranstaltet. Das Integrations
amt im ZBFS beteiligt sich an beiden Messen, 
um gezielt über das Thema Schwerbehinde
rung und Beruf zu informieren.

-

-

→  Information und Bildung 
Zur Vermittlung der spezifischen Kenntnisse 
und Aufgaben aus dem Schwerbehinderten
recht bietet das Integrationsamt Vertrauens
personen, Beauftragten der Arbeitgeber so
wie Betriebs- und Personalräten (§102 Abs. 

-
-

-

http://www.zbfs.bayern.de/Integrationsamt
http://www.zbfs.bayern.de/integrationsamt/arbeitgeber/index.html


2 Satz 6 SGB IX) ein umfangreiches Kursan
gebot an. Das Kursangebot steht sowohl als 
Printversion als auch online unter www.kurse
integrationsamt-bayern.de zur Verfügung. 

-

-

C. Öffentlicher Bereich
Der Freistaat Bayern hat als Dienstherr und Ar
beitgeber eine besondere Fürsorgepflicht für 
seine Beschäftigten mit Behinderung und setzt 
diese bereits in vielen Bereichen um. Bei der 
Schaffung eines von Inklusion und Teilhabe ge
prägten Arbeitsumfeldes sind alle gefordert, in 
besonderem Maße auch Vorgesetzte und Perso
nalverantwortliche.

-

-

-

Das Beamtenrecht des Freistaates Bayern und 
das Tarifrecht für Arbeitnehmerinnen und Arbeit
nehmer des Freistaates tragen ebenfalls bereits 
jetzt den Forderungen der UN-BRK Rechnung. 
So sind gemäß § 9 Beamtenstatusgesetz (Be
amtStG) Ernennungen nach Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Ge
schlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische 
Herkunft, Behinderung, Religion oder Weltan
schauung, politische Anschauungen, Herkunft, 
Beziehungen oder sexuelle Identität vorzuneh
men. Gemäß Art. 21 Leistungslaufbahngesetz 
(LlbG) darf von schwerbehinderten Menschen 
bei der Einstellung nur das Mindestmaß kör
perlicher Eignung für die vorgesehene Tätigkeit 
verlangt werden. Entsprechendes gilt bei der 
Übertragung von Dienstposten und bei Beförde
rungen, soweit es die Anforderungen des Dienst
postens zulassen. Schwerbehinderte Menschen 
haben bei der Einstellung Vorrang vor gesetzlich 
nicht bevorrechtigten Personen gleicher Eig
nung, Befähigung und fachlicher Leistung. Bei 
der Beurteilung der Leistung schwerbehinderter 
Beamtinnen und Beamter ist die Minderung der 
Arbeits- und Verwendungsfähigkeit durch ihre 
Behinderung zu berücksichtigen. Eine Unterschei
dung in Bezug auf das Entgelt wird ebenfalls nicht 
vorgenommen. Behinderte Beamtinnen oder 
Beamte bzw. Arbeitnehmerinnen oder Arbeit
nehmer erhalten bei gleichwertigen Ämtern bzw. 
Entgeltgruppen auch gleiches Entgelt.

-

-

-

-

-

-

-
-

-

-

-

Weitere Maßnahmen zur Förderung schwerbe
hinderter Menschen, zur weiteren Verbesserung 
der Beschäftigungssituation beim Freistaat Bay
ern sowie zur Förderung der Bereitschaft zur  
Integration wurden beispielsweise im Konzept 
der Bayerischen Staatsregierung vom März 2007, 
um die gesetzlich festgelegte Personalquote für 
schwerbehinderte Menschen auf Dauer zu erfül
len, dargestellt. Aus dem Konzept und darüber 
hinaus sind folgende Maßnahmen hervorzuheben:

-

-

-

→  Teilhaberichtlinien 
Diese Bekanntmachung des StMF vom 
19. November 2012 wurde im Bayerischen 
Staatsanzeiger vom 21. Dezember 2012  
unter dem Namen: Teilhaberichtlinien –  
Inklusion behinderter Angehöriger des  
Öffentlichen Dienstes in Bayern – (TeilR)  
veröffentlicht. 
Für die Bediensteten im Öffentlichen Dienst 
mit einer Schwerbehinderung ist gemäß Num
mer 6.9 „Fortbildung“ der Teilhaberichtlinien 
besonderer Wert auf die berufliche Fortbil
dung zu legen. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, 
ihre Kenntnisse und Fähigkeiten zu erweitern. 
Sie haben Anspruch auf bevorzugte Berück
sichtigung bei dienstlichen Maßnahmen zur 
beruflichen Bildung (§ 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
SGB IX) und in zumutbarem Umfang auf Er
leichterung der Teilnahme an entsprechenden 
außerdienstlichen Maßnahmen (§ 81 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 3 SGB IX). Die Kosten für solche 
Maßnahmen sollen nach Möglichkeit über
nommen werden. Blinden und hochgradig 
sehbehinderten Bediensteten ist Fachschrift
tum in Blindenschrift oder in akustischer bzw. 
digitalisierter Form bereitzustellen. Soweit er
forderlich, ist für eine Vorlesekraft zu sorgen.

-

-

-

-

-

-

-

→  Integrationsvereinbarungen 
Die Teilhaberichtlinien stellen eine für den 
Bereich des Freistaates Bayern geltende Inte
grationsvereinbarung gemäß § 83 SGB IX dar, 
schließen jedoch den Abschluss von weiterge
henden Integrationsvereinbarungen nicht aus. 
Mit einer weitergehenden Integrationsverein

-

-

-
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barung können weitere ressort- beziehungs
weise behördenspezifische Regelungen zur 
Eingliederung schwerbehinderter Menschen 
getroffen werden. Die StK, das StMF und das 
StMAS haben jeweils für ihren Geschäfts
bereich eine Integrationsvereinbarung abge
schlossen und berichten in diesem Zusam-
menhang jährlich über die Angelegenheiten 
schwerbehinderter Menschen des Vorjahres. 
Darüber hinaus bestehen an Dienststellen im 
Geschäftsbereich des StMUG und an Dienst
stellen im Geschäftsbereich des StMUK für 
den Bereich der Grund-, Mittel-, Förder- und 
der beruflichen Schulen sowie für die staatli
chen Schulämter Integrationsvereinbarungen. 
Das StMUK hat zudem am 24.02.2011 eine 
Integrationsvereinbarung für die staatlichen 
Gymnasien, Realschulen, Fachoberschulen 
und Berufsoberschulen abgeschlossen, die 
verbindliche Regelungen zur Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen im schulischen 
Bereich und Maßnahmen zur schulischen In
tegration von schwerbehinderten Menschen 
beinhaltet.

-

-
-

-

-

-

→  Art. 6c Haushaltsgesetz 
Im Doppelhaushalt 2013/2014 wurde die 
Stellensperre des Art. 6c Haushaltsgesetz 
beibehalten. Aufgrund dieser Regelung, die 
sich in den letzten Jahren bewährt hat, sollen 
jährlich mindestens 150 schwerbehinderte 
Menschen einen Arbeitsplatz beim Freistaat 
Bayern erhalten. 

 
→  Öffnung der Personalbörse öffentlicher 

Dienst für schwerbehinderte Bewerber 
Durch die Information der IFD sowie der 
Berufsbildungs- beziehungsweise Berufsför
derungswerke per Newsletter über die in 
der Personalbörse öffentlicher Dienst veröf
fentlichten Stellenausschreibungen erhalten 
schwerbehinderte Menschen zu einem sehr 
frühen Zeitpunkt die Möglichkeit, eine Be
schäftigung im öffentlichen Dienst des Frei
staates Bayern zu finden.

-

-

-
-

→  Informationen zur Einstellung von 
schwerbehinderten Menschen 
(Bayerisches Behördennetz) 
Durch eine zentrale Seite im Bayerischen 
Behördennetz wird die Information der per
sonalverwaltenden Stellen, wie auch der Be
schäftigten und ihrer Vertretungen erleichtert. 
Sie sensibilisiert für das Thema und gibt eine 
praktische Handreichung.

Zielsetzung
Zentraler und unverzichtbarer Aspekt der Teil
habe von Menschen mit Behinderung ist die 
Teilhabe am Arbeitsleben. Sie verschafft Selbst
ständigkeit und gesellschaftliche Anerkennung. 
Primäres Ziel ist die Beschäftigung von Men
schen mit Behinderung am allgemeinen Arbeits
markt. Dazu ist es wichtig, dass sie möglichst 
nach den gleichen Grundsätzen und Kriterien 
sowie an den gleichen Lernorten Zugang zum 
Berufsleben haben wie nichtbehinderte Men
schen (Ausbildung im dualen System, betriebs
nahe Umschulung).

Weitere Maßnahmen
Über die bereits genannten Maßnahmen hinaus 
führt die Bayerische Staatsregierung folgende 
weitere Maßnahmen durch bzw. plant diese:

A. Privater Bereich
Schulversuch „Inklusive berufliche 
Bildung in Bayern“
Mit Beginn des Schuljahres 2012/2013 führt die 
Stiftung Bildungspakt Bayern in Kooperation mit 
dem StMUK den Schulversuch „Inklusive beruf
liche Bildung in Bayern“ durch. Das Projekt ist 
auf vier Jahre angelegt.
Dabei bilden allgemeine Berufsschulen/Berufs
fachschulen und Berufsschulen zur sonderpäda
gogischen Förderung mit Förderschwerpunkt 
Lernen und/oder emotionale und soziale Ent
wicklung Kooperationsverbünde in Form von 
sieben Tandems. Diese entwickeln Konzepte für 
eine bestmögliche Verwirklichung der Inklusion 
an beruflichen Schulen, sodass allen Jugend



lichen mit und ohne sonderpädagogischen För
derbedarf – in Abhängigkeit von ihren persön
lichen Möglichkeiten – der Weg in eine reguläre 
berufliche Ausbildung bzw. Qualifizierungsmaß
nahme eröffnet wird.

-
-

-

Dabei wird auch ausgelotet, wie Berufsschu
len zur sonderpädagogischen Förderung und 
allgemeine Berufsschulen/Berufsfachschulen 
miteinander kooperieren können, damit Schüle
rinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf auch verstärkt an der allgemeinen 
Berufsschule/Berufsfachschule zu adäquaten 
beruflichen Abschlüssen kommen.

-

-

Maßnahme „übergang Förderschule – Beruf“
An der Schnittstelle zwischen (Förder-)Schule 
und Beruf darf es keinen Automatismus von der 
(Förder-)Schule in die WfbM geben. Daher wurde 
die im Jahr 2007 als Pilotprojekt gestartete er
folgreiche bayerische Maßnahme „Übergang 
Förderschule – Beruf “ im November 2011 bis 
zum Schuljahr 2012/13 verlängert, um geeignete 
Förderschulabgänger mit dem Förderschwer
punkt „geistige Entwicklung“ auf dem ersten 
Arbeitsmarkt zu platzieren. Für die Verlänge
rung der Maßnahme werden vom StMAS, dem 
StMUK sowie der Regionaldirektion Bayern der 
Bundesagentur für Arbeit Mittel in Höhe von 
insgesamt rund 5,2 Mio. € bereitgestellt. Bisher 
konnten 113 Förderschülerinnen und Förder
schüler mit Förderschwerpunkt geistige Ent
wicklung erfolgreich vermittelt werden (Stand: 
November 2012, letzte verfügbare Daten). Die 
Verlängerung der Maßnahme ist geplant.

-

-

-

-
-

Bund-Länder-Programm „Initiative Inklusion“
Die Maßnahmen des neuen Bund-Länder Pro
gramms „Initiative Inklusion“ unterstützen den 
Weg in eine inklusive Arbeitswelt. Hierfür wer
den aus dem Ausgleichsfonds des Bundes Mittel 
in Höhe von 100 Mio. € aufgewendet; davon 
entfallen auf Bayern rd. 15 Mio. €. Die „Initia
tive Inklusion“ unterteilt sich in insgesamt vier 
verschiedene Handlungsfelder. Inhalte und Ziele 
des Programms sind:

-

-

-

→  schwerbehinderte Schülerinnen und Schüler 
umfassend über ihre beruflichen Möglich
keiten zu informieren und zu beraten und ih
ren Übergang von der Schule in das Arbeitsle
ben zu unterstützen (Handlungsfeld 1);

-
-

-

→  den erfolgreichen Einstieg schwerbehinderter 
junger Menschen in eine betriebliche Berufsaus
bildung durch die Schaffung neuer Ausbildungs
plätze zu unterstützen (Handlungsfeld 2);

-
-

→  schwerbehinderte Menschen, die das 50. Le
bensjahr vollendet haben, vermehrt in den  
allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrieren 
(Handlungsfeld 3);

-

→  sowie Stärkung der Inklusionskompetenz der 
Kammern (Handlungsfeld 4). Dieses Hand
lungsfeld wird unmittelbar vom Bund durch
geführt.

-
-

„Berufsorientierung Individuell“
Zur Umsetzung der „Initiative Inklusion“ hat Bay
ern die Maßnahme „Berufsorientierung Indivi
duell“ (BI) ins Leben gerufen (Handlungsfeld 1 
der „Initiative Inklusion“). Hierbei sollen schwer
behinderte Schüler und Schülerinnen aller all
gemeinbildenden Schulen über ihre beruflichen 
Möglichkeiten informiert und beraten werden, 
um ihren Übergang von der Schule in das Ar
beitsleben zu unterstützen. Ziel der Berufsorien
tierung ist es, in Bayern rund 3.000 schwerbehin
derten Schülerinnen und Schülern, insbesondere 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf, wäh
rend des letzten und/oder vorletzten Schuljahres 
vor dem schulartspezifischen Abschluss Berufs
orientierungsmaßnahmen zukommen zu lassen, 
die die nachschulischen Eingliederungschancen 
auf dem ersten Arbeitsmarkt erhöhen und damit 
die Teilhabechancen auf dem ersten Arbeits
markt steigern. Hierfür stehen Bayern jährlich 
Mittel in Höhe von rund sechs Mio. Euro aus dem 
Ausgleichsfonds zur Verfügung. Um eine mög
lichst effektive praktische Umsetzung von BI zu 
gewährleisten, wendet Bayern zusätzliche Mittel 
aus der Ausgleichsabgabe in Höhe von 200.000 
Euro auf. Bisher konnten bereits 582 schwerbe
hinderte Schülerinnen und Schüler durch BI un
terstützt werden (Stand: Januar 2013). 

-
-

-
-

-
-
-

-

-

-

-

-
-
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-
-

-

-
-

-

-

-
-

-

Die Forderung nach einer Verstetigung/Verfes
tigung der Umsetzung der „Initiative Inklusion“, 
insbesondere von Handlungsfeld 1, hat der Frei
staat Bayern auf der 89. Arbeits- und Sozialmi
nisterkonferenz im Herbst 2012 erfolgreich un
terstützt. 

-

-
-
-

Jugendliche und ältere Menschen
Im Rahmen der Handlungsfelder 2 und 3 der 
„Initiative Inklusion“ sollen schwerbehinderte 
Jugendliche sowie ältere (d. h. über 50-jährige) 
schwerbehinderte Menschen in den allgemei
nen Arbeitsmarkt integriert werden. Hierfür 
stehen Mittel in Höhe von rd. 8,25 Mio. € aus 
dem Ausgleichsfonds zur Verfügung. So sollen 
195 zusätzliche Ausbildungsplätze für schwer
behinderte und gleichgestellte Jugendliche und 
601 zusätzliche Arbeitsplätze für ältere schwer
behinderte Menschen geschaffen werden. Die 
Maßnahme wird zudem durch zusätzliche baye
rische Mittel aus der Ausgleichsabgabe ergänzt. 
So sollen beispielsweise die Integrationsfach
dienste (IFD) junge Menschen mit Handicap 
während der Ausbildung im Betrieb begleiten 
und dabei insbesondere auch die Ausbildungs
betriebe im Umgang mit schwerbehinderten 
Menschen beraten. Es konnten bereits 70 neue 
Ausbildungsplätze (Handlungsfeld 2) und 121 
neue Arbeitsplätze (Handlungsfeld 3) gefördert 
werden (Stand: Januar 2013).

-

-

-

-

-

-

„Chancen Schaffen II“
Das Sonderprogramm „Chancen schaffen“ wur
de Anfang 2012 bis Dezember 2013 („Chan
cen schaffen II“) verlängert. Zur Durchführung 
stehen Mittel in Höhe von insgesamt 10,5 Mio. 
Euro zur Verfügung. Ziele des Sonderprogramms 
sind die Schaffung von 130 zusätzlichen Arbeits
plätzen in Integrationsprojekten für besonders 
betroffene schwerbehinderte Menschen und die 
Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungsplätze, 
insbesondere für ältere schwerbehinderte Men
schen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Da
rüber hinaus sollen die IFD verstärkt eingesetzt 
werden, um die Sicherung der Teilhabe schwer
behinderter Menschen am Arbeitsleben zu inten

-
-

-

-
-

-
-

sivieren. Zur Finanzierung stehen Mittel in Höhe 
von 1,3 Mio. € bereit. Mit dem Sonderprogramm 
will Bayern an die Handlungsfelder der „Initiative 
Inklusion“ anknüpfen und ergänzt insoweit die 
Leistungen, um eine erfolgreiche Umsetzung der 
Initiative in Bayern zu erreichen.
Im Rahmen von „Chancen schaffen II“ werden 
deshalb auch die IFD in Bayern die Unterstüt
zungsleistungen des Integrationsamtes bekann
ter machen, dabei insbesondere Kontakte zu 
kleinen und mittleren Betrieben verbessern und 
diese gezielt aufklären und informieren. Auch den 
Kammern ihrer Region sollen die IFD im Auftrag 
des Integrationsamtes eine engere Zusammenar
beit anbieten. Mit den Programmmitteln wurden 
bereits 37 neue Arbeitsplätze in Betrieben und  
13 in Integrationsprojekten geschaffen (Stand: 
Januar 2013).

Preis „Joberfolg“
Für die Beschäftigung von Menschen mit Be
hinderung in der Wirtschaft soll weiter kon
tinuierlich geworben werden, etwa durch die 
jährliche Auszeichnung von Arbeitgebern und 
Dienststellen mit dem Preis „JobErfolg“, der sich 
an Arbeitgeber richtet, die sich besonders um 
die Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
am Arbeitsleben verdient gemacht haben, und 
in Zusammenarbeit mit der Beauftragten der 
Bayerischen Staatsregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderung und der Präsidentin 
des Bayerischen Landtags verliehen wird.

Aufträge an wfbM und Integrationsprojekte
Die bereits 2008 und 2009 begonnenen Akti
vitäten, um die Möglichkeiten der Vergabe von 
Aufträgen des Freistaats Bayern an WfbM um
fassend auszuschöpfen und das Volumen wieder 
zu erhöhen, werden weiterverfolgt. Denn die 
Werkstattaufträge bewirken eine mittelbare 
Förderung der Menschen mit Behinderung, ins
besondere solcher, die auf dem ersten Arbeits
markt nur schwer oder gar nicht zu vermitteln 
sind. Bei der Vergabe von Aufträgen der öffent
lichen Hand sollten WfbM künftig noch besser 
berücksichtigt werden, Integrationsprojekte 



sollten noch besser bei der Auftragsvergabe ein
bezogen und die bestehende gesetzliche Mög
lichkeit nach § 97 Abs. 4 Satz 2 GWB, soziale 
Aspekte der Bewerber zu würdigen, besser ge
nutzt werden.

-
-

-

werkstättenportal
Zur Stärkung der Auftragslage wurde auf Initi
ative des StMAS und StMF sowie mit finanzi
eller Unterstützung durch das StMAS von der 
Landesarbeitsgemeinschaft der bayerischen 
Werkstätten für behinderte Menschen im Inter
net ein Portal der Werkstätten in Bayern entwi
ckelt. Dieses Online-Portal gibt einen Überblick 
über alle Produkte und Dienstleistungen der 
bayerischen WfbM. Es richtet sich vor allem an 
mögliche Auftraggeber, insbesondere aus dem 
staatlichen Bereich, sowie an Unternehmen der 
Privatwirtschaft. Das Leistungsportal ist auf-
rufbar unter www.werkstaettenportal.de oder 
www.wfbm-leistungen.de.

-
-

-
-

Bayern steht zu seinen IFd als praktische 
Dienstleister vor Ort und setzt sich gegenüber 
dem Bund auch weiterhin dafür ein, dass zukünf
tig Aufträge im Vermittlungsbereich durch die 
Bundesagentur für Arbeit an IFD wieder freihän
dig vergeben werden können.

-

-

wfbM werden auch künftig von Bedeutung 
sein. In einer inklusiven Gesellschaft haben sie 
nach wie vor ihre Existenzberechtigung: Sie sind 
nicht nur ein erheblicher Wirtschaftsfaktor in 
Deutschland, sondern geben auch (schwerst-) 
behinderten Menschen in einem „geschützten 
Rahmen“ die Möglichkeit, nach ihren Leistungen 
und Fähigkeiten am Arbeitsleben teilzuhaben. 
Zukünftig sollen diese Einrichtungen jedoch noch 
mehr das Wunsch- und Wahlrecht der schwerbe
hinderten Menschen respektieren und vermehrt 
bedarfsgerechte und lebensweltbezogene An
gebote vorhalten: weg von der „Einrichtung“ hin 
zum „Dienstleister“. Es muss auch hier eine stär
kere personenzentrierte Ausrichtung, etwa durch 
weitere Schaffung von Außenarbeitsplätzen in 
Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes, er

-

-

-

-

reicht werden. Außenarbeitsplätze sollten zudem 
ein Türöffner bzw. eine Zwischenstufe in eine so
zialversicherungspflichtige Beschäftigung sein.

-

Im rahmen der weiterentwicklung der ein
gliederungshilfe sollen Beschäftigungsalterna
tiven zur WfbM geschaffen werden. Hier sollen 
Leistungsmodule definiert werden, die Men
schen mit Behinderung unabhängig vom Ort 
und Träger der Leistungserbringung in Anspruch 
nehmen können. Dies stärkt das Selbstbestim
mungsrecht dieses Personenkreises.

-
-

-

-

der übergang von der wfbM auf den allgemei
nen Arbeitsmarkt ist ein Ziel der Bayerischen 
Staatsregierung. Um die Durchlässigkeit der 
WfbM und die Akzeptanz einer Beschäftigung 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bei Werk
stattbeschäftigten weiter zu steigern, setzt sich 
Bayern beim Bund für ein gesetzlich geregeltes 
Rückkehrrecht in die Werkstatt ein, für den 
Fall, dass eine Beschäftigung am ersten Arbeits
markt scheitern sollte. Um den Übergang von 
der WfbM auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
erleichtern, wird das StMAS mit den zu beteili
genden Institutionen Gespräche zur Initiierung 
eines neuen Modellprojekts führen. 

-

-

-

-

Gemäß dem Nationalen Aktionsplan zur 
Umsetzung der UN-BrK nimmt der Bund das 
zehnjährige Bestehen der Werkstättenmitwir
kungsverordnung (WMVO) zum Anlass, mit den 
Werkstatträten und den WfbM in einen Dialog 
über die Reformierung der WMVO zu treten. Die 
Weiterentwicklung der WMVO hin zu mehr echter 
Mitbestimmung wird vom StMAS unterstützt.

-

Zur weiteren Bewusstseinsbildung bei den 
Arbeitgebern, Menschen mit Behinderung ein
zustellen, werden die oben genannten Arbeit
geberinformationen weiter ausgebaut. Die Zu
sammenarbeit und die Kommunikation mit der 
Privatwirtschaft werden weiter ausgebaut, um 
Arbeitgeber über die Einstellung und Beschäfti
gung von Menschen mit Behinderung über die 
Unterstützungsleistungen des Integrationsamts 

-
-

-

-
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-
-

-

-

- 
-

-

-

-

-

sowie über bestehende Zuständigkeitsrege
lungen besser zu informieren (www.zbfs.bayern.
de/integrationsamt/arbeitgerber/index.html). 
Das StMAS wird die Zusammenarbeit mit dem 
Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie als auch mit Verbän
den und Interessenvertretern der bayerischen 
Wirtschaft intensivieren und weiter vertiefen.

-

-

die Angebote der beruflichen Bildung und 
rehabilitation müssen bedarfsgerecht weiter
entwickelt werden. Um ein durchlässiges Quali
fizierungssystem zu etablieren, ist das Gespräch 
mit den hierzu zu beteiligenden Institutionen zu 
suchen.

-
-

B. Öffentlicher Bereich
Eine weitere Verbesserung der Beschäftigungs
situation schwerbehinderter Menschen, ins
besondere bei der Beschäftigungsquote des 
Freistaates Bayern, wird angestrebt. Für die Ein
stellung, Ausbildung und Qualifikation von Men
schen mit Behinderung beim Freistaat Bayern 
soll zudem weiter geworben werden. 

-
-

-
-

3.6 MädCHeN UNd FrAUeN MIt 
BeHINderUNG (Art. 6 – StMAS) 

Bestandsaufnahme
Mädchen und Frauen mit Behinderung sind in 
vielen Bereichen Mehrfachdiskriminierungen 
ausgesetzt. Sie werden zum einen in ihrer Rol
le als Frau und zum anderen als behinderte 
Menschen benachteiligt. So erleben Frauen  
mit Behinderung fast doppelt so häufig kör
perliche Gewalt im Erwachsenenleben wie 
Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt. Von  
sexueller Gewalt im Erwachsenenleben sind 
sie etwa zwei- bis dreimal häufiger betroffen 
als der weibliche Bevölkerungsdurchschnitt  
(so eine wissenschaftliche Untersuchung im  
Auftrag des Bundesfamilienministeriums  
„Lebenssituation und Belastungen von Frauen 
mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in 

-

- 

Deutschland“, Kurzfassung März 2012). Sie 
sind verstärkt mit der Gefahr von Armut und 
sozialer Ausgrenzung konfrontiert (so auch die 
Entschließung des Europäischen Parlaments 
zur Lage der Frauen mit Behinderung in der  
Europäischen Union vom 26. April 2007).  
Auch die Konferenz der Gleichstellungs- und 
Frauenministerinnen,  -minister, -senatorinnen und 
-senatoren der Länder (GFMK), die 2012 unter 
dem Vorsitz von Staatsministerin Haderthauer in 
Nürnberg stattfand, nahm mit Betroffenheit zur 
Kenntnis, dass Frauen mit Beeinträchtigungen 
und Behinderungen zu einem weit höheren Anteil 
in ihrem Leben Gewalt, Übergriffe und Diskrimi
nierung erfahren als der Durchschnitt der weib
lichen Bevölkerung. 
Im Bayerischen Behindertengleichstellungsge
setz wurde der doppelten Diskriminierung von 
Frauen und Mädchen mit Behinderung bereits 
im Jahr 2003 durch eine ausdrückliche Regelung 
Rechnung getragen. Diese Regelung sowie alle 
bisher ergriffenen und künftig zu ergreifenden 
Maßnahmen berücksichtigen auf Grundlage der 
entsprechenden Beschlüsse des Ministerrates 
aus dem Jahr 2002 als Leitprinzip das Gender 
Mainstreaming, um die Mehrfachdiskriminie
rung von Frauen und Mädchen mit Behinderung 
zu überwinden.
In Bayern ist vor allem das „Netzwerk von und 
für Frauen und Mädchen mit Behinderung in Bay
ern“ seit mehr als zehn Jahren ein wichtiger Ko
operationspartner der Staatsregierung bei der 
Verbesserung der Lebenssituation behinderter 
oder chronisch kranker Mädchen und Frauen. 
Die Arbeit wird im Rahmen des Landesbehin
dertenplans auch finanziell erheblich unterstützt 
(Förderung des Netzwerkbüros). Die „Netz
werkfrauen“ sind ein Zusammenschluss von 
Frauen und Mädchen mit Behinderung, die das 
Ziel verfolgen, gesellschaftliche und individuelle 
Voraussetzungen zu schaffen, damit Frauen und 
Mädchen mit Behinderung ein selbstbestimmtes 
Leben führen können. Die im Rahmen der Ar
beit des Netzwerks gewonnenen Erkenntnisse 
fließen einerseits in die Aktivitäten des Netz

http://www.zbfs.bayern.de/integrationsamt/arbeitgeber/index.html


werks selbst ein und werden andererseits auch 
im Rahmen der Ausgestaltung bayerischer Be
hindertenpolitik berücksichtigt.

-

Zielsetzung
Frauen und Mädchen mit Behinderung dürfen 
nicht nur als behinderte Menschen, sondern 
müssen als Frauen wahrgenommen werden, die 
selbstbestimmt und gleichberechtigt ihr Leben 
in der Gemeinschaft führen können und wollen. 
In diesen Emanzipationsprozess sind alle gesell
schaftlichen Kräfte einzubeziehen. 

-

Maßnahmen
→  Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von 

Frauen und Männern sind die besonderen Be
lange behinderter Frauen zu berücksichtigen 
und bestehende Benachteiligungen zu beseiti
gen sowie künftige Benachteiligungen zu ver
hindern. Dabei sind besondere Maßnahmen 
zur Förderung der tatsächlichen Durchset
zung der Gleichberechtigung von behinderten 
Frauen und zur Beseitigung bestehender Be
nachteiligungen zulässig (Art. 3 BayBGG). 

-

-
-

-

-

→  Auf den verschiedenen Sektoren der Behin
dertenpolitik sind demnach Maßnahmen 
mit Augenmerk auch auf die jeweiligen ge
schlechtsspezifischen Bedürfnisse hin zu 
betrachten; für bestimmte Handlungsfelder 
sind besondere Maßnahmen erforderlich. 
Hier seien beispielhaft genannt: Gesundheit 
(inklusive Familienplanung), Wohnen (Einrich
tungen), Beratung, Gewalt(-prävention) und 
persönliche Assistenz.

-

-

-

→  Das „Netzwerk von und für Frauen und Mäd
chen mit Behinderung in Bayern“ vertritt die 
frauenspezifischen Interessen in Gremien 
(z. B. Landesbehindertenrat, Bayerischer Lan
desfrauenrat) und in der Öffentlichkeit, berät 
und vernetzt Betroffene z. B. in Arbeitskreisen 
(u. a. Mütter mit Behinderung, persönliche  
Assistenz, Gewalt). Die Arbeit des Netzwerks 
und anderer Selbsthilfeorganisationen wird 
weiterhin unterstützt und nach Möglichkeit 

-

-

im Rahmen des Landesbehindertenplans ge
fördert. Aktuelle Schwerpunkte sind derzeit 
Projekte zur Gewaltprävention, Öffentlich
keitsarbeit und Bewusstseinsbildung.

-

-

 
→  Einsetzen für die Umsetzung der Beschlüsse 

der GFMK aus dem Jahr 2012, in denen der 
Bund und andere betroffene Fachministerkon
ferenzen (ASMK, KMK, GMK, JFMK) u. a.  
aufgefordert werden – auch in Umsetzung  
des Art. 6 UN-BRK –,  in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und in Schulen (insbes. För
derschulen) Präventionskonzepte gegen sexu
elle Gewalt zu entwickeln und barrierefreie, 
bedarfsgerechte Zugänge zu Beratungs- und 
Unterstützungsangeboten für Frauen und 
Mädchen mit Behinderung herzustellen und 
eine behindertengerechte Nutzung der Ange
bote zu ermöglichen.

-

-
-

-

→  Das erfolgreich verlaufene Modellprojekt des 
Bundesfamilienministeriums mit zwei Projekt
standorten in Bayern, in welchem Frauen mit 
Behinderung als Frauenbeauftragte in Einrich
tungen der Behindertenhilfe aufgebaut wur
den, um ihren Mitbewohnerinnen oder Kolle
ginnen in Werkstätten oder Wohnheimen mit 
Rat und Hilfe zur Seite zu stehen, soll auf ganz 
Bayern ausgeweitet werden. Hierfür werden  
450.000 Euro aus Mitteln des Sozialfonds zur 
Verfügung gestellt.

-

-
-

-

→  Um von Gewalt betroffenen Frauen mit Be
hinderung, die zu Hause leben, den Zugang zu 
Beratungs- und Hilfsangeboten zu erleichtern, 
sollen verschiedene Module entwickelt wer
den, welche die Träger der Hilfseinrichtungen 
nutzen können, um vorhandene Barrieren ab
zubauen und behindertengerecht zu arbeiten. 
Dabei soll möglichst allen Arten von Behinde
rung Rechnung getragen werden. Hierfür wer
den 200.000 Euro aus Mitteln des Sozialfonds 
zur Verfügung gestellt.

-

-

-

-
-
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-

-

-
-

-

-

-

-

3.7 MeNSCHeN MIt BeHINderUNG 
IM ALter (Art. 19, 28 – StMAS) 

Das Wunsch- und Wahlrecht nach SGB IX und 
SGB XII gilt auch für Menschen mit Behinderung 
im Alter. Auch sie sollen die Möglichkeit haben, 
aus einem vielfältigen und differenzierten An
gebot das für sie am geeignetsten Erscheinende 
auswählen zu dürfen, und dürfen keinesfalls nur 
wegen ihres Alters in Pflegeeinrichtungen nach 
SGB XI verlegt werden.

-

3.7.1 Alt gewordene Menschen 
mit Behinderung

Bestandsaufnahme
Eine zentrale Herausforderung für die Behinder
tenpolitik in Bayern ist die stark anwachsende 
Zahl älterer Menschen mit Behinderung und 
gleichzeitig besonderem Hilfebedarf. Diese Zahl 
wird, insbesondere wegen der verbesserten 
medizinischen Versorgung und wegen der auch 
die übrige Bevölkerung betreffenden Steigerung 
der allgemeinen Lebenserwartung, in den kom
menden Jahren weiter zunehmen. Hinzu kommt, 
dass sich aufgrund von gesamtgesellschaftlichen 
Prozessen gleichzeitig die bisherigen familiären 
Unterstützungsstrukturen verringern. Das bis
her vorhandene Unterstützungsangebot reicht 
sowohl im Bereich des SGB XII (Eingliederungs
hilfe) als auch des SGB XI (Pflege) zur Deckung 
dieses zusätzlichen Bedarfs nicht aus.

-

-

-

-

Der vom StMAS initiierte „Runde Tisch – Zu
kunft der Behindertenhilfe in Bayern“ hat daher 
Leitlinien für bedarfsgerechte Versorgungsstruk
turen von älteren Menschen mit Behinderung 
beschlossen. Diese Leitlinien bilden mit den 
bereits ermittelten, regional unterschiedlichen 
Strukturen und Zahlen die Basis für Rahmenkon
zepte der für die Eingliederungshilfe zuständigen 
bayerischen Bezirke, um die in der jeweiligen Re
gion schon vorhandene Versorgungsstruktur zu 
ergänzen bzw. zu verstärken. Die Leitlinien sind 
auch Grundlage für eine individuell auf den ein

-

-

-

-

-

zelnen Menschen bezogene Hilfeplanung. 

Zudem erhalten nach derzeitiger Rechtslage 
ältere pflegebedürftige Menschen mit Behinde
rung, welche sich in einer vollstationären Ein
richtung der Behindertenhilfe befinden, von der 
Pflegekasse maximal 256 Euro monatlich (§ 43a 
SGB XI). Die Leistungen der Pflegeversicherung 
für pflegebedürftige Menschen mit Behinde
rung bei stationärer Unterbringung in einer sta
tionären Pflegeeinrichtung betragen hingegen 
monatlich 1023/1279/1510 Euro nach Pflege
stufe I/II/III. Im Rahmen der Neudefinition der 
Schnittstellen zwischen dem SGB XI und SGB 
XII sowie der Reform der Eingliederungshilfe ist 
auf Bundesebene geplant, § 43 a SGB XI neu zu 
regeln. Im Ergebnis bleibt zu entscheiden, wel
chem System (Sozialversicherungsträger oder 
Sozialhilfeträger) die Kosten vorrangig zugeord
net werden sollen.

Zielsetzung
Schaffung bedarfsgerechter Strukturen zur Teilha
be der zunehmenden Zahl älterer Menschen mit 
Behinderung im Bereich der Eingliederungshilfe.

Maßnahmen
→  Begleitung der konsequenten Umsetzung der 

Leitlinien für bedarfsgerechte Versorgungs
strukturen von älteren Menschen mit Behin
derung mit Betroffenen, Trägern und Bezirken. 
Unter Federführung der bayerischen Bezirke 
werden Versorgungskonzepte erstellt, die es 
behinderten Menschen auch im Alter ermög
lichen, in vertrauter Umgebung und in ihrem 
bisherigen Wohnumfeld bleiben zu können. 
Dazu sollen entsprechende ambulante Betreu
ungs- und Wohnangebote sowie stationäre 
Wohnangebote der Behindertenhilfe auf- und 
ausgebaut werden. Daneben müssen sowohl 
in Zusammenhang mit der Errichtung entspre
chender neuer Wohnangebote als auch bei 
bereits bestehenden Einrichtungen zusätzlich 
Räume für die Durchführung tagesstruktu
rierender Maßnahmen geschaffen werden, 
damit insbesondere auch ältere Menschen mit 



körperlicher Behinderung, Sinnesbehinderung 
und/oder geistiger Behinderung am Leben in 
der Gesellschaft teilhaben können. Zu diesem 
Zweck benötigen die Betroffenen auch Hilfe 
bei der Freizeitgestaltung. Im Krankheits- 
oder Pflegefall sollte ihre Betreuung möglichst 
durch die vertrauten Personen erfolgen.

→  Begleitung der auf Bundesebene erforder
lichen Neudefinition der Schnittstellen von 
SGB XI und SGB XII.

-

3.7.2 Menschen, die im Alter erstmals 
von Behinderung betroffen sind 

Bestandsaufnahme
Die demografische Entwicklung einer älter wer
denden Gesellschaft ist eine Herausforderung 
und Chance zugleich. Die meisten Menschen 
wünschen sich im Alter und auch bei zuneh
menden Einschränkungen, so lange wie möglich 
selbstbestimmt in vertrauter Umgebung zu 
bleiben und am gesellschaftlichen Leben teilzu
haben. Der Grundsatz „ambulant vor stationär“ 
entspricht daher dem Wunsch der Betroffenen. 
Eine seniorengerechte Infrastruktur in den Kom
munen, unterstützende und pflegende Ange
hörige, ehrenamtliche Helferinnen und Helfer, 
sowie die rund 1.800 Sozialstationen und rund 
100 staatlich geförderte Fachstellen für pfle
gende Angehörige tragen dazu bei, möglichst 
lange selbstbestimmt zu leben. Von den insge
samt 96 Landkreisen und kreisfreien Städten, 
die gem. Art. 69 Gesetz zur Ausführung der So
zialgesetze (AGSG) zur Erstellung seniorenpoli
tischer Gesamtkonzepte verpflichtet sind, haben 
mittlerweile 52 ein seniorenpolitisches Gesamt
konzept und bei weiteren 24 wird derzeit gerade 
eines erarbeitet.

-

-

-

-
-

-

-

-
-

-

Zielsetzung
Stärkung der Selbstbestimmung und Teilhabe 
für ältere Menschen mit Einschränkungen.

Maßnahmen
→  Begleitung der konsequenten Entwicklung und 

Umsetzung seniorenpolitischer Gesamtkon
zepte in den Kommunen. Ein wichtiges Hand
lungsfeld ist die Orts- und Entwicklungspla
nung sowie die Erhaltung einer ortsnahen, gut 
erreichbaren Nahversorgungsinfrastruktur. 

-
-

-

→  Um auch im Alter trotz Einschränkungen 
selbstbestimmt leben zu können, sind neue 
Wohn- und Pflegeformen weiter auszudif
ferenzieren und alternative Wohnkonzepte 
auszubauen (Bayerische Koordinationsstelle 
„Wohnen im Alter“, Förderrichtlinie „Neues Se
niorenwohnen“, Förderprogramm „Betreutes 
Wohnen zu Hause“, Broschüre „Alternative 
Wohnformen für ältere Menschen“). Intensiv 
gefördert wird dabei der Ausbau von ambu
lant betreuten Wohngemeinschaften für Men
schen mit Demenz. 

-

-

-
-

Ein wichtiges Element zur Stärkung ambu
lanter Strukturen ist auch die Unterstützung 
der Angehörigen von Senioren mit Hilfe- und 
Pflegebedarf. Hierbei sind insbesondere die 
Bedürfnisse von Angehörigen an Demenz er
krankter Menschen angemessen zu berück
sichtigen. Aus diesem Grund werden nicht nur 
die Angehörigenfachstellen, sondern auch der 
Auf- und Ausbau von ortsnahen, bezahlbaren 
niedrigschwelligen Betreuungsangeboten und 
von Angehörigengruppen nach den §§ 45c 
und d SGB XI finanziell unterstützt. Seit 2012 
unterstützt eine neu errichtete Landesagen
tur für niedrigschwellige Betreuungsangebote 
den Auf- und Ausbau dieser entlastenden An
gebote. Zur Entwicklung von innovativen am
bulanten Versorgungssystemen für geronto
psychiatrisch erkrankte Menschen werden 18 
Modellprojekte nach § 45c SGB XI mit einem 
Gesamtvolumen von 3,5 Mio. € gefördert. 

-

-
-

-

-
-

-
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-

-

-

-
-

-

-

-

-

-
-

3.7.3 Implementierung der Hospizidee 
in stationären einrichtungen für 
Menschen mit Behinderung 

Bestandsaufnahme
Stationäre Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderung sind Lebensorte für erwachsen 
gewordene Menschen, die nicht mehr in ihrer 
Herkunftsfamilie bleiben können oder wollen, 
die aber aufgrund ihrer Behinderung nicht ohne 
fremde Hilfe oder selbstständig in einer eigenen 
Wohnung leben können. Diese Einrichtungen  
bieten ihren Bewohnerinnen und Bewohnern 
qualifizierte Betreuung und Pflege, sichern ihnen 
die Teilhabe am Leben der Gemeinschaft und hel
fen ihnen, ein gelingendes Leben zu führen. Be
schäftigungsangebote und gezielte Förderungen 
ergänzen das betreute Wohnen und sind zu
sätzliche wesentliche Bestandteile einer Teilha
beförderung. In den zurückliegenden Jahrzehnten 
nach Kriegsende wies die Bewohnerschaft dieser 
Einrichtungen ein im Vergleich zur Normalbevöl
kerung wesentlich jüngeres Durchschnittsalter 
auf. Die von den Nationalsozialisten durchge
führte systematische Tötung von behinderten 
Menschen führte zu dieser untypischen Alters
struktur. Daher waren Sterbeereignisse in diesen 
Einrichtungen bisher häufig Folgen von Krank
heiten oder Behinderungen. Schritt für Schritt 
wächst die Bewohnerschaft der Nachkriegsgene
ration nun auch in das Rentenalter hinein. Dies 
führt zusammen mit einer steigenden Lebenser
wartung auch von Menschen mit Behinderung in 
stationären Einrichtungen zu einer zunehmenden 
Zahl älter werdender Bewohnerinnen und Be
wohner. Das Thema Sterben im Alter rückt so 
verstärkt in den Fokus dieser Einrichtungen. Bay
erische Politik für Menschen mit Behinderung 
garantiert gemäß Art. 22 UN-BRK „unabhängig 
von ihrem Aufenthaltsort oder der Wohnform, 
in der sie leben“ das Recht auf Schutz ihrer Pri
vatsphäre. Das schließt ein Verbleiben in der be
treuten Wohnform bis ans Lebensende ein. 

- 
-

- 
-

-

-

-

-

-

-

-

-

-
-

Zielsetzung
Sensibilisierung der Einrichtungen und Träger 

für das Thema, wie sie ihre Bewohnerinnen und 
Bewohner auch am Ende des Lebens würdig be
gleiten können. 

Maßnahmen 
Begleitung der Entwicklung und Implementie
rung von Hospizkonzepten für den letzten Le
bensabschnitt der Bewohnerinnen und Bewoh
ner stationärer Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderung auf der Grundlage des mit den Be
teiligten abgestimmten Hospiz-Konzeptes. 

3.8 AMBULANte LeIStUNGeN 
(Art. 19, 25, 26 – StMAS)

Bestandsaufnahme
Die Stärkung der Fähigkeit und der Möglich
keiten von Menschen mit Behinderung, über ihr 
Leben selbst zu bestimmen und es selbst zu ge
stalten, ist ein grundlegendes Prinzip bayerischer 
Behindertenpolitik.
Eine möglichst selbstbestimmte Lebensführung 
ist in der Familie, in einer eigenen Wohnung oder 
in einer Wohngemeinschaft insbesondere dann 
möglich, wenn geeignete ambulante Dienste zur 
Verfügung stehen, die erforderliche Hilfeange
bote zur Verfügung stellen.
In diesem Zusammenhang sind die 253 Bera
tungs- und Betreuungsdienste der offenen Be
hindertenarbeit (OBA) zu nennen, die zwischen
zeitlich ein landesweites flächendeckendes Netz 
bilden und diesem Prinzip in beispielhafter Form 
Rechnung tragen.

Zielsetzung
Förderung der Selbstbestimmung von Men
schen mit Behinderung.

Maßnahmen
→  Um den aktuellen Bedürfnissen und Entwick

lungen im ambulanten Bereich Rechnung zu 
tragen und ganz im Sinne der UN-BRK die In
klusion behinderter Menschen zu stärken, hat 
das StMAS zusammen mit den Wohlfahrts
verbänden und Bezirken neue Förderricht



linien erlassen, die zum 01.01.2010 in Kraft 
getreten sind. Mit der neuen Richtlinie wird 
es nun erstmals in Bayern einheitliche Stan
dards insbesondere bei den regionalen OBA-
Diensten geben. Möglich wird dies in erster 
Linie dadurch, dass durchgängig in allen Land
kreisen und kreisfreien Städten eine Fachkraft
quote von 1:50.000 (Einwohner) umgesetzt 
wurde.

-

-
-

→  Darüber hinaus wird die Richtlinie unter Be
rücksichtigung der UN-BRK überarbeitet. Die
ser Prozess dauert noch an. Eingebunden sind 
die Verbände und Bezirke.

-
-

→  Im Sinne von Inklusion und Teilhabe sollen 
bestehende große stationäre Wohnheime – 
soweit es bedarfsgerecht ist – über den Weg 
der Dezentralisierung und Ambulantisierung 
entsprechend der Bedürfnisse behinderter 
Menschen individuelle, wohnortnahe Wohn
formen organisieren. Das StMAS hat dazu 
gemeinsam mit dem „Runden Tisch – Zukunft 
der Behindertenhilfe in Bayern“ Eckpunkte zur 
Umsetzung dezentraler Wohnstrukturen für 
Menschen mit Körperbehinderung, Sinnes
behinderung und/oder geistiger Behinderung 
unter dem Aspekt der Inklusion erarbeitet. 
Diese Eckpunkte geben eine gute Orientie
rung für die Träger, die Einrichtungen für Men
schen mit Behinderung dezentraler und ggf. 
ambulanter zu gestalten, zum Beispiel solche 
Wohnplätze auch innerhalb der Gemeinde zu 
schaffen und in die Gemeindestrukturen ein
zubeziehen. Nach den Dezentralisierungshin
weisen sollen zukünftig kleinteilige, gemein
deintegrierte und an der üblichen Bebauung 
orientierte Wohnhäuser für Menschen mit 
Behinderung entstehen, die je nach Unter
stützungsbedarf auch ein stationäres Setting 
bieten können. Kleinteilig bedeutet, dass eine 
Verdichtung solcher Wohnformen an einem Ort 
zu vermeiden ist, wobei der „Runde Tisch – 
Zukunft der Behindertenhilfe in Bayern“ sich 
anlässlich der Diskussionen zum Eckpunkte
papier beim Begriff „kleinteilig“ an der „Aktion 

-

-

-
-

-
-

-

-

-

Mensch“ orientiert hat, die in einer Richtlinie 
zur Konversion eine Förderung von Wohnan
geboten auf Einrichtungen mit maximal 24 
Plätzen beschränkt hatte. Die Eckpunkte sind 
auf der Homepage des StMAS veröffentlicht: 
www.stmas.bayern.de/imperia/md/content/
stmas/stmas_internet/behinderung/101222_
eckpunkte_zur_dezentralisierug.pdf

-

3.9 BArrIereFreIHeIt UNd 
INKLUSIoN (Art. 9 sowie weitere 
spezielle vorschriften)
 
Entscheidend für die Teilhabe und ein selbstbe
stimmtes Leben behinderter Menschen sowie 
die Umsetzung von Inklusion im Sinne der 
UN-BRK ist Barrierefreiheit in allen Lebensbe
reichen. Es geht um den Abbau nicht nur von 
baulichen Barrieren, sondern auch von Barrieren 
für sinnesbehinderte, geistig oder psychisch 
behinderte Menschen.

-

-

Die Grundlagen der Barrierefreiheit sind im BGG 
und im BayBGG geregelt. Während sich das BGG 
an die Dienststellen und sonstigen Einrichtungen 
der Bundesverwaltung richtet, verpflichtet das 
BayBGG die Behörden und sonstigen Stellen des 
Freistaates Bayern, die Bayerischen Gemein
den, Gemeindeverbände und die sonstigen der 
Aufsicht des Freistaates Bayern unterstehenden 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 
Menschen mit Behinderung nicht zu benachteili
gen und ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen. Das 
BayBGG ist Teil des öffentlichen Rechts und kein 
Leistungsrecht. Es regelt das Verhältnis der Bür
ger zu Trägern öffentlicher Gewalt im Freistaat 
und setzt bereits die UN-BRK um. 

-

-

-

Durch das BayBGG konnten wesentliche Ver
besserungen erreicht werden, insbesondere:

-

→  die Anerkennung der Deutschen Gebärden
sprache,

-

→  die barrierefreie Gestaltung des Intranet- und 
Internetauftritts der öffentlichen Hand,
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-
-

→  die Anpassung des Baurechts an die Erforder
nisse der Barrierefreiheit.

-

Weiterer Handlungsbedarf besteht, insbesonde
re bei der Umsetzung des BayBGG und weiterer 
Spezialgesetze in der Lebenswirklichkeit. Insbe
sondere in folgenden Bereichen ist die Barriere
freiheit umzusetzen:

-

-
-

3.9.1 Bauen und wohnen 
(StMI6, StMAS) 

3.9.1.1. Hochbau und Straßenbau
 
Bestandsaufnahme 
Die Barrierefreiheit ist sowohl im Hoch- als auch  
im Straßenbau im vorhandenen Regelwerk (Hoch
bau: Bayerische Bauordnung, DIN-Normen; Stra
ßenbau: Richtlinien für die Anlage von Straßen) 
grundsätzlich bereits verankert. 

- 
-

Die bayerische Staatsbauverwaltung führt seit 
Jahren alle Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaß
nahmen unter Berücksichtigung von Belangen 
des barrierefreien Bauens aus. 

-

Zielsetzung
Barrierefreiheit soll sowohl  im Hochbaubereich, 
als auch beim Neu- und Ausbau der Verkehrs
anlagen, zur Umsetzung der Anforderungen für 
Menschen mit Behinderung und gerade auch 
im Hinblick auf die älter werdende Gesellschaft 
verstärkt umgesetzt werden. Ziel ist eine mög
lichst flächendeckende Versorgung mit behin
dertengerechten Einrichtungen (u. a. Zugänglich
keit, behindertengerechte Toiletten etc.) in den 
staatlichen Liegenschaften. Langfristig wird die 
Reduzierung von Barrieren an Verkehrsanlagen 
angestrebt. Alle am Bau beteiligten Akteure sol
len weiter sensibilisiert und die erreichte Barrie
refreiheit dokumentiert werden.

-

-
-

-

-
-

Maßnahmen
→  Mit der Fertigstellung bereits geplanter oder 

laufender Baumaßnahmen des Freistaats wird 
der Anteil barrierefreier Gebäude im Staatli
chen Hochbau sukzessive erhöht.

→  Staatlich betreute Baumaßnahmen an Stra
ßen, Wegen sowie Zugängen zu Anlagen 
des öffentlichen Personenverkehrs (z. B. 
Leitsysteme für blinde und sehbehinderte 
Menschen, geringe Bordsteinhöhe für mobili
tätseingeschränkte Menschen) werden barri
erefrei gestaltet. Sowohl bei allen großen und 
kleinen Baumaßnahmen des Staatlichen Hoch
baus als auch für den Bereich des übergeord
neten Netzes bayerischer Straßen im Rahmen 
des haushalts- und baurechtlichen Verfahrens 
wird seit 01.01.2012 zusätzlich eine verwal
tungsinterne Auditierung als Qualitätssiche
rung zur Beachtung und Umsetzung der Vor
gaben des barrierefreien Bauens durchgeführt.

3.9.1.2 Aus- und weiterbildung

Bestandsaufnahme
Das Thema „Barrierefreies Bauen“ ist bereits in 
der staatlichen Ausbildung der Baureferendare 
(Einstieg in die Qualifikationsebene QE 4)  
enthalten und seit 2009 auch in die Ausbildung 
der Anwärter für die QE 3 (früher: gehobener 
bautechnischer Dienst) aufgenommen. Weiter
hin ist es auch ein fester Bestandteil in der Fort
bildung des Personals der Staatsbauverwaltung. 
Dies wurde im Zuge der Einführung des Audits 
„Barrierefreies Bauen“ noch intensiviert.

Zielsetzung
Alle am Bau Beteiligten sollen für die Belange 
von Menschen mit Behinderung sensibilisiert 
werden; Barrierefreiheit soll fester Bestandteil 
der Aus- und Weiterbildung in allen Bereichen 
des Bauens und Wohnens werden. 
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Maßnahmen
Den Planungs- und Bauausführungsverantwort
lichen werden fortwährend Weiterbildungen 
zum Thema Barrierefreies Bauen und Wohnen 
angeboten.

-

3.9.1.3 Baurecht
 
Bestandsaufnahme
Die Bayerische Bauordnung (BayBO) umfasst 
mittlerweile weitreichende Anforderungen an 
das barrierefreie Bauen und schafft somit eine 
Grundlage für die selbstständige Teilhabe aller 
Menschen in der gebauten Lebensumwelt. Öf- 
fentlich zugängliche bauliche Anlagen wie z. B.
Einrichtungen des Kultur- und Bildungswesens, 
Verkaufsstätten oder Einrichtungen des Gesund
heitswesens müssen in den dem allgemeinen 
Besucherverkehr dienenden Teilen von Men
schen mit Behinderung, alten Menschen und 
Personen mit Kleinkindern barrierefrei erreicht 
und ohne fremde Hilfe in der allgemein üblichen 
Weise zweckentsprechend genutzt werden kön
nen (Art. 48 Abs. 2 BayBO). Bei bestehenden 
öffentlich zugänglichen baulichen Anlagen räumt 
das Gesetz den Bauaufsichtsbehörden eine Ein
griffsbefugnis für die Beseitigung von Zugangs
hindernissen und die Nachrüstung der Barriere
freiheit ein. 

-

-

-

-
-
-

Als Reaktion auf die wachsende Zahl alter Men
schen sind seit dem Jahr 2003 auch Wohnungen 
von bauordnungsrechtlichen Anforderungen an 
die Barrierefreiheit erfasst. Seither müssen in 
Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen die 
Räume eines Wohngeschosses mit dem Roll
stuhl zugänglich sein. Seit August 2008 ist zu
dem vorgeschrieben, dass beim Neubau hoher 
Wohngebäude mit erforderlichem Aufzug der 
Anteil barrierefreier Wohnungen mindestens ein 
Drittel betragen muss. Darüber hinaus besteht 
seither eine gesetzliche Verpflichtung für Hand
läufe auf beiden Seiten bei Treppen in Gebäuden 
mit mehr als zwei nicht stufenlos erreichbaren 
Wohnungen. Dadurch soll insbesondere alten 
Menschen in Gebäuden, die keine Aufzüge ha

-

-
-

-

-

ben, auch außerhalb der Geschosse mit barriere
freien Wohnungen ausreichende Sicherheit beim 
Benutzen der Treppe geboten werden.

-

Gaststätten
Unabhängig vom Baurecht sind seit 2002 bei der 
Erteilung einer Gaststättenerlaubnis nach § 4 Ab
satz 1 Nr. 2a des Gaststättengesetzes auch An
forderungen an die Barrierefreiheit zu beachten.

-
-

Zielsetzung
Für das barrierefreie Bauen sollen konkrete Min
deststandards geschaffen und baurechtlich um
gesetzt werden. Die Standards sollen auch für 
private Bauherren verbindlich sein.

-
-

Maßnahmen
→  Die Anforderungen an die Barrierefreiheit von 

Gaststätten und die entsprechenden Prüf
zuständigkeiten sollten künftig einheitlich im 
Bauordnungsrecht geregelt werden. 

-

→  Die vom Deutschen Institut für Normung 
(DIN) veröffentlichten neuen technischen Re
geln zum barrierefreien Bauen von öffentlich 
zugänglichen Gebäuden (DIN 18040-1) und 
von Wohnungen (DIN 18040-2) werden 2013 
verbindlich in Landesrecht umgesetzt. 

-

→  Darüber hinaus bestehende Regelungsdefizi
te, etwa bei Pkw-Stellplätzen, werden aufge
griffen und durch bauordnungsrechtliche Vor
schriften ausgeglichen.

-
-
-

→  Die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen 
Anforderungen zum barrierefreien Bauen wird 
im Baugenehmigungsverfahren von Sonder
bauten präventiv überprüft.

-

→  Die Sensibilisierung der Bauaufsichtsbehörden 
für das Thema „Barrierefreiheit“ wird fortlau
fend fortgesetzt, auch unter Hinweis auf die 
Vorschriftenlage und die Kontroll- und Sankti
onsmöglichkeiten bei Verstößen. 

-

-

→  Die Beratungsstellen „Barrierefreies Bauen“ 
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-

-

-

-

-

-

- 
-

-

-

der Bayerischen Architektenkammer in Mün
chen (seit 1984) und in Nürnberg (seit 1989) 
bieten allen am Bau Beteiligten (Bauherren, 
Architekten, Verwaltungen, Sonderfachleuten 
und Nutzern) unentgeltliche und fachüber
greifende Beratung rund um das Thema „Bar
rierefreies Planen und Bauen“. Sie werden aus 
Mitteln des Landesbehindertenplans und des 
Landesaltenplans gefördert.

-

-
-

→  Als Planungshilfe zum barrierefreien Bauen 
werden neue Broschüren zu den aktuellen 
technischen Regeln – DIN 18040-1 für öffent
lich zugängliche Gebäude und DIN 18040-2 
für barrierefreie Wohnungen – herausgegeben.

-

3.9.1.4 wohnraumförderung
 
Bestandsaufnahme
Die für den sozialen Mietwohnungsbau zur Ver
fügung stehenden Mittel werden schon jetzt in 
Bayern nur noch unter der Voraussetzung verge
ben, dass alle Wohnungen normgerecht barriere
frei gestaltet sind. Die Wohnungen einer Wohn
ebene müssen stufenlos erreichbar sein; alle 
weiteren Wohnebenen müssen so geplant sein, 
dass sie durch die nachträgliche Schaffung eines 
Aufzugs oder einer Rampe stufenlos erreichbar 
sind. Wohnungen, die ein betreutes oder integ
riertes Wohnen ermöglichen, werden verstärkt 
gefördert. Bei besonders förderungswürdigen 
Wohnungen (z. B. für Rollstuhlfahrer) kann das 
auf diese Wohnungen entfallende Darlehen um 
bis zu 15 v. H. erhöht werden. 

-

-
-

- 

-

Für den Abbau von Barrieren im Wohnungsbe
stand gibt es staatliche Unterstützung: In Bay
ern werden bereits seit vielen Jahren im Bay
erischen Modernisierungsprogramm u. a. auch 
Maßnahmen zur Herstellung von Barrierefrei
heit in Mietwohnungen mit zinsgünstigen  
Krediten unterstützt. Die KfW fördert zudem 
auch bei Eigenheimen oder Eigentumswoh
nungen den barrierefreien Umbau sowie den 
Abbau von Barrieren im Programm „Altersge
recht Umbauen“. Darüber hinaus können im 

-
-

-

-

-

-

Bayerischen Wohnungsbauprogramm bauliche 
Maßnahmen zur Anpassung von Miet- und Eigen
wohnraum an die Belange von Menschen mit  
Behinderung mit leistungsfreien Darlehen von 
bis zu 10.000 € je Wohnung gefördert werden.
Im Rahmen von Modellvorhaben des Experi
mentellen Wohnungsbaus werden auch Konzepte 
für das barrierefreie und integrierte Wohnen 
entwickelt und in der Praxis erprobt.

Zielsetzung 
Vorschriften und Fördermaßnahmen sollen  
der demografischen Entwicklung und dem 
Wunsch der meisten Menschen Rechnung tra
gen, so lange wie möglich in ihrer vertrauten 
Umgebung bleiben zu können. Menschen mit 
Behinderung sollen in jedem Alter ihr Leben 
möglichst unabhängig am Wohnort ihrer Wahl 
führen können.

Maßnahmen
→  Im geförderten Wohnungsbau sind die Wohn

raumförderungsbestimmungen an die neue 
Norm zur Barrierefreiheit DIN 18040 Teil 2 
angepasst. Damit werden zukünftig verstärkt 
auch die Bedürfnisse seh- und hörbehinderter 
Menschen berücksichtigt. 

→  Zusätzlich können durch weitere Änderungen 
neue Wohnformen im Alter und für Menschen 
mit Behinderung auch im ländlichen Raum 
noch leichter realisiert werden. 

→  Durch die bestehenden Förderprojekte wird 
der Anteil an barrierefreiem Wohnraum fort
laufend sukzessive erhöht.

→  Auch der Abbau von Barrieren im Wohnungs
bestand soll fortlaufend finanziell unterstützt 
werden. 

→  Im Modellvorhaben „Wohnen in allen Lebens
phasen“ wurden an zwölf Standorten in Bay
ern unterschiedliche Konzepte für ein eigen
ständiges Wohnen im Alter entwickelt. Die 
Projekte werden im Rahmen einer Wander



ausstellung einer breiten Öffentlichkeit zu
gänglich gemacht.

-

→  Das Faltblatt „Barrierefreies Wohnen – mehr 
Wohnwert im Alltag“ gibt Bauherren und 
Wohnungsunternehmern wertvolle Anre
gungen für die Praxis.

-

3.9.1.5 Städtebauförderung 

Bestandsaufnahme 
Anlässlich des Europäischen Jahres der Men
schen mit Behinderungen (EJMB) 2003 wurde 
von der Obersten Baubehörde im StMI eine 
Fachinformation zur barrierefreien Gestaltung in 
der städtebaulichen Sanierung und Erneuerung 
herausgebracht, die sich vor allem an Kommu
nen als Träger der kommunalen Planungshoheit 
und Förderungsempfänger der Städtebauförde
rung richtet, aber auch an Planer, Verbände und 
Institutionen. 

-

-

-

In den 2007 neu gefassten Städtebauförde
rungsrichtlinien sind die Aspekte der Gleich
stellung der Menschen mit Behinderung in allen 
Lebensbereichen als Querschnittsaufgabe auf
genommen worden (Teil I 1, 2). Zu den realisier
ten Maßnahmen barrierefreier Gestaltung von 
Stadt- und Ortszentren zählen u. a. Freising, Lan
dau, Rosenheim, Altdorf und Kronach.

-
-

-
-

-

Zielsetzung 
Die barrierefreie Gestaltung des öffentlichen 
und halböffentlichen Raums in den bayerischen 
Kommunen zählt zu den übergreifenden Hand
lungsfeldern der städtebaulichen Erneuerung 
im Rahmen der Städtebauförderung. Ziel ist die 
Gleichstellung der Menschen mit Behinderung 
in allen Lebensbereichen.

-

Maßnahmen, u. a.:
→  Barrierefreie Umgestaltung der Stadt- und 

Ortszentren in Bayern,
→  barrierefreie bauliche Gestaltung von öffentli

chen Gebäuden,
-

→  barrierefreie Gestaltung des Wohnumfeldes,

→  Stärkung von Netzwerken in den Quartieren, 
um das Miteinander von Menschen mit und 
ohne Behinderung zu fördern.

3.9.2 tourismus (Art. 30) 
(StMwIvt7 , StMeLF8 )

-

-
-

-
-

-

-
-

-

-
-

-

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung

7 Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur,  
  Verkehr und Technologie 
8 Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft  
  und Forsten

Bestandsaufnahme
Das StMWIVT steht in engem Kontakt mit der 
bayerischen Tourismuswirtschaft und wirkt  
bereits seit Langem auf eine barrierefreie Ange
botsgestaltung hin. Diese Bemühungen schlagen 
sich in vielfältiger Weise nieder:

→  Der Bayerische Hotel- und Gaststättenver
band bietet als Orientierungs- und Vermark
tungshilfe den bayerischen Hoteliers und 
Gastronomen das Qualitätssiegel „Tourismus 
für Alle in Bayern – Barrierefreier Hotel- und 
Gaststättenbetrieb“ an. Hotels und Gaststät
ten können auf Basis der bundesweiten Ziel
vereinbarung (§ 5 Behindertengleichstellungs
gesetz des Bundes) den barrierefreien Zugang 
und die barrierefreie Nutzung ihrer Angebote 
prüfen und auszeichnen lassen. Dabei werden 
Ausstattung und Einrichtung in fünf Katego
rien verlässlich beschrieben und mit entspre
chenden Piktogrammen dargestellt. Partner 
der Aktion des Bayerischen Hotel- und Gast
stättenverbandes sind das StMAS sowie der 
VdK Bayern und die VKIB Bayern e. V. Das 
StMWIVT und die Bayern Tourismus Marke
ting GmbH sind begleitend in die Aktion ein
gebunden.

→  Die Bayern Tourismus Marketing GmbH inte
griert barrierefreie Angebote in Bayern in ihre 
Produktlinien und Markenkonzepte (Kinder
land Bayern, WellVital, Lust auf Natur u. a.). 
Behinderte und mobilitätseingeschränkte 
Menschen werden damit – genau wie andere 



49Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de

-

-

-

-

-

-

-

-

-
-

-
-

-

-

potenzielle bayerische Urlaubsgäste auch – in 
erster Linie als Nachfrager nach touristischen 
Angeboten angesprochen, deren Urlaubswün
schen bestimmte Motive (Erholung, aktiv 
sein, Kultur, Familie, ...) zugrunde liegen. Dies 
liegt auch im Interesse von Menschen mit Be
hinderung, die eben nicht als Behinderte ange
sprochen werden wollen, sondern als Nachfra
ger nach Urlaubsangeboten mit besonderen 
Bedürfnissen. Seit Februar 2012 bietet die 
Bayern Tourismus Marketing GmbH darüber 
hinaus unter www.bayern.by/tourismus-fuer-
alle ein zentrales Informationsportal für Rei
sende mit Mobilitäts- und/oder Aktivitätsein
schränkungen. Dieses bündelt bestehende 
Angebote in Bayern für ein hochwertiges Ur
laubserlebnis – vom barrierefreien Hotel- und 
Gaststättenbetrieb bis hin zu Museen und an
deren Freizeiteinrichtungen. Als erste deutsch
sprachige Urlaubsdestination bindet Bayern 
die Zielgruppe über Erfahrungsberichte aktiv 
ein und macht sie zum Qualitätsmanager für 
bedürfnisgerechte, attraktive Reiseangebote.

-

-
-
-

-
-

-

-
-

→  Die Tourismusverbände und -organisationen 
haben eine Vielzahl von speziellen Angeboten 
und Broschüren für Menschen mit Behinderung 
erstellt (z. B. Informationsschrift Urlaub ohne 
Handicap des Tourismusverbands Allgäu/
Bayerisch-Schwaben, Ein kleiner Führer durch 
die Rhön, Barrierefreies Erlangen, Broschüre 
München für Touristen mit Handicap, Wegwei
ser für Gehbehinderte Murnau). Ferner können 
sich Menschen mit Behinderung im Internet 
beispielsweise über barrierefreie Angebote 
und Unterkünfte in den Urlaubsregionen All
gäu (www.allgaeu-tirol-barrierefrei.eu), Frän
kisches Seenland (www.seenland-barrierefrei.
de), Pfaffenwinkel (www.pfaffenwinkel-bar
rierefrei.de), Ammersee/Lech (www.ammer
see-lech-barrierefrei.de), Rosenheim (www.
rosenheim-mobil.de) und Miesbach (www.be
hindertenkompass.de) informieren.

-

-
-

-
-

-

→  Im Fränkischen Seenland waren ländlicher 
Tourismus und Bauernhof-Urlaub wichtige 

Motoren für die touristische Entwicklung 
eines gesamten Gebietes. Mit den Zielen, 
Gäste mit Einschränkungen in den Tourismus 
zu integrieren, ein ausreichendes Angebot an 
passenden Unterkünften und Werbemateri
alien zu schaffen, eine bessere Zugänglichkeit 
des Seenlands und eine Bewusstseinsbildung 
entlang der touristischen Leistungskette zu er
reichen, einen Imagegewinn des Gebietes zu 
erzielen und den Umsatz zu steigern, wurde 
im Fränkischen Seengebiet das Projekt „Seen
land barrierefrei“ umgesetzt. Derzeit sind 
über 29 Unterkunftsanbieter in einem Spezi
alprospekt (Schwerpunkt ländliche Angebote) 
mit 86 Unterkünften verzeichnet, davon  
35 Unterkünfte voll rollstuhlgerecht. Zusätz
lich gibt es noch weitere Anbieter, die nicht im 
Spezialkatalog erscheinen. Insgesamt sind  
54 Anbieter mit 326 Gästebetten im Gesamt
Unterkunftsverzeichnis als rollstuhlgerecht 
oder bedingt rollstuhlgerecht ausgewiesen. Es 
besteht zunehmendes Interesse an Neuinves
titionen und Umbaumaßnahmen. Drei Cam-
pingplätze am See und barrierefreie Service- 
und Freizeitangebote (z. B. Schifffahrtslinien, 
Baderampen, Strandrollstühle, Elektrofahr
räder) runden das barrierefreie Angebot ab. 
„Fränkisches Seenland barrierefrei“ ist heute 
mit 18 Mio. € Einnahmen aus ca. 150.000 
Übernachtungen, Camping und Naherho
lungsreisen ein etabliertes, ökonomisch erfolg
reiches Angebotssegment.

Im Bereich des StMELF stellt Urlaub auf dem 
Bauernhof (UadB) zum einen eine besondere 
Form des Tourismus in Bayern dar und erlaubt 
zum anderen landwirtschaftlichen Unternehme
rinnen und Unternehmern, zusätzliches Einkom
men zu erwirtschaften, um den landwirtschaft
lichen Betrieb zu stabilisieren. Eine mögliche 
Zielgruppe sind Menschen mit Behinderung, für 
die passende Angebote unterbreitet werden 
können. Barrierefreiheit in der Ausstattung einer 
Ferienwohnung oder eines Ferienzimmers ist 
dabei ein Komfortmerkmal, das alle Zielgrup
pen anspricht. Grundlage für die Beratung und 

http://www.allgaeu-tirol-barrierefrei.eu
http://www.seenland-barrierefrei.de
http://www.seenland-barrierefrei.de
http://www.pfaffenwinkel-barrierefrei.de
http://www.pfaffenwinkel-barrierefrei.de
http://www.ammersee-lech-barrierefrei.de
http://www.ammersee-lech-barrierefrei.de
http://www.rosenheim-mobil.de
http://www.rosenheim-mobil.de
http://www.behindertenkompass.de
http://www.behindertenkompass.de
http://www.bayern.by/tourismus-fuer-alle


Qualifizierung im barrierefreien Bereich bilden 
die DIN-Normen. Ca. 7 % der im Landesverband 
UadB Bayern e. V. organisierten und im Internet 
präsenten Höfe sind für Menschen mit Behinde
rung eingerichtet.

-

Zielsetzung
→  Verstärkte Berücksichtigung des Anliegens 

der Barrierefreiheit im bayerischen Tourismus.

→  Barrierefreien UadB in allen Regionen  
ermöglichen.

Maßnahmen
→  Weiterführung der erfolgreichen Bemühungen 

um barrierefreie Angebote in der bayerischen 
Tourismuswirtschaft auch im Hinblick auf eine 
Umsetzung des Tourismuspolitischen Kon
zepts der Bayerischen Staatsregierung. 

-

→  Begleitung der Maßnahmen durch das Be
ratungsgremium „Mobilität und Tourismus“ 
bei der Beauftragten Person der Bayerischen 
Staatsregierung für die Belange von Men
schen mit Behinderung. 

-

-

→  Zusammenarbeit mit und Sensibilisierung der 
Kommunalen Behindertenbeauftragten. 

→  Begleitung des bundesweiten Leitprojekts 
„Entwicklung und Vermarktung barrierefrei
er Angebote und Dienstleistungen im Sinne 
eines Tourismus für Alle in Deutschland“.

-

→  Sukzessive Weiterentwicklung der Angebote 
des barrierefreien Urlaubs auf dem Bauernhof 
mit den Betroffenen.

3.9.3 verkehrsmittel und 
Bahnhöfe (Art. 9, 20  – StMwIvt) 

3.9.3.1 Öffentlicher Personen
nahverkehr – ÖPNv

- 

3.9.3.1.1 Schienenpersonennahverkehr
 
Bestandsaufnahme
Die Verkehrsstationen (Bahnsteige und Bahn
steigzugänge) in Bayern stehen im überwie
genden Eigentum des Eisenbahninfrastruktur
unternehmens (EIU) DB Station & Service 
AG und sind neben den Anlagen der DB Netz 
AG wesentlicher Bestandteil der Eisenbahn
infrastruktur.

-
-

-

-

Gemäß Art. 87 e Abs. 4 GG hat der Bund zu ge
währleisten, dass beim Ausbau und Erhalt des 
Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes 
das Wohl der Allgemeinheit und damit insbeson
dere die Verkehrsbedürfnisse befriedigt werden 
können. Ihn trifft die Infrastruktur- und Finanz
verantwortung für die Schienenstrecken und die 
Verkehrsstationen im Eisenbahnbereich sowohl 
für den Fern- wie den Nahverkehr. Im Freistaat 
gibt es rd. 1.000 Verkehrsstationen. Davon sind 
nach den Angaben der DB Station & Service AG 
bis 2012 rd. ein Drittel barrierefrei und fahrgast
gerecht ausgebaut. D. h., dass mobilitätseinge
schränkte Reisende die Bahnsteige ohne Bar
rieren erreichen können. Knapp die Hälfte der 
Verkehrsstationen ist darüber hinaus barrierefrei 
zugänglich. Vollständiges barrierefreies Reisen 
ist an diesen Verkehrsstationen allerdings meist 
nicht möglich, weil die Bahnsteighöhen für die 
Fahrzeuge zu niedrig sind.

-

-

-

-
-

-

Nach einer Erhebung der Bayerischen Eisen
bahngesellschaft mbH (BEG) aus dem Jahr 2002 
besteht bei mehr als 750 Verkehrsstationen er
heblicher Ausbaubedarf. Der Gesamtbedarf für 
einen barrierefreien Ausbau aller Verkehrssta
tionen, der durch entsprechende Abstimmung 
von Bahnsteig und Fahrzeug ein vollständiges 
barrierefreies Reisen ermöglichen könnte, wurde 
damals auf mehr als 1 Mrd. Euro geschätzt.

-

-

-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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-

Zielsetzung
Herstellung von Barrierefreiheit bei Fahrzeugen 
und baulichen Anlagen im Bereich des öffent
lichen Personennahverkehrs, insbesondere in 
Zügen und sonstigen Verkehrsmitteln und Bahn
höfen, auch auf dem Land. Soweit bauliche Ver
besserungen der Barrierefreiheit an bereits bar
rierefrei erreichbaren Stationen nicht realisierbar 
sind, sollten fahrzeuggebundene Einstiegshilfen 
Verwendung finden, welche den Höhenunter
schied überbrücken können. Diese Einstiegshil
fen sollten technisch so weiterentwickelt wer
den, dass Menschen mit Behinderung diese in 
Zukunft selbstständig nutzen können.

-

-
-
-

-
-

-

Maßnahmen des Freistaates zur 
Verbesserung der Situation für 
mobilitätsbeeinträchtigte Reisende
Der vollständige barrierefreie Ausbau aller baye
rischen Verkehrsstationen ist weder kurz- noch 
mittelfristig finanzier- und realisierbar: Das Fi
nanzvolumen, das der DB Station & Service AG 
aus Bundesmitteln (Baukostenzuschüsse nach 
dem Bundesschienenwegeausbaugesetz) jähr
lich zum Ausbau bayerischer Verkehrsstati
onen zur Verfügung steht, beträgt rd. 30 Mio. €. 
Außerdem ist die DB Station & Service AG 
aufgrund der ihr nur in begrenztem Umfang 
zur Verfügung stehenden Eigenmittel und weil 
entsprechende Verbesserungen an den Ver
kehrsstationen nicht durch eine angepasste Er
höhung der Stationsgebühr erwirtschaftet wer
den können, nicht in der Lage, einen erhöhten 
Eigenmittelanteil zu erbringen. Gleiches gilt für 
die ggf. erforderlichen Mehraufwendungen für 
erhöhte Betriebskosten (z. B. infolge des Einbaus 
von Aufzügen oder Rolltreppen). Hier springt 
der Freistaat im Einzelfall im Rahmen seiner – 
allerdings ebenfalls begrenzten – finanziellen 
Möglichkeiten durch entsprechende ergänzende 
Zahlungen ein (zur Zahlung eines wirtschaftli
chen Ausgleichs für vorweggenommene Bestell
entgelte als Einmalzahlung; Finanzierung aus 
Regionalisierungsmitteln).

-

-

-
- 

-
-
-

-
-

Vor diesem Hintergrund präferiert das 
StMWIVT gemeinsam mit der BEG und der DB 

Station & Service AG folgende Vorgehensweise:

Festlegung von Zielbahnsteighöhen
Die BEG hat in Abstimmung mit der DB Station 
& Service AG für alle bayerischen Schienen
strecken Zielbahnsteighöhen definiert, die die 
Abstimmung von Fahrzeugeinstiegs- und Bahn
steighöhen erleichtern sollen.
Diese Festlegungen fließen bei anstehenden 
Ausbauten von Verkehrsstationen in die Pla
nungen ein und stellen somit eine gemeinsame 
strategische Ausrichtung von Aufgabenträger 
und Eisenbahninfrastrukturunternehmen sicher.

Anpassung des Fahrzeugparks
Die BEG fordert im Rahmen von Ausschrei
bungen von Verkehrsleistungen in der Regel 
Neufahrzeuge. Dabei werden Vorgaben ins
besondere auch hinsichtlich der Fußbodenhöhe, 
der Einstiegsverhältnisse und zu fahrzeugge
bundenen Einstiegshilfen gemacht. In vielen Fäl
len wird es durch den Einsatz entsprechender 
Fahrzeuge möglich, barrierefreies Reisen ohne 
zusätzlichen baulichen Aufwand zu ermöglichen 
(ein großer Teil der bayerischen Verkehrsstati
onen ist grds. barrierefrei zugänglich).

Spontanfahrten für rollstuhlfahrer
Vor Einführung von Niederflurfahrzeugen im 
Nahverkehr konnten Rollstuhlfahrer mit der 
Bahn nur Fahrten zwischen größeren, mit ört
lichem Service-Personal und entsprechenden 
Hubliften ausgestatteten Bahnhöfen in Bayern 
unternehmen. Diese Fahrten mussten und müs
sen rechtzeitig im Voraus angemeldet werden.
Die in den modernen Nahverkehrsfahrzeugen 
vorhandenen fahrzeuggebundenen Einstiegshil
fen erlauben grundsätzlich eine Mitnahme von 
Rollstuhlfahrern ohne Voranmeldung. Damit die
se aber möglichst reibungslos bewältigt werden 
kann, wurde für den Regionalverkehr der DB 
Regio in Bayern eine bayernweite Telefonnum
mer für die Voranmeldung von Fahrten einge
richtet, für die keine örtliche Hilfe an Stationen 
nötig ist. Sukzessive soll dieses Angebot auf 
andere Bahnen ausgeweitet werden. Des Wei



teren aktualisiert die BEG regelmäßig ihre im 
Portal www.bayern-fahrplan.de veröffentlichten 
Stationsteckbriefe mit detaillierten Informatio
nen zu Höhe und Stufenfreiheit des Zugangs für 
jeden Bahnsteig einer Station. Zudem gibt die 
Stationskarte „Zugangsmöglichkeiten für Roll
stuhlfahrer“ einen groben Überblick über mög
liche Spontanfahrten. Ergänzend hat die BEG 
für Fahrgäste mit Rollgepäck wie Rollkoffer, 
Fahrrad oder Kinderwagen eine Karte über die 
Kinderwagentauglichkeit von Stationen erstellt, 
die auf der Homepage der BEG www.bahnland-
bayern.de eingesehen werden kann.

-

-
-

102-Mio.-vertrag S-Bahn München
Der Freistaat, vertreten durch das StMWIVT, 
hat am 19.06.2001 mit der DB Station & Ser
vice AG eine Rahmenvereinbarung zum barrie
refreien Ausbau von S-Bahn-Stationen im Raum 
München unterzeichnet (Vertragsvolumen:  
102 Mio. €). Anlass für den Vertrag war u. a., dass 
zum damaligen Zeitpunkt von den 138 S-Bahn
höfen nur 23 voll behindertengerecht ausgestat
tet waren und der für die Schieneninfrastruktur 
verantwortliche Bund seine Finanzmittel auf
grund anderweitiger Planungen (z. B. barriere
freier Ausbau von Knotenbahnhöfen) über Jahre 
hinaus gebunden hat.

-
-

-
-

-
-

Der Freistaat hat mit dem Abschluss der Rah
menvereinbarung die Grundlage für den wei
teren barrierefreien Ausbau von Verkehrsstati
onen der S-Bahn München gelegt (ohne diese 
Vereinbarung wäre ein barrierefreier Ausbau der 
S-Bahn München auch in den nächsten Jahren 
nicht in Sicht), nicht aber die Trägerschaft und 
Verantwortlichkeit für die Umsetzung der bau
lichen Maßnahmen übernommen. Auch wenn 
die Vereinbarung keine zeitliche Vorgabe ent
hält, war den Vertragspartnern bewusst, dass 
sich die Umsetzung der Vereinbarung aufgrund 
der personellen Ausstattung der DB AG sowie 
aus betrieblichen Gründen über mindestens 
zehn bis 15 Jahre erstrecken wird.

-
-

-

-

-

Die Staatsregierung hat ein großes Interesse an 
einer zügigen Umsetzung des Vertrages und der 
raschen Ausführung der notwendigen Bauar-

beiten. Die Maßnahmen und der Baufortschritt 
werden deshalb regelmäßig in einem Arbeits
kreis zwischen Vertretern der DB AG und des 
StMWIVT besprochen. Die zeitliche Abfolge 
und Abarbeitung der im Rahmen der Vereinba
rung vorgesehenen Maßnahmen erfolgt ent
sprechend der bei der DB AG zur Verfügung ste
henden Kapazitäten sowie in Abhängigkeit der 
Maßnahmen von ggf. anderweitigen, teilweise 
auch kommunalen Planungen. Bisher wurden für 
alle Maßnahmen dem Baufortschritt entspre
chend ausreichend Haushaltsmittel (GVFG-, 
FAG- und Regionalisierungsmittel) zur Ver
fügung gestellt.

-

-
-

-

-

-

Die DB Station & Service AG hat zugesichert, 
dass die Planungskapazitäten in der Personal
planung so dimensioniert werden, dass die noch 
offenen Maßnahmen bis spätestens 2014 und 
damit innerhalb des vorgesehenen Zeitrahmens 
umgesetzt werden können.

-

vGN-vertrag
Der Freistaat, vertreten durch das StMWIVT, 
hat am 01.09.1995 mit der Deutschen Bahn 
AG einen Rahmenvertrag zum Bau/Ausbau von 
Nahverkehrsanlagen im Tarifgebiet des Ver
kehrsverbundes Großraum Nürnberg geschlos
sen (Vertragsvolumen: 46 Mio. €).

-
-

Der Vertrag wurde geschlossen mit dem Ziel, 
an den Bahnhöfen und Haltestellen im Tarifge
biet des Verkehrsverbundes Nürnberg zur Ver
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Ge
meinden einzelne Nahverkehrsanlagen neu zu 
errichten oder auszubauen. U. a. werden daraus 
auch bauliche Maßnahmen zum barrierefreien 
Ausbau finanziert (aus FAG- und Regionalisie
rungsmitteln). 

-
-
-

-

S-Bahn-ergänzungsnetz Nürnberg
Mit dem Ausbau des S-Bahn-Ergänzungsnetzes 
Nürnberg wird das S-Bahn-Netz Nürnberg von 
derzeit 33 S-Bahn-Stationen auf 73 S-Bahn-
Stationen erweitert. Die Barrierefreiheit ist 
ein wichtiges Qualitätsmerkmal des künftigen 
Nürnberger S-Bahn-Systems und hat daher ei
nen hohen Stellenwert. Fast alle Stationen wer

-
-
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-

den zukünftig für mobilitätseingeschränkte Rei
sende uneingeschränkt nutzbar sein. 

-

rahmenvereinbarung zum barrierefreien Aus
bau von verkehrsstationen

-

Neben den bekannten Verträgen zum barriere
freien Ausbau der Verkehrsstationen der S-Bahn 
München und Nürnberg hat der Freistaat mit 
der DB AG eine Rahmenvereinbarung über ein 
10-Jahres-Entwicklungskonzept für den Schie
nenverkehr in Bayern abgeschlossen. In dieser 
Rahmenvereinbarung sind die großen und eben
falls nicht barrierefrei ausgebauten bayerischen 
Bahnhöfe Aschaffenburg, Augsburg, Ingolstadt, 
München-Pasing, München-Ost, Passau, Ro
senheim, Würzburg genannt. Für die Bahnhöfe 
Aschaffenburg, Ingolstadt, München-Pasing, 
München-Ost und Rosenheim ist die Grundfi
nanzierung durch den Bund gesichert. Mit den 
Baumaßnahmen wurde bereits begonnen. Der 
Freistaat beteiligt sich an diesen Maßnahmen 
mit einem Betrag von rd. 33 Mio. € (wirtschaft
licher Ausgleich aus Regionalisierungsmitteln).
Für die Bahnhöfe Augsburg, Passau und Würz
burg sind nach derzeitigem Stand Mittel in Höhe 
von rd. zwölf Mio. € erforderlich (Regionalisie
rungsmittel).

-

-

-

-

-

-

-

-

Die Ausbauten an diesen Bahnhöfen sollen bis 
2014, an den Bahnhöfen Augsburg und Würz
burg bis 2018 abgeschlossen sein. Unter Einbe
ziehung der beiden größten barrierefreien Bahn
höfe in Bayern, München und Nürnberg, und 
der barrierefrei ausgebauten S-Bahn-Systeme in 
München und Nürnberg werden dann rd. 80 % 
der Fahrgäste in Bayern nahezu barrierefrei mit 
der Bahn reisen können.

-
-

-

Vor dem Hintergrund der Kürzung der Re
gionalisierungsmittel und der anstehenden 
 Finanzierungsvorhaben insbesondere bei den  
S-Bahn-Systemen München und Nürnberg sowie 
der Kommunen bzw. kommunalen und privaten 
Verkehrsunternehmen (U-Bahn- und Straßen
bahnsysteme, Omnibusbahnhöfe usw.) sind da
mit aber auch die Finanzierungsspielräume des 
Freistaates für die nächsten Jahre ausgereizt. 
Aus diesem Grund kommt eine Vorfinanzierung 

-

-
-

oder gar Übernahme der Gesamtkosten des bar
rierefreien Ausbaus weiterer Verkehrsstationen 
durch den Freistaat nicht in Betracht.

Dem Auftrag des Ministerrats vom 9. Mai 2012 
entsprechend beabsichtigt das StMWIVT, eine 
vertragliche Vereinbarung mit der DB AG über 
den weiteren barrierefreien Ausbau von Bahn
höfen abzuschließen. Vorrangig werden Stati
onen der S-Bahnen in München und Nürnberg 
ausgebaut, da der Freistaat Bayern im Bereich 
der  S-Bahnen eine finanzielle Mitverantwortung 
trägt. Die Aufnahme weiterer Bahnhöfe außer
halb des S-Bahn-Bereiches in das Programm 
hängt entsprechend der grundgesetzlichen  
Aufgabenverteilung maßgeblich von der Höhe 
der finanziellen Beteiligung des Bundes und der 
DB AG ab.
Aufgrund der langwierigen Vertragsverhand
lungen mit der DB AG kann in 2013 erst mit 
den Planungen für die neuen Maßnahmen be
gonnen werden. Bauarbeiten sind bei optimalen 
Abläufen frühestens in 2014 zu erwarten. Das 
StMWIVT beabsichtigt deshalb, die geplanten 
Maßnahmen unter dem Arbeitstitel „Bayernpa
ket 2013–2018“ auf den Zeitraum von 2013 bis 
2018 mit einer Mittelausstattung von bis zu  
60 Mio. € fest-zulegen. Die Finanzierung des  
Pakets erfolgt aus vorhandenen Regionalisie
rungs- und FAG-Mitteln.

3.9.3.1.2 Öffentlicher Personen
nahverkehr – ÖPNv mit Bussen

Bestandsaufnahme
Im Öffentlichen Personennahverkehr mit Bussen 
besteht teilweise Nachholbedarf beim Einsatz 
barrierefreier Fahrzeuge, überwiegend im länd
lichen Raum auf Überlandstrecken.
Mit der Novellierung des Personenbeförde-
rungsgesetzes (PBefG) zum 1. Januar 2013 wur
den durch den Bundesgesetzgeber gesetzliche 
Vorgaben zur Herstellung einer vollständigen 
Barrierefreiheit im allgemeinen ÖPNV geschaf
fen. Adressaten dieser Regelungen sind die nach 



dem bayerischen Landesrecht  für den allgemei
nen öffentlichen Personennahverkehr zuständi
gen Aufgabenträger. Dies sind in der Regel die 
Landkreise und kreisfreien Städte.

-
-

Zielsetzung
Die Aufgabenträger haben, im Zusammenwir
ken mit den örtlichen Verkehrsunternehmen, 
in ihrer Nahverkehrsplanung die Belange der in 
ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten 
Menschen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für 
die Nutzung des öffentlichen Personennahver
kehrs bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige 
Barrierefreiheit zu erreichen. Ausnahmen von 
dieser Frist sind im Rahmen eines Nahverkehrs
plans konkret zu benennen und zu begründen. 
Bei der Aufstellung eines Nahverkehrsplans sind, 
soweit vorhanden, Behindertenbeauftragte oder 
Behindertenbeiräte, Verbände der in ihrer Mobi
lität oder sensorisch eingeschränkten Fahrgäste 
und Fahrgastverbände anzuhören und deren 
Interessen angemessen und diskriminierungsfrei 
zu berücksichtigen.

-

-

-

-

Für den Bereich des ab dem 1. Januar 2013 
weitgehend liberalisierten Fernlinienbusverkehrs 
wurde geregelt, dass alle ab dem 1. Januar 2016 
neu in Verkehr gebrachten Omnibusse barrie
refrei ausgestaltet sein müssen. Nach dem  
31. Dezember 2019 gilt dieses Erfordernis für 
alle Omnibusse. 

-

Neben diesen vor allem auf die technischen 
Anforderungen zur Herstellung einer Barriere
freiheit gerichteten Vorgaben obliegt es dem 
Bundesgesetzgeber, Maßnahmen zur effektiven 
Umsetzung der Regelungen der Verordnung 
(EU) Nr. 181/2011 über die Fahrgastrechte im 
Kraftomnibusverkehr in nationales Recht voran
zutreiben. 

-

-

Maßnahmen
Die umfassende Umstellung der im Linienver
kehr eingesetzten Fuhrparks ist kurzfristig nicht 
finanzier- und realisierbar. Der Freistaat Bayern 
fördert jährlich mit 30 Mio. € aus Mitteln des 
Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungs
gesetzes (BayGVFG) die Neuanschaffung von 

-

-

barrierefreien Linienbussen der Klassen I, II und 
A, die § 30d Abs. 4 der Straßenverkehrs-Zulas
sungs-Ordnung (StVZO) entsprechen und mit 
Rampe (Niederflurbus) oder Hublift (Hochflur
bus mit max. 860 mm Fußbodenhöhe) versehen 
sind. Darüber hinaus müssen mindestens fol
gende Anforderungskriterien erfüllt werden:

-

-

-

→ gut sichtbare Linienbeschilderung außen,
→  geeignete optische und akustische Informati

onseinrichtungen zur Ankündigung der  
nächsten Haltestelle,

-

→ optische Anzeigen „Wagen hält“,
→  geeignete optische Anzeige/Darstellung des  

Linienverlaufs im Fahrzeug,
→ ausreichende Anzahl von Haltewunschtasten.

Bei der Vorhabensplanung sind die zuständigen 
Beauftragten für Belange von Menschen mit Be
hinderung nach Art. 18 des BayBGG anzuhören. 
Verfügt eine Gebietskörperschaft nicht über Be
hindertenbeauftragte oder Behindertenbeiräte, 
sind stattdessen die entsprechenden Verbände 
im Sinne des § 13 Abs. 3 des Behindertengleich
stellungsgesetzes des Bundes anzuhören (Art. 3 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. e BayGVFG).

-

-

-

3.9.3.2 Luftverkehr

Bestandsaufnahme
Gesetzliche regelungen
Am 01.05.2002 ist das Behindertengleichstel
lungsgesetz des Bundes in Kraft getreten, das 
sich auch auf das Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
auswirkt. 

-

Nach § 19 d LuftVG haben Unternehmer von 
Flughäfen für eine gefahrlose und leicht zugäng
liche Benutzung von allgemein zugänglichen 
Flughafenanlagen, Bauwerken, Räumen und 
Einrichtungen durch Fluggäste Sorge zu tragen. 
Dabei sind die Belange von behinderten und an
deren Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung 
besonders zu berücksichtigen mit dem Ziel, Bar
rierefreiheit zu erreichen. Die Einzelheiten der 
Barrierefreiheit können durch Zielvereinbarungen 

-

-

-
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-
- 

im Sinne des § 5 des Behindertengleichstellungs
gesetzes festgelegt werden. 

-

Gemäß § 20 b Luftverkehrsgesetz haben auch 
Luftfahrtunternehmen, die Luftfahrzeuge mit 
mehr als 5,7 Tonnen Höchstgewicht betreiben, für 
eine gefahrlose und leicht zugängliche Benutzung 
der Luftfahrzeuge Sorge zu tragen. Dabei sind die 
Belange von behinderten und anderen Menschen 
mit Mobilitätsbeeinträchtigung besonders zu be
rücksichtigen mit dem Ziel, Barrierefreiheit zu er
reichen. Die Einzelheiten der Barrierefreiheit kön
nen auch hier durch Zielvereinbarungen im Sinne 
des § 5 des Behindertengleichstellungsgesetzes 
festgelegt werden.

-
-
-

Mit diesen gesetzlichen Vorgaben wurden im 
Luftverkehrsbereich die Belange behinderter 
Menschen explizit festgelegt.

Barrierefreiheit an den bayerischen  
verkehrsflughäfen
In Bayern sind die Flughafen-Abfertigungsge
bäude so gut wie möglich auf die Bedürfnisse 
behinderter Menschen zugeschnitten, denn für 
behinderte und andere Menschen mit Mobi
litätsbeeinträchtigung wird die Verkehrsinfra
struktur im Allgemeinen und die Gestaltung von 
Terminals im Speziellen barrierefrei gestaltet. 
Die bayerischen Verkehrsflughäfen sind bereits 
im Interesse der Kundenfreundlichkeit ohnehin 
um die Herstellung von Barrierefreiheit bemüht. 
So wurde etwa der 2003 eröffnete Terminal 2 
des Flughafens München komplett behinder
tengerecht gebaut und damit ein wesentlicher 
Beitrag zur Verbesserung der Mobilität behin
derter Menschen geleistet. Alle Einrichtungen 
des Terminals 2 gehen über die gesetzlichen 
Vorgaben sogar hinaus. In der Planungsphase 
wurde das neue Abfertigungsgebäude in enger 
Zusammenarbeit mit den Behindertenverbän
den konzipiert. 

-

-
-

-

-

-

Bereits beim Check-in gewährleistet ein leicht 
erreichbarer behindertengerechter Schalter bar
rierefreies Reisen. Im Terminal 2 gibt es u. a. in 
den Boden eingelassene Rillen, das sogenannte 
taktile Bodenleitsystem, spezielle Sonder
betreuungsräume für umsteigende Passagiere 

-

- 

und rollstuhlgerechte Aufzüge, die außerdem  
mit Brailleschrift für Sehbehinderte oder Blinde 
ausgestattet sind, sowie das „Gate-Taxi“ für den 
Direkttransport zum Abflugbereich. Den spezi
ellen Behinderten-Service hat bisher eine Viel
zahl von Menschen mit Handicap in Anspruch 
genommen. Ebenso wie Terminal 2 ist auch der 
Terminal 1 für behinderte Menschen gut nutz
bar und wird zudem laufend den Bedürfnissen 
von behinderten Personen angepasst.

Zielsetzung 
Beibehaltung des hohen Standards der Barriere
freiheit an Flughäfen in Bayern.

Maßnahmen
Laufende weitere Anpassungen der Barrierefrei
heit an Flughäfen, soweit nötig. 

3.9.4 Kommunikation (Art. 21) 

Bestandsaufnahme
Barrierefreie Informationstechnik- 
verordnung (StMI)
Bezüglich barrierefreier Informations- und Kom
munikationstechnologien hat der Ministerrat 
am 24.10.2006 die Bayerische Verordnung zur 
Schaffung barrierefreier Informationstechnik 
(Bayerische Barrierefreie Informationstechnik-
Verordnung – BayBITV) beschlossen, die zum  
1. Januar 2007 in Kraft getreten ist.

Der Freistaat Bayern trägt mit der BayBITV der 
Verpflichtung aus dem BayBGG Rechnung, wo
nach die Behörden und sonstigen Stellen des 
Freistaats Bayern ihre Internet- und Intranet
angebote schrittweise technisch so zu gestal
ten haben, dass sie Menschen mit Behinderung 
grundsätzlich uneingeschränkt nutzen können 
(§ 1 Abs. 2 BayBITV). Gemäß § 3 der BayBITV 
sind die staatlichen Stellen grundsätzlich ver
pflichtet, ihre Internet- und Intranetangebote  
sowie ihre sonstigen mittels Informationstech
nik realisierten grafischen Programmoberflä
chen schrittweise innerhalb der vorgegebenen  



Fristen (insgesamt bis spätestens 31.12.2013) 
barrierefrei (um-) zu gestalten. In Ausnahme
fällen kann von einem barrierefreien Angebot  
abgesehen werden, soweit die Herstellung der 
Barrierefreiheit aus finanziellen, wirtschaftlichen 
und verwaltungsorganisatorischen Gründen un
verhältnismäßig oder aus technischen Gründen 
unmöglich ist (§ 3 Abs. 3 BayBITV).

- 

-

-
-

-

-

-

-

-

-
-

-

-

-

-

Bei Eigenentwicklungen werden die Anforde
rungen der BayBITV, soweit technisch und wirt
schaftlich möglich (§ 3 Abs. 3 BayBITV), berück
sichtigt. Neuentwicklungen sind grundsätzlich 
sofort entsprechend den technischen Standards 
der BayBITV zu erstellen. Bereits im Einsatz be
findliche Eigenentwicklungen werden innerhalb 
der vorgegebenen Fristen – soweit technisch 
möglich und wirtschaftlich vertretbar – hinsicht
lich einer Erfüllung der BayBITV umgestellt. Bei 
bereits im Einsatz befindlicher Fremdsoftware 
besteht leider selten die Möglichkeit, auf die 
Release- und Upgrade-Politik der Software
hersteller einzuwirken. Hier werden – soweit 
möglich – Zusatzsoftwareprodukte eingesetzt, 
die auch dem der BayBITV unterliegenden Per
sonenkreis Möglichkeiten zur Nutzung dieser 
Softwareprodukte geben sollen (z. B. JAWS und 
LUNAR). Zum jetzigen Zeitpunkt erfüllt leider 
nur ein Teil der im Einsatz befindlichen Fremd
softwareprodukte die Anforderungen der Bay
BITV. Wie bereits erläutert, kann aufgrund der 
Abhängigkeiten zu den Herstellern nicht zuge
sagt werden, in allen Fällen die vorgegebenen 
Fristen einzuhalten. Sofern eine Einhaltung nicht 
möglich ist, liegt insoweit ein technischer bzw. 
wirtschaftlicher Grund i. S. von § 3 Abs. 3 Bay
BITV vor.
Bei neu beschaffter Fremdsoftware (z. B. im 
Rahmen von Ausschreibungen) werden die An
forderungen und Erfordernisse der BayBITV 
umgesetzt. Bieter werden vom Beschaffungs
vorgang ausgeschlossen, wenn sie weder die 

BayBITV erfüllen noch Ausnahmetatbestände 
i. S. von § 3 Abs. 3 BayBITV vorbringen.

online-verbraucherportal vIS Bayern (StMJv9)

9 Bayerisches Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

Das StMJV gibt in Kooperation mit sechs wei
teren Ressorts (StMUG, StMELF, StMAS, 
StMWIVT, StMI, StMUK), nachgeordneten Be
hörden sowie Praxispartnern aus der Wirtschaft 
das Online-Verbraucherportal VIS Bayern heraus. 
Unter der Adresse www.vis.bayern.de findet 
man über 630 eigens verfasste Artikel und Hin
weise. Die behandelten Themen Ernährung, Le
bensmittel- und Produktsicherheit, Finanzen und 
Versicherungen, Markt und Recht, Datenschutz, 
Digitale Medien und Energie betreffen alle Be
völkerungsgruppen und Altersstufen, sodass 
auch alle potenziellen Nutzer, unabhängig von 
ihren verschiedenartigen Einschränkungen, best
möglichen Zugriff haben müssen.
Es wurde von Anfang an (2001) auf die Anfor
derungen der Barrierefreiheit geachtet. Mit dem 
Relaunch im März 2010 wurden grundlegende 
Hürden beseitigt. VIS Bayern entspricht den An
forderungen der BayBITV.

-

-

-
-

-

-

-

-

Audiovisuelle Medien (StK10)

10 Bayerische Staatskanzlei

Art. 21 UN-BRK wird für den Bereich audiovisu
elle Medien mit folgenden Maßnahmen umge
setzt:

-
-

→  Nach Art. 14 BayBGG sollen insbesonde
re Fernsehprogramme untertitelt sowie mit 
Bildbeschreibungen für blinde, erblindete und 
sehbehinderte Menschen versehen werden. 
Diejenigen Träger öffentlicher Gewalt, denen 
kommunikationspolitische Angelegenheiten 
übertragen sind, sollen darauf hinwirken, dass 
auch der von Art. 9 Abs. 1 Satz 1 BayBGG 
nicht erfasste öffentlich-rechtliche Rundfunk 
im Rahmen der technischen, finanziellen, 
wirtschaftlichen und verwaltungsorganisato
rischen Möglichkeiten die Ziele des BayBGG 
(Schutz des Lebens, Schutz der Menschen
würde, Beseitigung und Verhinderung von Be
nachteiligungen, Gewährleistung einer gleich
berechtigten Teilhabe von Menschen mit 

-

-

-
-
-
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-

Behinderung am Leben in der Gesellschaft, 
Förderung der Integration, Ermöglichen einer 
selbstbestimmten Lebensführung) aktiv för
dert und bei der Planung von Maßnahmen be
achtet.

-
-

→  Durch den 12. Rundfunkänderungsstaats
vertrag (in Kraft seit 01.06.2009) werden 
die privaten und öffentlich-rechtlichen Rund
funkveranstalter verpflichtet, über ihr bereits 
bestehendes Engagement hinaus im Rahmen 
ihrer technischen und finanziellen Möglich
keiten barrierefreie Angebote aufzunehmen 
(§ 3 Abs. 2 Rundfunkstaatsvertrag).

- 

-

-

→  Der Bayerische Rundfunk teilt aktuell mit, 
dass der Anteil der Sendungen, die für 
schwerhörige und gehörlose Zuschauer und 
Zuschauerinnen im Hauptabendprogramm 
des Bayerischen Fernsehens zwischen 18.45 
Uhr und 23.00 Uhr mit Videotext-Untertiteln 
ausgestrahlt werden, im Durchschnitt rund 
75 Prozent betrage. Der Anteil am Tagesge
samtprogramm liege bei ca. 35 Prozent. Das 
entspricht einer Steigerungsrate von nahezu 
50 Prozent innerhalb eines Jahres.  
Pro Monat werden im Bayerischen Fern
sehen damit derzeit etwa 300 Sendungen  
mit Videotext-Untertiteln angeboten. Das 
Spektrum umfasst Nachrichten- und Maga
zinsendungen, Dokumentationen, Ratgeber
sendungen, Filme und Serien. Hinzukommen 
noch etliche BR-Sendungen im ARD-Pro
gramm, darunter auch die politischen Maga
zine „Report München“ und „Weltspiegel“, 
sowie zahlreiche Sendungen mit Untertiteln in 
BR-alpha. 

-

- 

-
-

-
-

Auch im Bereich Audiodeskription ist das An
gebot des BR sowohl im Bayerischen Fernse
hen wie auch im ARD-Programm nochmals 
ausgebaut worden. Mit seinem erfolgreichen 
Bemühen um barrierefreien Medienzugang, 
das auch die wöchentliche Sendung „Sehen 
statt Hören“ – ein Angebot speziell für hörge
schädigte Zuschauer – umfasst, liegt der Ba

-
-

-
-

yerische Rundfunk gemeinsam mit dem WDR 
an der Spitze aller ARD-Sender.

→  Auch die privaten Rundfunkveranstalter en
gagieren sich im Rahmen ihrer wirtschaftli
chen Möglichkeiten. ProSieben und Kabel Eins 
strahlen mehrmals wöchentlich Sendungen 
mit Untertiteln aus. Zusätzlich stellen private 
Sendeunternehmen gut lesbare, zu vergrö
ßernde Videotext- und Internetangebote zur 
Verfügung. Im Internet können überdies u. a. 
kostenlose Programme heruntergeladen wer
den, mit denen man sich bei Bedarf Webseiten 
vorlesen lassen kann.

Zielsetzung
→  Ziel der Bayerischen Staatsregierung ist wie 

bisher der weitere Ausbau des Angebots für 
behinderte Menschen zur Teilhabe an barrie-
refreier Kommunikation im ständigen Dialog 
mit allen Beteiligten. Menschen mit Behinde
rung soll die Teilhabe am Leben auch durch 
barrierefreie Kommunikation unter Berück
sichtigung der verschiedenen Behinderungs
arten ermöglicht werden.

→  Insbesondere soll der sozialen und gesell
schaftlichen Akzeptanz der Gebärdensprache 
und der besonderen Kommunikationsbedürf
nisse hörgeschädigter Menschen Rechnung 
getragen werden.

Maßnahmen
→  Verbesserung des Angebots zur Teilhabe an 

barrierefreier Kommunikation für alle Men
schen mit Behinderung.

→  Ausbau bestehender Beratungsstellen für Ge
hörlose, damit diese künftig sowohl gehörlo
sen Menschen als auch Menschen mit einem 
Cochlear Implantat (CI) und schwerhörigen 
Menschen in Bayern offenstehen. Es ist ange
dacht, zunächst mittels Modellprojekten den 
geplanten Ausbau zu erproben.



→  Änderung des BayBGG und der BayKHV da
hingehend, dass der Anspruch gehörloser El
tern hörender Kinder auf die Kommunikation 
mit Kindertageseinrichtungen und Tagespfle
gestellen erweitert wird und die Erstattung 
der Gebärdensprachdolmetscher auf 100 % 
der im Justizvollzugsentschädigungsgesetz 
(JVEG) vorgesehenen Vergütungssätze ange
hoben wird. Die Gesetzesänderung ist zum  
1. Januar 2013 in Kraft getreten.

-
-

-

-

→  Die Vertreter der Bayerischen Staatsregierung 
in Medienrat und Rundfunkrat werden selbst
verständlich Anliegen und Anregungen von 
Behindertenverbänden aufnehmen und diese 
nach Möglichkeit in die Gremien einbringen.

-

→  Die Möglichkeit einer Mitwirkung der Be
hindertenorganisationen im Medienrat wird 
in die Diskussion über eine Beteiligung ver
schiedener nicht ausdrücklich im Gesetz 
aufgeführter gesellschaftlich relevanter Ein
richtungen und Gruppen in diesem Gremium 
einfließen.

-

-

-

3.9.5 Behindertensport 
(Art. 30 – StMAS) 

Bestandsaufnahme
Sport ist ein hervorragendes Mittel, Menschen 
mit und ohne Behinderung zusammenzubrin
gen, was durch vielfältige Sportangebote der 
Behindertensportverbände ermöglicht wird. Der 
Behindertenbreitensport wird seit Jahrzehnten 
vom StMAS mit derzeit jährlich rund einer Mio. € 
gefördert. Hauptzuwendungsempfänger ist der 
Behinderten- und Rehabilitationssportverband 
Bayern e. V. (BVS Bayern). 

-

Hervorzuheben ist das BVS-Breitensportkon
zept EISs (Erlebte integrative Sportschule) mit 
dem Schwerpunkt Kinder und Jugendliche, das 
den Aufbau von integrativen Sportangeboten 
fördert. EISs ist ein voller Erfolg und hat schon 
vielen Kindern mit einem Handicap den Weg  

-

in einen Sportverein geöffnet und geholfen, Bar
rieren gegenüber Menschen mit Behinderung  
in den Köpfen der Erwachsenen abzubauen  
und bei den Kindern erst gar nicht entstehen  
zu lassen.

-

Daneben wird seit Jahren Special Olympics Ba
yern gefördert. Special Olympics International 
ist die weltweit größte – durch das IOC offizi
ell anerkannte – Sportbewegung für Menschen 
mit geistiger und mehrfacher Behinderung, die 
1968 in den USA von der Familie Kennedy ge
gründet wurde. Special Olympics Deutschland 
e. V. existiert seit 1991, Special Olympics Ba
yern e. V. seit dem 23.04.2004. Dank Special 
Olympics kommen vermehrt auch geistig und 
mehrfach behinderte Menschen in den Genuss, 
das mittlerweile breit gefächerte Angebot der 
Behindertensportvereine und deren Förderung 
in Anspruch nehmen zu können. Zuvor war dies 
vorwiegend körperlich behinderten Menschen 
vorbehalten. Die besondere Bedeutung die
ser Spiele besteht im Wesentlichen darin, dass 
durch Special Olympics Bayern ganz konkret 
Sportlerinnen und Sportler mit geistiger und 
mehrfacher Behinderung unterstützt werden 
und somit ein bedeutender Beitrag zu Inklusion 
und Teilhabe geleistet wird.

-

-

-

-

-

Zielsetzung
Die Integration von Menschen mit Behinde
rung soll mit den Mitteln des Sports weiter 
vorangetrieben werden, um damit einen po
sitiven Beitrag auf dem Weg zur Inklusion 
gemäß der UN-BRK zu leisten. Sport fördert 
das Gefühl von Zugehörigkeit und gleichbe
rechtigter Teilhabe und ist daher ein wichtiges 
Instrument für die Inklusion behinderter Men
schen in die Gesellschaft. Ziel ist das volle Ein
bezogensein der Menschen mit Behinderung in 
die Gemeinschaft.

-

-

-

-
-

Maßnahmen
→  Weitere Unterstützung des BVS-Breitensport

konzepts, um Kindern mit einem Handicap 
den Weg in einen Sportverein zu öffnen und 

-
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-

-
-
-

-

-
-

-
-

-
-

zu helfen, Barrieren gegenüber Menschen mit 
Handicap abzubauen.

→  Fortlaufende Unterstützung der Special 
Olympics, insbesondere der regelmäßig statt
findenden Sommer- und Winterspiele. 

-

→  Besonders hervorzuheben sind die Special 
Olympics – Nationale Spiele für Menschen 
mit geistiger Behinderung. Diese haben zu
letzt vom 20. bis 26. Mai 2012 erstmals in 
München sowie vom 14. bis 17. Januar 2013  
in Garmisch-Partenkirchen stattgefunden. 
Hierbei handelt es sich um eine herausra
gende Veranstaltung für mehr Inklusion. 

-

-

3.9.6 Kultur (Art. 30 – StMwFK) 
 

Bestandsaufnahme
Der gleichberechtigte Zugang zur Kultur ist den 
staatlichen Einrichtungen und Dienststellen ein 
selbstverständliches Anliegen.

So ist es beispielsweise im Bereich der Biblio
theken und Archive mit einer Reihe von bau
lichen und technischen Maßnahmen gelungen, 
ungehinderten Zugang zu den Einrichtungen zu 
gewährleisten (z. B. Aufzüge). Eine ganz beson
dere Rolle spielt in diesem Zusammenhang auch 
die Digitalisierung von Kulturgut, die für Men
schen mit Behinderung eine spezielle Zugangs
möglichkeit zur Kultur schafft. Onlinekataloge 
und -bestellungen sind im Bibliotheksbereich 
längst Selbstverständlichkeit. Die Digitalisierung 
von Büchern, Handschriften und Inkunabeln 
wird insbesondere bei der Bayerischen Staatsbi
bIiothek (u. a. in einer Partnerschaft mit Google) 
ebenso vorangetrieben wie z. B. der Aufbau 
virtueller Fachbibliotheken. Im staatlichen 
Archivbereich ist neben der Digitalisierung der 
Findmittel („Online-Findbücher“) auch die Digi
talisierung der Archivalien selbst schon teilweise 
realisiert, vor allem aber eine zentrale Aufgabe 
der nächsten Jahre.

-
-

-

-
-

-

-

Bei Entscheidungen im Denkmalbereich sind 
nach Art. 6 Abs. 4 des Bayerischen Denkmal
schutzgesetzes (BayDSchG) auch die Belange 
von Menschen mit Behinderung und sonstigen 
Mobilitätsbeeinträchtigungen zu berücksichti-
gen. Hierdurch wird gewährleistet, dass in der 
Abwägung mit den denkmalpflegerischen Belan
gen auch die Belange von Menschen mit Behin
derung und Mobilitätsbeeinträchtigungen ange
messen berücksichtigt werden. 

Zielsetzung
Zugang für alle Menschen mit Behinderung  
zu einem möglichst umfassenden kulturellen An
gebot.

Maßnahmen
Weiterer konsequenter Ausbau des Zugangs von 
Menschen mit Behinderung zu einem umfas
senden kulturellen Angebot auch in denkmalge
schützten Gebäuden.

3.9.7 Universelles design
(Art. 4 Abs. 1f, g, Art.2 – StMwFK, 
StMAS) 

Bestandsaufnahme
Forschung und wissenschaft

Interdisziplinärer Studiengang Industrial 
design Master of Science
Der 2008 am Lehrstuhl für Industrial Design an 
der Technischen Universität München einge
führte Studiengang befasst sich schwerpunkt
mäßig mit der Veränderung der Gesellschaft 
aufgrund des demografischen Wandels.

Förderung von angewandter Forschung und 
entwicklung
An den Hochschulen für angewandte Wissen
schaften – Fachhochschulen stehen im Staats
haushalt Mittel für die Angewandte Forschung 
und Entwicklung zur Verfügung. Das StMWFK 
stellt damit in einem zweijährigen Turnus ein 
Programm auf, in dem sich die Hochschulen auf 



der Basis des Grundsatzes der Freiheit von Leh
re und Studium in Form von Forschungsschwer
punkten oder Projekten für eine Förderung 
bewerben können. In den angefragten Themen
bereichen wurden bisher keine einschlägigen 
Förderanträge gestellt. An den Hochschulen 
werden allerdings Konzepte zur barrierefreien 
Gestaltung in Modulen wie: 

-
-

-

→  „Gebäudetechnik“ (barrierefreie Küchen und 
Bäder, Aufzugsanlagen) sowie in praxisbezo
genen Projekten wie

-

→  „Living 50 +“,
→  „Leben im Rollstuhl“,
→ „Barrierefreier Internetzugang“
u. a. erarbeitet.

Ambient Assisted Living
Ein Arbeitsschwerpunkt des Generation Re
search Program (GRP) der Ludwig-Maximi
lians-Universität München (LMU) mit Sitz in 
Bad Tölz. Das High-Tech-Offensive-Projekt 
der Bayerischen Staatsregierung unter Leitung 
von Prof. Pöppel (Institut für Med. Psychologie 
LMU) wurde von 2000 bis 2008 mit etwa  
drei Mio. € gefördert. Das GRP wird heute in 
Zusammenarbeit mit dem Peter-Schilffahrt- 
Institut für Soziotechnologie fortgeführt.

-
- 

FitForAge
Im weiteren Sinne beschäftigt sich mit dem The
ma „Universelles Design“ der Bayerische For
schungsverbund „Zukunftsorientierte Produkte 
und Dienstleistungen für die demografischen 
Herausforderungen“ (FitForAge). Ziel dieses 
Forschungsverbundes ist es, technische Lö
sungsansätze zu finden in den Bereichen „Men
schen leben länger selbstbestimmt“, „Menschen
bleiben länger mobil“ und „Menschen bleiben 
länger im Arbeitsleben“. Diese Ansätze sollen 
alternden Menschen in Wohnung und Haus, im 
Arbeitsleben sowie in der Kommunikation mit 
der Umwelt und im Verkehr ein aktives und be
zahlbares Leben erhalten. Letztendlich sollen 
aber nicht nur ältere Menschen, sondern alle Al
tersgruppen der Gesellschaft von den Lösungen 
profitieren. Im Forschungsverbund werden kon

-
-

-
-

 

-

-

-

krete Ergebnisse, aber auch ein Instrumentarium 
an Methoden angestrebt, das über die realisier
ten Lösungen und Nutzerkreise hinaus Anwen
dung finden kann. Die Finanzierung erfolgt 
durch die Bayerische Forschungsstiftung sowie 
die beteiligten Unternehmen.

-
-

Qualitätszeichen generationen
freundliches einkaufen

-

Mit dem Qualitätszeichen werden generatio
nenfreundliche Geschäfte ausgezeichnet. Die 
Kriterien, die dafür zu erfüllen sind (z. B. Barri
erefreiheit, gute Erreichbarkeit aller Produkte, 
große Parkplätze) kommen allen Kunden, ins
besondere aber behinderten Menschen jeden 
Alters zugute. Der Startschuss erfolgte am 
25.03.2010 in Berlin. Die Umsetzung des Quali
tätszeichens in Bayern und die Gewinnung von 
Kooperationspartnern wurde maßgeblich vom 
StMAS mit vorangetrieben, mittlerweile wurde 
es in mehreren bayerischen Städten vergeben. 
Bayern nimmt hier eine Vorreiterrolle ein. Die 
Entwicklung erfolgte durch die Initiative „Wirt
schaftsfaktor Alter“ (gemeinsame Initiative des 
Bundeswirtschafts- und des Bundesfamilienmi
nisteriums) zusammen mit dem Handelsverband 
Deutschland – Der Einzelhandel (HDE).

-

-

-

-

-

-

Zielsetzung
Selbstbestimmtes Leben für Menschen mit Be
hinderung durch Erschließung des „Universellen 
Designs“ in allen Lebensbereichen.

-

Maßnahmen
→  Förderung der Forschung und Entwicklung 

für Güter, Dienstleistungen, Geräte und Ein
richtungen in universellem Design, für neue 
Technologien, einschließlich Informations- und 
Kommunikationstechnologien, Mobilitätshil
fen etc., die für Menschen mit Behinderung 
geeignet und nutzbar sind.

-

-

→  Durchführung eines internationalen und inter
disziplinären Kreativitätsworkshops „Toy De
sign and Inclusive Play“ für die Entwicklung in-
novativer Spielmittel für Kinder mit und ohne 

-
-
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-

-

-
-

-
- 
-

-

-

-
-

-

-
-

Behinderung unter der Schirmherrschaft von 
Frau Staatsministerin Haderthauer und der 
UNESCO im März 2013. Die Arbeitsergeb
nisse sollen im Rahmen der Werkstättenmes
se vom 14. bis 17.03.2013 in Nürnberg  
öffentlich ausgestellt und von den Teilneh
mern präsentiert werden.

-
-

-

3.10 UNABHäNGIGe LeBeNS
FüHrUNG UNd ANGeMeSSeNer 
LeBeNSUNterHALt 
(Art. 19, 28 – StMAS)

- 

3.10.1 weiterentwicklung der 
eingliederungshilfe 

Bestandsaufnahme
Die Angebote der Eingliederungshilfe nach  
§§ 53 ff. SGB XII sind überwiegend einrichtungs
zentriert, d. h., sie richten sich weniger nach den 
konkreten Bedürfnissen des Menschen mit Be
hinderung als nach dem Leistungsspektrum der 
gewählten Einrichtung oder des Dienstes. Sie 
werden unterteilt nach ambulanten, teilstatio
nären und stationären Angeboten. Die Durchläs
sigkeit zwischen diesen Leistungsformen ist we
nig ausgeprägt. Das Verfahren für die Menschen 
mit Behinderung gestaltet sich angesichts einer 
Vielzahl von zuständigen Stellen schwierig und 
unübersichtlich.

-

-

-
-

-

Hinzu kommt die Problematik, Leistungen der 
Eingliederungshilfe von Leistungen zur Pflege 
nach dem SGB XI inhaltlich abzugrenzen. Dies 
wirkt sich insbesondere zulasten von Menschen 
mit Demenz aus.

Zielsetzung 
Die Leistungsangebote der Eingliederungshilfe 
sollen auf die konkreten Bedürfnisse der Men
schen zugeschnitten werden. Künftig sollen 
passgenauere Hilfen für jeden Einzelfall ermög
licht werden, die sich am selbst gewählten Le
bensumfeld des Menschen mit Behinderung, an 
seiner individuellen Situation und seinen kon
kreten Bedürfnissen ausrichten. Menschen mit 

-

-
-

-

    

Behinderung sollen im Rahmen der gesetzlichen 
Vorgaben selbst entscheiden, welche geeig
neten Angebote sie wählen (personenzentrierte 
Sichtweise). Darüber hinaus soll das Verfahren 
so gestaltet werden, dass Hilfen möglichst aus 
einer Hand gewährt werden.

Maßnahmen
Zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe 
hat eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe Reform
vorschläge erarbeitet. Eine inhaltliche Reform 
der Eingliederungshilfe sollte folgende Punkte 
umfassen: 

→  Die Eingliederungshilfe wird zur personen
zentrierten Teilhabeleistung neu ausgerichtet. 
Ausschlaggebend für die Hilfen sind die indi
viduellen Bedürfnisse des Menschen mit Be
hinderung unter Beachtung des Wunsch- und 
Wahlrechts. 

→  Die Sozialhilfeträger erhalten die Gesamtver
antwortung für die Steuerung der Teilhabe
leistung sowie eine leistungsträgerübergrei
fende Koordinationsverantwortung.

→  Das Verfahren zur Bedarfsermittlung und 
-feststellung wird neu geordnet:

  –  Grundsätzlich soll die persönliche Anwe
senheit des Leistungsberechtigten bei der 
Vorbereitung der Entscheidung erforderlich 
sein.

   –  Der Anspruch auf Beratung wird festge
schrieben.

  –  Ein auf alle Lebensbereiche sich erstre
ckendes, interdisziplinäres und konsensori
entiertes Hilfeplanverfahren mit Festlegung 
von Zwischen- und Ergebniszielen soll eta
bliert werden.

  –  Eine Hilfeplankonferenz, an der alle in Be
tracht kommenden Leistungsträger teilzu
nehmen haben, soll etabliert werden.

– Notwendige Inhalte für den Gesamtplan, der 
möglichst als Zielvereinbarung ausgestaltet 
werden sollte, sollen festgelegt werden. 



   –  Es sollen bundeseinheitliche, trägerübergrei
fende Maßstäbe zur Bedarfsermittlung und 
Teilhabeplanung entwickelt werden. Dabei 
sollen die Überlegungen in der Pflegever
sicherung zu einem neuen Begutachtungs
Assessment (NBA) einbezogen werden. 

-

-
-

→  Die notwendige Unterstützung des Menschen 
mit Behinderung soll sich nicht mehr an einer 
bestimmten Wohnform orientieren. Eine Cha
rakterisierung von Leistungen der Eingliede
rungshilfe in ambulante, teilstationäre und sta
tionäre Maßnahmen entfällt daher.

-
-

-

→  Die Teilhabe am Arbeitsleben wird ebenfalls 
personenzentriert ausgestaltet. Alternative 
Angebotsformen in Ergänzung zur Werk
statt für Menschen mit Behinderung werden 
geschaffen; der Rechtscharakter der WfbM 
bleibt aber unverändert. Gedacht ist an die 
Entwicklung von Leistungsmodulen, die jeder 
Leistungsberechtigte unabhängig vom Ort der 
Leistungserbringung und vom Anbieter in An
spruch nehmen kann. Das Ende der Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben tritt spätestens 
mit Bezug einer Regelaltersrente ein (danach 
andere Leistungen, etwa Tagesstrukturierung).

-

-

→  Fachliche Leistungen der Eingliederungshilfe 
und existenzsichernde Leistungen sollen ge
trennt werden. Hinsichtlich existenzsichernder 
Leistungen werden Menschen mit Behinde
rung wie nichtbehinderte Menschen behan
delt und auf Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung, Hilfe zum Lebensunterhalt 
oder ggf. auch auf Arbeitslosengeld II oder So
zialgeld verwiesen; dabei sind behinderungs
bedingte Mehrbedarfe einzelfallbezogen zu 
berücksichtigen. 

-

-
-

-
-

→  Die Sozialraumorientierung soll weiterentwi
ckelt werden, damit Wahlmöglichkeiten zwi
schen Leistungsanbietern bestehen und die 
notwendigen Beratungs- und Unterstützungs
angebote auf regionaler Ebene entwickelt  
werden. 

-
-

-

Auch die ASMK hat sich mit Beschluss vom 
28./29.11.2012 einstimmig für diese Maßnah
men ausgesprochen. Die Reform der Eingliede
rungshilfe soll im Konsens mit den betroffenen 
Gruppen erfolgen.

-
-

3.10.2 weiterentwicklung des 
Persönlichen Budgets 

 
Bestandsaufnahme
Seit 01.01.2008 haben Leistungsberechtigte  
einen Rechtsanspruch darauf, ihre Eingliede
rungshilfeleistungen auch in Form eines Persön
lichen Budgets zu erhalten. Dabei handelt es 
sich nicht um eine neue Leistung, sondern um 
eine neue Form der Leistungserbringung. Das 
bedeutet, dass die Leistungsberechtigten die  
ihnen zustehenden Leistungen nicht als Sachleis
tungen erhalten, sondern in Form eines Geld
betrags, mit dem sie sich die benötigten Hilfen 
selbst „einkaufen“ können. Gleichwohl zeigen 
die bisherigen Erfahrungen, dass das Persönliche 
Budget nur in geringem Umfang in Anspruch 
genommen wird, was einerseits auf Schwierig
keiten der Leistungsempfänger, andererseits 
aber auch auf Unsicherheiten bei den Sozialleis
tungsträgern zurückzuführen ist. Das Verwal
tungsverfahren kann zudem zu den zögerlichen 
Inanspruchnahmen beitragen. 

-
-

-
-

-

-
-

Zielsetzung
Verbesserung der Inanspruchnahme des Persön
lichen Budgets, um die Selbstbestimmung der 
Menschen mit Behinderung zu stärken.

-

Maßnahmen
→  Die beim Persönlichen Budget noch beste

henden Fragen sollen u. a. im Rahmen des 
„Forums Soziales Bayern“, das beim StMAS 
angesiedelt ist, aufgearbeitet und Lösungs
vorschläge entwickelt werden. Insbesondere 
sind hier die Gewährleistung des Wunsch- und 
Wahlrechts und die Erfüllung der gesetzlichen 
Beratungspflicht, aber auch die unmittelbare 
Beteiligung der Menschen mit Behinderung an 

-

-
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-

-

diesem Prozess zu berücksichtigen. 
Die Arbeiten konnten allerdings noch nicht 
abgeschlossen werden, weil das Bundesminis
terium für Arbeit und Sozialordnung derzeit 
das Projekt „E-Strategie Persönliches Budget“ 
durchführen lässt, mit dem das breite fach
liche Online-Angebot zum Persönlichen Bud
get verknüpft und insbesondere Erkenntnisse 
über die bereits angestoßenen Umsetzungs
prozesse zum Persönlichen Budget gewonnen 
werden sollen. Aus diesem Projekt werden 
auch für Bayern wichtige Informationen und 
Denkanstöße erwartet, die in die künftigen 
Planungen mit einbezogen werden sollen.

-

-
-

-

→  Die Frage der Weiterentwicklung des Persön
lichen Budgets wird zudem in die Reform der 
Eingliederungshilfe eingebracht. 

-

Dabei wird auch die Frage zu erörtern sein, 
wie für die Inanspruchnahme des Persön
lichen Budgets benötigte Unterstützungsper
sonen künftig finanziert werden sollen. 

-
-

3.10.3 einführung eines taubblinden
geldes und eines Merkzeichens „tbl“ 

-

Bestandsaufnahme
Mit dem Blindengeld als reine Landesleistung 
trägt der Freistaat Bayern der besonderen Situa
tion seiner blinden Mitbürgerinnen und Mitbür
ger Rechnung. In Bayern erhalten blinde Men
schen ein Blindengeld in Höhe von 534 € 
monatlich. Das Blindengeld, das keine Pflege
bedürftigkeit voraussetzt und alters-, einkom
mens-  und vermögensunabhängig gezahlt wird, 
dient dem Ausgleich blindheitsbedingter Mehr
aufwendungen. Noch schwieriger als für blinde 
Menschen ist es für blinde Menschen mit voll
ständigem Hörverlust oder an Taubheit gren
zender Schwerhörigkeit, sich im täglichen Leben 
zurechtzufinden. Sie können sich weder visuell 
noch akustisch ausreichend orientieren. Es liegt 
auf der Hand, dass diese Personengruppe zu
sätzliche erhöhte behinderungsbedingte Mehr
aufwendungen hat.

-
-

-

-
-

-

-
-

-
-

Zielsetzung
Den behinderungsbedingten Mehraufwen
dungen von taubblinden Menschen soll Rech
nung getragen werden.

Maßnahmen
→  Im Doppelhaushalt 2013/2014 wurden zu

sätzliche Mittel eingestellt, mit denen nach  
einer entsprechenden Gesetzesänderung 
taubblinde Menschen eine Leistung in Höhe 
des doppelten Betrages des bayerischen Blin
dengeldes erhalten sollen. Mit dieser Leistung 
sollen die besonderen Erschwernisse taub
blinder Menschen erleichtert werden.

→  Bayern setzt sich außerdem gegenüber dem 
Bund für die Einführung eines eigenständigen 
Merkzeichens „Tbl“ für taubblinde Menschen 
ein. Ein entsprechend eingebrachter Antrag 
wurde im November 2012 von der ASMK be
schlossen. 
Ein eigenes Merkzeichen „Tbl“ soll die Be
sonderheiten von Taubblindheit sichtbar(er) 
machen und identitätsstiftend wirken. Es ist 
weiterhin für die Bewusstseinsbildung bei Be
hörden und in der Gesellschaft zugunsten der 
betroffenen Personen förderlich. Neben diesen 
wichtigen behindertenpolitischen Aspekten 
erfüllt das Merkzeichen „Tbl“ den Zweck, auf 
unbürokratische Weise gesundheitliche Vo
raussetzungen für die Inanspruchnahme kon
kreter Nachteilsausgleiche nachzuweisen.

3.10.4 Parkerleichterungen für 
schwerbehinderte Menschen 

Bestandsaufnahme
Parkerleichterungen sind für die Mobilität von 
Menschen mit Behinderung von außerordent
licher Bedeutung. Bisher kommt ein bestimmter 
Personenkreis in den Genuss von Parkerleichte
rungen. 



Zielsetzung
Für die Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
am gesellschaftlichen Leben ist Mobilität unver
zichtbar. Die Förderung der individuellen Mobili
tätskompetenz stellt einen wichtigen Beitrag zur 
Inklusion dar. 

-
-

Maßnahme
Bayern setzt sich daher gegenüber dem Bund 
für eine Erweiterung des Personenkreises ein, 
dem unter medizinischen Gesichtspunkten Park
erleichterungen eingeräumt werden sollten. Ein 
entsprechender Antrag wurde im November 
2012 von der ASMK beschlossen. Dabei geht es 
insbesondere um Menschen mit hochgradig ce
rebraler (= geistiger) Funktionsbehinderung und 
Menschen mit Funktionsstörungen des Herzens 
oder der Atmungsorgane, die jeweils gleichzeitig 
eine Gehbehinderung aufweisen. Außerdem soll 
geprüft werden, in welcher Weise den berech
tigten Belangen oberschenkelamputierter Men
schen Rechnung getragen werden kann.

-

-

-
-

3.11 GeSUNdHeItSweSeN 
(Art. 20, 25, 26 – StMUG11)

-

-

-

-

-
-

-
-

-
-

-

-

-
-

-

-

-
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3.11.1 Gesetzliche 
Krankenversicherung 

Bestandsaufnahme
Für die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) 
befinden sich die Rechtsgrundlagen ausschließ
lich in der Zuständigkeit des Bundes. 
Rund 90 % der Bevölkerung werden in der GKV 
vor Gesundheitsrisiken geschützt und haben 
auf bundesgesetzlicher Grundlage des SGB V 
Anspruch auf die notwendige gesundheitliche 
Versorgung, auch im Fall von Behinderung. Die 
Belange behinderter Menschen werden inner-
halb der GKV durch § 2a SGB V besonders be
tont. Dies gilt gleichermaßen für Versicherte in 
der Landwirtschaftlichen Krankenversicherung 

(LKV). Das Leistungsspektrum der LKV ist mit 
dem der GKV mit Ausnahme landwirtschafts
spezifischer Angebote vergleichbar.

Zielsetzung
Die Leistungen der GKV sind durch die Kran
kenkassen den Versicherten zur Verfügung zu 
stellen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB V). In der ver
tragsärztlichen Versorgung obliegt der Sicher
stellungsauftrag jeweils den Kassenärztlichen 
Vereinigungen (§ 72 SGB V). Die Selbstver
waltung erfüllt die ihr bundesgesetzlich über
tragenen Aufgaben grundsätzlich in eigener 
Zuständigkeit (§ 29 SGB IV). Dem Staat obliegt 
darüber nur die Rechtsaufsicht. 

Maßnahmen
Im Bereich der GKV ist dem Schutz von behin
derten Menschen vor Diskriminierung entspre
chend den Anforderungen der UN-BRK bereits 
Rechnung getragen. Versicherte der GKV ha
ben Anspruch auf Unterstützung, damit ein 
reibungsloser Übergang zwischen den Versor
gungsbereichen Akutversorgung, Rehabilitation 
und Pflege gewährleistet wird. Zudem erfolgt 
nach dem SGB IX eine Verzahnung der verschie
denen Leistungssektoren in der gesetzlichen So
zialversicherung.

3.11.2 Private Krankenversicherung 

Bestandsaufnahme
In der privaten Krankenversicherung (PKV) liegt 
ein privatrechtliches Vertragsverhältnis auf der 
Grundlage des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) vor. Hinzukommt § 19 Allgemeines  
Gleichbehandlungsgesetz – AGG, demzufolge 
eine Benachteiligung des Zugangs zur PKV aus 
Gründen u. a. einer Behinderung grundsätzlich un
zulässig ist. Die Rechtssetzung und die Aufsicht 
über die private Krankenversicherung liegen aus
schließlich in Bundeszuständigkeit. 
Der Leistungsumfang ist in der PKV gesetzlich 
nicht abschließend definiert. Neben den ge
setzlichen Vorschriften (VVG) ergibt sich der 
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Umfang des Versicherungsschutzes aus dem 
individuellen Versicherungsschein, späteren 
schriftlichen Vereinbarungen und den Allgemei
nen Versicherungsbedingungen (Musterbedin
gungen mit Anhang, Tarif mit Tarifbedingungen). 
Damit sind je nach Versicherungsunternehmen 
und Tarif unterschiedliche Konstellationen gege
ben. Selbsthilfegruppen und Behindertenorgani
sationen beklagen Fälle, bei denen privat kran
kenversicherten Menschen mit Behinderung 
Leistungen der Frühförderung nach § 30 SGB IX 
nicht erstattet würden. (Rehabilitationsleis
tungen werden nicht notwendigerweise vom 
Basisschutz erfasst.) Ebenso sei die Versorgung 
mit Hilfsmitteln in der privaten Krankenver
sicherung durch allgemeine Geschäftsbedin
gungen und unternehmensspezifische Vorgaben 
teilweise eingeschränkt gegenüber dem beste
henden Anspruch von gesetzlich Versicherten 
aus § 33 in Verbindung mit § 139 SGB V. Dieses 
Vorbringen ist fachlich nachvollziehbar; ange
sichts der fehlenden gesetzlichen Klarstellung 
sind derartige Konstellationen möglich.
Für behinderte Menschen besteht allerdings 
seit dem 01.01.2009 auch die Möglichkeit, sich 
in einem Basistarif zu versichern, der auf den 
Leistungsrahmen des SGB V abstellt (vgl. BT-
Drucksache 16/18080, S. 59).

-
-

-
-

-

-

-
-

-

-

Zielsetzung
Vollständige Umsetzung der UN-BRK im Recht 
der privaten Krankenversicherung.

Maßnahmen
Eintreten beim Bund für eine bundesgesetzliche 
Klarstellung, dass Menschen mit Behinderung in 
der privaten Krankenversicherung nicht schlech
ter gestellt werden dürfen als gesetzlich Kran-
kenversicherte. 

-

3.11.3 Gestaltung von Krankenhäusern 

Bestandsaufnahme
Die Anforderungen des Art. 48 Abs. 2 BayBO 
(s. o.) gelten insbesondere für Einrichtungen des 

Gesundheitswesens, zu denen die Krankenhäu
ser zählen. Die Klinikträger sind insoweit recht
lich verpflichtet, die erforderliche Barrierefrei
heit bei ihren Bauvorhaben zu gewährleisten.

-
-

-

Zielsetzung
Möglichst umfassende Barrierefreiheit in Kran
kenhäusern.

-

Maßnahmen
→  Bei der Prüfung von Krankenhausbaumaß

nahmen, für die eine Förderung nach dem 
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) und 
dem Bayerischen Krankenhausgesetz (Bay
KrG) beantragt ist, wird auch künftig auf den 
Gesichtspunkt der Barrierefreiheit besonders 
geachtet. Dabei werden die Krankenhausträ
ger vom StMUG auch regelmäßig auf die gel
tenden Anforderungen aufmerksam gemacht. 
Aufwendungen für eine barrierefreie Gestal
tung von Kliniken werden in die Förderung der 
Baumaßnahmen einbezogen.

-

-

-
-

-

→  Auf Initiative der Beauftragten Person der  
Bayerischen Staatsregierung für die Belange 
von Menschen mit Behinderung sollen in  
einer Arbeitsgruppe konkrete Empfehlungen 
für Krankenhausträger zur Verbesserung der 
Situation behinderter Menschen im Kranken
haus erarbeitet werden.

-

3.11.4 vertragsarztpraxen 

Bestandsaufnahme
Die Sicherstellung der vertragsärztlichen Versor
gung richtet sich derzeit nach einem für jeden 
Planungsbereich bestehenden Bedarfsplan auf 
Grundlage der sog. Bedarfsplanungsrichtlinien in 
Verbindung mit §§ 99 ff. SGB V. Seit 2003 zäh
len neu errichtete Arztpraxen zu den baulichen 
Anlagen, die nach Art. 48 Abs. 2 BayBO (s. o.) 
als Einrichtungen des Gesundheitswesens auch 
für Menschen mit Behinderung nutzbar sein 
müssen.

-

-



Um Menschen mit Behinderung auf einen behin
dertengerechten Zugang von Vertragsarztpra
xen aufmerksam zu machen, hat die Kassenärzt
liche Vereinigung Bayerns (KVB) ein Internettool 
(„Arztsuche“) mit erweiterten Optionen zur 
Abbildung von rollstuhlgerechten Praxen entwi
ckelt. Demnach verfügt Bayern über insgesamt 
1.302 rollstuhlgerechte Vertragsarztpraxen.

-
-

-

-

In Bayern wurde eine beträchtliche Anzahl 
von Ermächtigungen zur hochspezialisierten 
Behandlung von Menschen mit Behinderung 
ausgesprochen. Neben Vertragsärztinnen und 
Vertragsärzten und zugelassenen medizinischen 
Versorgungszentren können an der vertragsärzt
lichen Versorgung auch ermächtigte (Kranken
haus-)Ärztinnen und Ärzte und ermächtigte 
ärztliche Einrichtungen teilnehmen. So gibt es 
beispielsweise in Bayern schon seit vielen Jahren 
Ermächtigungen zur hochspezialisierten Behand
lung von Kindern mit Cerebral-Paresen oder zur 
ambulanten ärztlichen Versorgung von sehbe
hinderten und blinden Kindern und Jugendlichen. 
Die ermächtigten Ärztinnen und Ärzte oder Ein
richtungen sind oftmals für einen sehr großen 
Einzugsbereich zuständig.

-
-

-

-

-

Zielsetzung
Möglichst wohnortnahe barrierefreie Versor
gung in Arztpraxen.

-

Maßnahmen
→  Auf einen weiteren Ausbau barrierefreier 

und zur Behandlung behinderter Menschen 
geeigneter Arztpraxen wird im Rahmen der 
bestehenden Zuständigkeiten hingewirkt. Die 
Rechtssetzung zur vertragsärztlichen Versor
gung obliegt der alleinigen Zuständigkeit des 
Bundesgesetzgebers.

-

→  Appell an die ärztliche Selbstverwaltung mit 
dem Ziel, dass diese ein freiwilliges Zertifizie
rungsverfahren für barrierefreie Arztpraxen 
einführt. Die Entwicklung des Zertifizierungs
verfahrens könnte evtl. in Zusammenarbeit 
mit der Vereinigung Kommunaler Interessens

-

-

-

vertreter von Menschen mit Behinderung in 
Bayern (VKIB) erfolgen, die hier bereits ein 
System – sogar für sämtliche öffentlich zu
gänglichen Gebäude – entwickelt hat. Hinter
grund: häufige Diskrepanz zwischen Eigenein
schätzung von Arztpraxen und behinderten 
Patienten bzw. Behindertenverbänden hin-
sichtlich der Frage, ob die jeweilige Praxis bar
rierefrei ist.

-
-

-

-

3.11.5 Psychiatrische, psycho
therapeutische und psychosomatische 
versorgungssysteme 

-

Bestandsaufnahme
Die psychiatrischen, psychotherapeutischen und 
psychosomatischen Hilfesysteme einschließlich 
ihrer vielgliedrigen komplementären Angebots
strukturen sind in großen Teilen gut ausgebaut. 
Für Menschen mit chronischen psychischen 
Störungen sowie chronischen psychischen, geis
tigen oder seelischen Behinderungen sind diese 
jedoch oft nicht in dem Maße erreichbar, wie es 
ihrem konkreten Hilfebedarf entspräche. Dies 
schließt versorgende Angehörige explizit mit 
ein. Die Ursachen hierfür sind vielfältig und lie
gen keineswegs nur in der individuellen gesund
heitlichen Situation des Betroffenen begründet. 
Mehr als bei anderen Behinderungen spielen 
beispielsweise gesellschaftliche Umfeldbedin
gungen eine Rolle. 

-

-

-
-

-

Zielsetzung
Jederzeitiger barrierefreier Zugang für alle 
Menschen mit chronischen psychischen Erkran
kungen sowie mit psychischen, seelischen und 
geistigen Behinderungen zu den Versorgungsan
geboten der psychiatrischen, psychotherapeu
tischen und psychosomatischen Hilfesysteme.

-

-
-

Maßnahmen
→  Breitgefächerte Entwicklung von geeigneten 

Maßnahmen zum Abbau gesellschaftlicher 
Vorurteile gegenüber Menschen mit psychi-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung



67Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de

schen Behinderungen beispielsweise im Schul
unterricht oder in Ausbildungen.

-

→  Weiterer Ausbau wirksamer, auch kassen
finanzierter Unterstützung von Familien, in 
denen ein Betroffener lebt, damit diese ihre 
Aufgabe dauerhaft und ohne Gefährdung  
ihrer Gesundheit ausüben können. Konse
quente weitere Unterstützung von Maßnah
men zur Umsetzung der Forderung „ambulant 
vor stationär“.

-

-
-

→  Schaffung von Bedingungen, die es Betrof
fenen ermöglichen, solange wie möglich ihre 
Rechts- und Handlungsfähigkeit zu erhalten. 
Hierzu zählen beispielsweise: Förderung prä
ventiver Maßnahmen zur Rückfallverhütung, 
Vorhalt von und Zugang zu Kriseninterventi
onsstellen, Einführung von „Assistenzen“ beim 
Umgang mit Institutionen, Gleichstellung von 
psychisch und somatisch kranken Patienten.

-

-

-

→  Verbesserung der gesetzlichen Betreuung 
durch Fortbildungsverpflichtung und Einfüh
rung von Qualitätsstandards.

-

→  Schaffung von Rechtssicherheit bei Zwangs
maßnahmen, Einführung von verbindlichen 
Leitlinien.

-

3.11.6 Zugang zu 
Gesundheitssystemen 

Bestandsaufnahme
In Teilbereichen des Gesundheitssystems wer
den von den Betroffenen derzeit noch Defizite 
beim gleichberechtigten Zugang zu allen Einrich
tungen und Leistungen gesehen.

-

-

Zielsetzung
Möglichst gleichberechtigter Zugang für Men
schen mit Behinderung zu allen Leistungen und 
Einrichtungen des Gesundheitssystems.

-

Maßnahmen
Appell an die Organe der Selbstverwaltung zu 
prüfen, ob ein eigenständiges Konzept „Barrie
refreies Gesundheitswesen“ einen zusätzlichen 
Beitrag auf Landesebene leisten kann, eine Be
nachteiligung von Menschen mit Behinderung 
in allen Bereichen des Gesundheitssystems zu 
vermeiden. Bezüglich der vorgebrachten Ein
zelanliegen (bezogen auf den Workshop im 
Rahmen der zweiten Fachtagung „Gemeinsam 
zu einem Bayerischen Aktionsplan“ am 21. Mai 
2012) könnte dann nach Möglichkeit auf dieses 
Konzept auf Landesebene verwiesen werden, 
soweit diese nicht ausschließlich durch den Bun
desgesetzgeber umgesetzt werden müssten.

-

-

-

-

3.11.7 Zahnärztliche versorgung 
in Pflegeeinrichtungen 

Bestandsaufnahme
Ältere Menschen mit Behinderung suchen sel
tener eine Zahnarztpraxis auf. Oftmals sind sie 
wegen Krankheit und Immobilität dazu auch gar 
nicht mehr in der Lage. 

-

Zielsetzung
Unterstützung älterer Menschen mit Behinde
rung, regelmäßige zahnärztliche Behandlungen 
zu erhalten.

-

Maßnahmen
Bereits vor Jahren hat die Bayerische Landes
zahnärztekammer (BLZK) gemeinsam mit dem 
damaligen Bayerischen Staatsministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit das Patenzahnarztmodell entwi
ckelt. Hierdurch werden immobile Menschen in 
Senioreneinrichtungen zahnmedizinisch durch 
Patenzahnärzte betreut. Der Patenzahnarzt ist 
Ansprechpartner für die stationären Einrich
tungen, wenn zahnärztlicher Handlungsbedarf 
besteht. Zur Umsetzung des Modells hat die 
BLZK zusammen mit den Zahnärztlichen Be
zirksverbänden in Bayern ein Netz von Paten
zahnärzten aufgebaut und deren Schulung in 

-

-

-

-
-



die Hand genommen. Gleichzeitig wird auch 
das Pflegepersonal in stationären Einrichtungen 
durch den Patenzahnarzt in Mundhygiene un
terrichtet. Die Umsetzung vor Ort obliegt den 
Zahnärztlichen Bezirksverbänden, die die Zuord
nung der Patenzahnärzte in den Regionen orga
nisieren.

-

-
-

3.12 SeLBStHILFe (Art. 29 – StMAS) 

Bestandsaufnahme
Die Selbsthilfe stellt eine wesentliche Säule des 
bürgerschaftlichen Engagements dar, die durch 
die direkte Betroffenheit von Bürgerinnen und 
Bürgern gekennzeichnet ist und sich dadurch von 
den anderen Möglichkeiten des bürgerschaft
lichen Engagements deutlich unterscheidet.  
Die Selbsthilfe der Betroffenen wird unterstützt 
durch die Förderung von Selbsthilfegruppen, 
Selbsthilfeorganisationen (Landesbehinderten
verbände, landesweit tätige Institutionen) sowie 
im Einzelfall durch Projekt- und Modellförde
rungen. Die direkte Förderung von Selbsthilfe
gruppen soll die Eigeninitiative der Betroffenen 
unterstützen und die eigenverantwortliche Hilfe, 
die sich behinderte oder chronisch kranke Men
schen und deren Familienangehörige in solchen 
Gruppen gegenseitig gewähren, ermöglichen und 
anerkennen. Dieser Wille zur Selbsthilfe beför
dert eine bestmögliche und erfolgreiche medi
zinische, berufliche und soziale Rehabilitation. 
Wichtiger Partner ist hierfür die Landesarbeits
gemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Be
hinderung und chronischer Erkrankung und ihrer 
Angehörigen in Bayern e. V. (LAG SELBSTHILFE 
Bayern), in der sich mehr als 100 Selbsthilfeorga
nisationen unter ihrem Dach zusammengeschlos
sen haben. Mit ihrer Vereinsstruktur versteht sich 
die LAG SELBSTHILFE Bayern als legitimer Inte
ressensvertreter chronisch kranker, behinderter 
Menschen und ihrer Angehörigen in Bayern. Über 
die Verbändestruktur der LAG SELBSTHILFE Bay
ern werden bayernweit über 400.000 Einzelper
sonen vertreten. Die LAG SELBSTHILFE Bayern 
wird vom StMAS wesentlich finanziell gefördert.

-

-

-
-

-

-
-

-
-

-
-

-

- 
-

Die selbsthilfeorientierten Verbände und deren 
Organisationen sind Ansprechpartner der Be
troffenen, aber auch Kooperationspartner der 
Politik und Vertreter der Anliegen und Interes
sen behinderter oder chronisch kranker Men
schen, die sich zunehmend einbringen wollen  
in die Gestaltung einer möglichst inklusiven  
Gesellschaft.

-

-
-

Der Bedarf an Förderung auch für die Selbst
hilfe wird entsprechend der Zunahme der  
Fallzahlen von Menschen mit Behinderung  
weiter steigen.

-

Weiterer wichtiger Partner ist die Selbsthilfek
ordination Bayern (SeKo), deren Trägerverein 
„Selbsthilfekontaktstellen Bayern“ 30 selbst
hilfeunterstützende Einrichtungen (Selbsthilfe
kontaktstellen) in Bayern vertritt. Die Ge
schäftsstelle der SeKo in Würzburg wird vom 
StMAS finanziell gefördert und ist ein Netz
werkpartner im Landesnetzwerk Bürgerschaft
liches Engagement.

o-

- 
- 

-

-
-

Zielsetzung
Stärkung der Selbstbestimmung und Eigenver
antwortung von Menschen mit Behinderung 
durch Förderung der Selbsthilfe.

-

Maßnahmen
→  Für diesen Bereich wendet die Staatsregie

rung jährlich erhebliche Mittel auf. Die kon
sequente Fortführung der Unterstützung 
und Kooperation (mit) der Selbsthilfe in den 
verschiedenen Ebenen ist ein wichtiges Instru
ment zur Einbindung der Betroffenen und zur 
Stärkung der selbstbestimmten Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung. 

-
-

-

Die Weiterführung der Investitionen in die 
Selbsthilfe zahlt sich aus durch Stärkung der 
Eigenverantwortung und Schaffung neuer 
Ressourcen und kann auch präventiv wirksam 
sein, was letztlich sogar zu einer finanziellen 
Entlastung führen kann.

→  Weiterführung der Förderung der LAG 
SELBSTHILFE Bayern.

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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→  Weiterführung der Förderung des Landes
netzwerks Bürgerschaftliches Engagement zur 
bereichsübergreifenden Beratung, Information 
und Fortbildung zu allen Themen des Bürger
schaftlichen Engagements.

-

-

→  Weiterführung der Förderung der Selbsthilfe
koordination Bayern.

-

3.13 GLeICHe ANerKeNNUNG 
vor deM reCHt (Art. 12 – StMJv, 
StMAS)

Bestandsaufnahme
Das deutsche Recht der Rechts- und Geschäfts
fähigkeit beinhaltet keine Diskriminierung behin
derter Personen und verstößt nicht gegen Art. 
12 Abs. 2 der UN-BRK. Menschen mit Behin
derung steht uneingeschränkte Rechtsfähigkeit 
zu. Die Voraussetzungen, bei deren Vorliegen 
Geschäftsunfähigkeit eintritt, sind bei Menschen 
mit Behinderung dieselben wie bei Menschen 
ohne Behinderung. Die geltenden Regelungen 
des deutschen Rechts zur Geschäftsunfähigkeit 
sind unverzichtbar, um Personen, die nicht in der 
Lage sind, ihre Entscheidungen von vernünftigen 
Erwägungen abhängig zu machen, vor den recht
lichen Folgen ihres Handelns zu schützen.

-
-

-

-

Auch die Regelungen der rechtlichen Betreuung 
(§§ 1896 ff. BGB) entsprechen den Vorgaben 
der UN-BRK. Die Einrichtung einer Betreuung 
hat auf die Geschäftsfähigkeit des Betroffenen 
keine Auswirkungen. Eine „Entmündigung“ der  
Betreuten findet nicht statt. 
Das im Jahr 1992 neu eingeführte Betreuungs
recht trägt den subjektiven Rechten der Betrof
fenen in besonderer Weise Rechnung. Bereits 
die Einrichtung einer Betreuung steht unter dem 
Vorbehalt der Erforderlichkeit. § 1896 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 BGB sehen vor, dass ein Be
treuer oder eine Betreuerin nur bestellt werden 
darf, wenn die betroffenen Volljährigen aufgrund 
einer psychischen Krankheit oder einer körper
lichen, geistigen oder seelischen Behinderung 
ihre Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht 

-
-

-

-

besorgen können. Dabei wird ein Betreuer oder 
eine Betreuerin jeweils nur für die Aufgaben
kreise eingesetzt, in denen die Betreuung er
forderlich ist. Gegen den freien Willen der be
troffenen Volljährigen darf ein Betreuer oder 
eine Betreuerin nicht bestellt werden. Soweit 
die Volljährigen aufgrund einer körperlichen Be
hinderung ihre Angelegenheiten nicht besorgen 
können, darf eine Betreuung sogar nur auf de
ren ausdrücklichen Antrag eingerichtet werden. 
Die Betreuung stellt somit eine subsidiäre Hilfe 
in rechtlichen Angelegenheiten dar. Im Fall der 
Einrichtung einer Betreuung hat der Betreuer/die 
Betreuerin die ihm/ihr zugewiesenen Angele
genheiten der Betreuten so zu besorgen, wie es 
dessen Wohl entspricht; dabei muss er/sie den 
Wünschen der Betreuten entsprechen, soweit 
dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem 
Betreuer oder der Betreuerin zuzumuten ist.

-
-

-

-

-

-

Zielsetzung
Sicherstellung, dass Menschen mit Behinderung 
überall als Rechtssubjekte anerkannt werden. 
Rechtliche Überprüfung und Weiterentwicklung 
des bayerischen Unterbringungsgesetzes in Hin
blick auf die UN-BRK bezüglich körperlicher Un
versehrtheit, Zwangsmedikation, Fixierung und 
anderer freiheitseinschränkender Maßnahmen.

-
-

Maßnahmen
→  Die Bayerische Staatsregierung war in eine 

beim Bundesministerium der Justiz gebildete 
interdisziplinäre Arbeitsgruppe eingebunden, 
die sich unter anderem mit der Frage befasst 
hat, ob aufgrund der UN-BRK punktuelle 
Änderungen des Betreuungsrechts geboten 
sind. In ihrem Abschlussbericht vom 20. Ok
tober 2011 ist die Arbeitsgruppe einhellig zu 
der Auffassung gelangt, dass das geltende 
Betreuungsrecht mit der UN-BRK und de
ren Zielen im Einklang steht. Zugleich hat die 
Arbeitsgruppe betont, dass die UN-BRK ein 
ständiger Maßstab bei der Anwendung des 
Rechts sein muss und insbesondere sicherzu
stellen ist, dass das Erforderlichkeitsprinzip 
in der Betreuung strikte Beachtung findet. Zu 

-

-

- 



diesem Zweck hat die Bundesregierung inzwi
schen den Entwurf eines Gesetzes vorgelegt, 
der durch Stärkung der Stellung der Betreu
ungsbehörden im Vorfeld der Betreuung ge
währleisten soll, dass vor der Bestellung eines 
Betreuers/einer Betreuerin alle sonstigen 
Möglichkeiten der Hilfegewährung ausge
schöpft werden. 

-

-
-

-

→  Das StMJV hat zudem das Fortbildungsange
bot für Betreuungsrichterinnen und Betreu
ungsrichter in Bayern weiter ausgebaut. Ab 
Januar 2013 werden in Bayern spezielle Ein
führungstagungen für neue Betreuungsrichte
rinnen und Betreuungsrichter durchgeführt, die 
auch den Gesichtspunkt der Betreuungsver
meidung durch anderweitige Hilfen behandeln.

-
-

-
-

-

→  Die Staatsregierung überprüft das bayerische 
Unterbringungsgesetz im Hinblick auf die 
Vereinbarkeit mit der UN-BRK bezüglich kör
perlicher Unversehrtheit, Zwangsmedikation, 
Fixierung und anderer freiheitseinschränken
der Maßnahmen. Dabei wird auch geprüft, ob 
in Bayern ein Hilfegesetz für die Belange von 
Menschen mit psychischer Erkrankung (sog. 
PsychKG) erforderlich ist.

-

-

3.14 FreIHeIt vor AUSBeUtUNG, 
GewALt UNd MISSBrAUCH 
(Art. 16 – StMI)

Bestandsaufnahme
In der Aus- und Fortbildung von Polizeivollzugs
beamten in Bayern wird der Schutz Schwächerer 
in der Gesellschaft, insbesondere von Menschen 
mit Behinderung, fächerübergreifend themati
siert und behandelt. 

-

-

Im Rahmen von Projekttagen während der Aus
bildung werden regelmäßig Veranstaltungen 
organisiert, bei denen ein Zusammentreffen von 
Polizeivollzugsbeamten mit behinderten Men

-

-

schen stattfindet. Die Beamten können sich da
durch besser in die Lage behinderter Menschen 
versetzen und gewinnen Sicherheit im Umgang 
mit ihnen.

-

Menschen mit Einschränkungen und ältere Men
schen mit Gebrechen sind verstärkt der Gefahr 
ausgesetzt, Opfer bestimmter Straftaten zu 
werden (Trickbetrug, Diebstahl, Raub etc.).

-

Zielsetzung
Polizeivollzugsbeamte sollen Sensibilität für be
sondere Schwierigkeiten, Gefahren und Bedürf
nisse behinderter Menschen bekommen und ihr 
Handeln im täglichen Dienst daran ausrichten. 

-
-

Maßnahmen
Fortlaufende Weiterführung der speziellen Prä
ventionsprogramme bei der Bayerischen Polizei, 
die Gegenstand von Aus- und Fortbildungsver
anstaltungen sind. Diesen Präventionsprogram
men kommt schon im Hinblick auf das steigende 
Durchschnittsalter der Gesellschaft in Zukunft 
noch größere Bedeutung zu.

-

-
-

Schwerpunkte der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung
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4. Finanzielle Beteiligung 
des Bundes an den Leistungen für Menschen
  mit Behinderung (StMAS) 

 
     
      

Bestandsaufnahme
Menschen mit Behinderung erhalten derzeit ihre 
notwendigen Hilfen (Kosten für die laufenden 
Maßnahmen in ambulanten, teilstationären und 
stationären Strukturen) als Fürsorgeleistung 
über die Sozialhilfe in Form der Eingliederungs
hilfe nach dem SGB XII. Dies bedeutet auch, 
dass die gesamte Eingliederungshilfe (bundes
weit rd. 12, 5 Mrd. Euro, bayernweit 2010 rd. 
1,9 Mrd. Euro) allein von den Kommunen (Bezir
ken) getragen wird. 
Die Rahmenbedingungen, unter denen die 
Sozialhilfeträger heute ihre Eingliederungshil
feleistungen erbringen, haben sich in den ver
gangenen Jahren entscheidend verändert. Ins-
besondere der medizinische Fortschritt und die 
gestiegene Lebenserwartung auch behinderter 
Menschen haben die Fallzahlen überproportio
nal ansteigen lassen. Immer mehr Menschen mit 
Behinderung nehmen die Leistungen der Einglie
derungshilfe immer länger in Anspruch.
Zudem haben sich auch die gesellschaftlichen 
Anschauungen und die Anforderungen an die 
Eingliederungshilfe entscheidend verändert. 
Menschen mit Behinderung sind heute keine 
Randgruppe der Bevölkerung mehr, die lediglich 
„versorgt“ werden möchte und muss. Sie stehen 
im Zentrum der politischen und gesellschaft
lichen Aufmerksamkeit. Zu Recht fordern sie 
gleichberechtigte Teilhabemöglichkeiten in einer 
inklusiv gestalteten Umwelt. Die Staatsregie
rung begrüßt diese Entwicklung und fördert sie. 
Sie ist aber auch der Auffassung, dass es nicht 
allein Aufgabe der Kommunen sein kann, diesen 
neuen Anforderungen gerecht zu werden. Auch 

der Freistaat Bayern leistet seinen Beitrag zur 
Eingliederungshilfe. Er unterstützt die Bezirke 
als Träger der überörtlichen Sozialhilfe über den 
kommunalen Finanzausgleich in erheblichem 
Maße, im Jahr 2013 mit 644 Mio Euro. Nur der 
Bund, der den rechtlichen Rahmen für die Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderung 
setzt, entzieht sich bisher jeglicher finanzieller 
Verpflichtung. Damit wird er seiner Verantwor
tung gegenüber einer besonders unterstützungs
bedürftigen und unterstützenswerten Bevölke
rungsgruppe nicht gerecht.
Um die Weiterentwicklung der Eingliederungs
hilfe und eine volle Kostenübernahme durch den 
Bund bei den Kosten der Eingliederungshilfe 
voranzutreiben, hat Bayern am 06.07.2012 ei
nen Entschließungsantrag zur Schaffung eines 
Bundesleistungsgesetzes für Menschen mit 
Behinderung im Bundesrat eingebracht. Der ba
yerische Bundesratsantrag hat bereits Wirkung 
gezeigt: Bei den Verhandlungen von Bund und 
Ländern zum Fiskalpakt am 24.06.2012 hat 
der Bund die Schaffung eines Bundesleistungs
gesetzes zugesagt. Bund und Länder werden 
unter Einbeziehung der Bund-Länder-Finanzbe
ziehungen in der nächsten Legislaturperiode ein 
Bundesleistungsgesetz erarbeiten und in Kraft 
setzen, das die aktuellen rechtlichen Vorschrif
ten ablöst. Zur Höhe der Bundesbeteiligung an 
den Kosten der Eingliederungshilfe wurde bis
her keine Festlegung getroffen. Die Bayerische 
Staatsregierung wird sich an den Verhandlungen 
unter Wahrung der Interessen der Menschen 
mit Behinderung und denen der kommunalen 
Kostenträger konstruktiv beteiligen. Darüber  



hinaus hat die Initiative Bayerns vielfache Zu
stimmung bei den anderen Ländern und den 
Verbänden erhalten.

-

Zielsetzung
→  Volle Übernahme der Kosten der Eingliede

rungshilfe durch den Bund. 
-

→  Stärkung der Rechte von Menschen mit Be
hinderung bei der Festlegung und Umsetzung 
ihrer Leistungsansprüche. Verstärkte Einbe
ziehung der Betroffenen und ihrer Wünsche in 
ein bundeseinheitliches Bedarfsfeststellungs
verfahren. Übergang von der einrichtungsori
entierten zur personenzentrierten Hilfe. Maß
stab für die Leistungserbringung sollte der 
individuelle Bedarf des einzelnen Menschen 
mit Behinderung – unabhängig von seiner 
Wohnform – sein.

-

-

-
-

-

→  Es ist insgesamt auf eine möglichst kosten
neutrale Umsetzung der UN-BRK zu achten.

-

Maßnahmen
→  Eintreten beim Bund für eine Übernahme der 

Kosten der Eingliederungshilfe. 

→  Umsetzung des auf Initiative Bayerns am 
28./29.11.2012 gefassten einstimmigen Be
schlusses der ASMK zur Weiterentwicklung 
der Eingliederungshilfe und für die Vorarbei
ten zur Erstellung einer Konzeption für ein 
Bundesleistungsgesetz mit Kostenübernahme 
des Bundes für die Eingliederungshilfe. 

-

-

Dies entspricht auch der Forderung zahlreicher 
Verbände im Wohlfahrts-, Kommunal- und Be
hindertenbereich, insb. des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge.

-

Finanzielle Beteiligung des Bundes an den Leistungen für Menschen mit Behinderungen
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Ziele und Maßnahmen 
nach Handlungsfeldern

ZIELE MASSNAHMEN
ZUSTÄNDIGKEIT  
LAUFZEIT

3.1 BEwUSSTSEINSBILDUNG

Schärfung des Bewusstseins für 
die Belange von Menschen mit 
Behinderung in der gesamten  
Gesellschaft und Verbesserung 
der Kenntnisse über die UN-BRK 
in den zuständigen Verwaltungen.

Startschuss mit bayernweiter Veranstaltung zur UN-BRK von 
StMAS und Behindertenbeauftragter der Staatsregierung am 
30.03.2009. Ca. 500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 

StMAS, 
2009

In der Folge zahlreiche Informations- und Diskussionsveran
staltungen zur UN-BRK auf allen Ebenen. 

alle Ressorts, 
fortlaufend

Im Rahmen der Erstellung dieses Aktionsplans zwei Fachtagun
gen des StMAS zusammen mit dem Landesbehindertenrat mit 
jeweils ca. 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. 

StMAS, 
am 03.11.2011  
und 21.05.2012

Im Rahmen der im BayKiBiG verankerten Erziehungspartner
schaft mit den Eltern erweiterte sich das Bewusstsein aller 
Beteiligten für die Bedürfnisse von Kindern mit Behinderung 
insbesondere im Hinblick auf ihre Einbindung in das allgemeine 
Bildungssystem. 

StMAS, 
fortlaufend

Jährliche Verleihung des Preises „JobErfolg – Menschen mit 
Behinderung am Arbeitsplatz“ am welttag der Menschen 
mit Behinderung (3.12.). Die Auszeichnung soll Arbeitgeber 
ermutigen und motivieren, Menschen mit Behinderung zu 
beschäftigen. Der Preis wird gemeinsam von der Sozialministe
rin, der Behindertenbeauftragten der Staatsregierung und der 
Landtagspräsidentin verliehen.

StMAS,  
Behinderten
beauftragte,
fortlaufend

Zahlreiche Veranstaltungen unter Leitung der Behinderten
beauftragten der Staatsregierung (u. a. Fachtagung zum 
persönlichen Budget, zahlreiche Regionalkonferenzen etwa 
zum Thema Beschäftigung für Menschen mit Behinderung und 
inklusive Bildung).

Behinderten
beauftragte,
fortlaufend

ZIELE MASSNAHMEN
ZUSTÄNDIGKEIT
LAUFZEIT

3.1 BEwUSSTSEINSBILDUNG
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Schärfung des Bewusstseins für 
die Belange von Menschen mit 
Behinderung in der gesamten  
Gesellschaft und Verbesserung 
der Kenntnisse über die UN-BRK 
in den zuständigen Verwaltungen.

Zahlreiche Informationsbroschüren sensibilisieren  
und klären auf, u. a.:
→  „ Einfach wählen gehen!“ – ein wegweiser zur Landtagswahl 

2008 in leichter Sprache (Neuauflage für 2013 geplant)
→  „Steuertipps für Menschen mit Behinderung“
→  „wegweiser für Menschen mit Behinderung“
→  „Der besondere Kündigungsschutz“
→ „Betriebliches Eingliederungsmanagement nach SGB IX“

StMAS,  
Behinderten
beauftragte,  
StMF

-

Zahlreiche Maßnahmen zur Schärfung des Bewusstseins in 
Bezug auf Menschen mit Behinderung im öffentlichen Dienst, 
z. B. Teilhaberichtlinien, jährlicher Bericht an den Bayerischen 
Landtag zur Beschäftigungssituation schwerbehinderter  
Menschen beim Freistaat Bayern.

StMF,
fortlaufend

 „wertebündnis Bayern“ der Staatskanzlei. Gemeinsam mit den 
Bündnispartnern soll sich so eine werteorientierte Großfamilie 
etablieren, wozu auch Menschen mit Behinderung gehören. 
Alle initiierten Projekte beziehen auch behinderte Kinder ein. 
Nähere Informationen unter dem Link www.bayern.de/werte
buendnis-Bayern-.2336/index.htm

-
.

StK,
ab 1.3.2010

Zur Schulung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Verwaltungen bedarf es der Aufnahme der UN-BRK und ihrer 
Auswirkungen auf das Verwaltungshandeln in die Fortbildungs
programme der Sozial- und Bauverwaltungen sowie ggf. der 
Verwaltungen, die davon betroffen bzw. dafür zuständig sind. 

-

alle betroffenen  
Ressorts,
fortlaufend

Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit dem Aktionsplan 
bzw. der Umsetzung der UN-BRK in Bayern.

StMAS,
2013 und 2014

3.2  BAyERISCHES BEHINDERTENGLEICHSTELLUNGSGESETZ (BAyBGG),  
SEINE VERoRDNUNGEN UND GESETZLICH GEREGELTEN INSTITUTIoNEN

3.2.1 Bayerisches Behindertengleichstellungsgesetz (BayBGG)

Die Beseitigung und Verhinde
rung von Benachteiligung, die 
Gewährung von gleichberechtig
ter Teilhabe, die Förderung von 
Integration hin zu einer selbst
bestimmten Lebensführung und 
die Gestaltung einer möglichst 
barrierefreien Umwelt sind die 
grundlegenden Prinzipien des 
BayBGG.

-

-

-

Das BayBGG wird in der nächsten Legislaturperiode redaktio
nell und inhaltlich an die Erfordernisse der UN-BRK angepasst 
werden.

- StMAS,
2014/2015

3.2.2 Beauftragte Person für die Belange von Menschen mit Behinderung

Stärkung der Position  der 
Behindertenbeauftragten der 
Staatsregierung.

Im BayBGG sind nunmehr die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Bestellung der/des Behindertenbeauftragten im Haupt
amt geschaffen. Die entsprechende Änderung des BayBGG 
tritt zum 1. November 2013 in Kraft.

-
StMAS,
ab 1.11.2013

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern
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3.2.1 Bayerisches Behindertengleichstellungsgesetz (BayBGG)
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3.2.3 Landesbehindertenrat

Der Landesbehindertenrat ist 
ein wichtiges Beratungsgremium 
für die gesamte Staatsregierung. 
Hier finden alle in der Behinder
tenpolitik tätigen Institutionen in 
Bayern eine geeignete Platt
form des Austausches und zur 
weiterentwicklung der Behinder
tenpolitik. Der Landesbehinder
tenrat repräsentiert durch seine 
Mitglieder die Menschen mit 
Behinderung in ihrer Gesamtheit 
auf Landesebene. Der Landesbe
hindertenrat soll die Realität 
des Lebens mit Behinderung 
und seiner Interessensorgani
sationen widerspiegeln und von 
den Experten in eigener Sache 
möglichst viel Sachverstand von 
außen in die Arbeit der Exekutive 
einbringen.

-

-

-
-

-

-

Noch stärkere Schwerpunktsetzung auf die Beratung der 
Staatsregierung.

StMAS,
fortlaufend

3.3 KINDER UND JUGENDLICHE MIT BEHINDERUNG

3.3.1 Frühförderung

Frühzeitige und qualifizierte  
Förderung und Therapie von 
Kindern mit Behinderung oder 
drohender Behinderung, um 
dadurch positive wirkungen  
auf den weiteren Verlauf der 
Behinderung zu erzielen.

Die Bereinigung von Umsetzungsproblemen des Rahmenver
trages wird von den Vertragspartnern, den Trägerverbänden und 
den Kostenträgern (Bezirke und Krankenkassen) angegangen. 
Das StMAS sowie das StMUG, die selbst nicht Vertragspartner 
sind, sind bei Bedarf moderierend tätig.

- StMAS, StMUG,
fortlaufend

3.3.2 Heilpädagogische Tagesstätten (HPT)

Verstärkte Öffnung der Heil
pädagogischen Tagesstätten hin 
zum Gemeinwesen und weiter
entwicklung des Angebots der 
Heilpädagogischen Tagesstätten 
parallel zur weiterentwicklung 
der Schulen zu inklusiven Einrich
tungen.

-

-

-

Bestehende Heilpädagogische Tagesstätten bauen verstärkt 
Außenkontakte zu ihrem sozialen Umfeld auf und stellen einen 
stärkeren Umgang mit nicht behinderten Kindern sicher. 
Die derzeit nur als teilstationäre Maßnahme in heilpädagogi
schen Tagesstätten angebotene Förderung behinderter Kinder 
wird strukturell auf der Grundlage des Sozialgesetzbuches für 
Regel- und Ganztagsschulen angepasst, an denen Kinder mit 
und ohne Behinderung unterrichtet werden. 

-

Das StMAS hat eine Begleitforschung für das Modellprojekt 
„Inklusive Nachmittagsbetreuung“ an Regelschulen mit dem 
Schulprofil Inklusion in Auftrag gegeben.

StMAS,
fortlaufend

ZIELE MASSNAHMEN
ZUSTÄNDIGKEIT 
LAUFZEIT

3.2.3 Landesbehindertenrat

3.3 KINDER UND JUGENDLICHE MIT BEHINDERUNG

3.3.1 Frühförderung
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3.4 INKLUSIVE BILDUNG

3.4.1 Kindertageseinrichtungen

Ziel ist es, jedem Kind mit Behin
derung den Besuch einer wohn
ortnahen Kindertageseinrichtung 
zu ermöglichen und es hierbei 
entsprechend seinen individuel
len Bedürfnissen bestmöglich zu 
fördern.

-
-

-

-

-
-

-

Planung von integrativen Plätzen bzw. integrativen Einrichtun
gen. Mit der Reform des Bay-KiBiG zum 1. Januar 2013 wurde ein 
Bezug zur UN-BRK hergestellt und der bereits bisher bestehende 
Inklusionsauftrag von Kindertageseinrichtungen bekräftigt. Die 
für den Ausbau der Kinderbetreuung zuständigen Kommunen 
haben den Auftrag, wohnortnahe integrative Plätze bzw. integra
tive Einrichtungen in der örtlichen Bedarfsplanung zu berücksich
tigen und dadurch dem Teilhabeanspruch der  Kinder mit beste
hender oder drohender Behinderung Rechnung zu tragen. 

StMAS,
fortlaufend

Der Gedanke der Inklusion zählt zu den verbindlichen Bildungs
und Erziehungszielen und wird im Bayerischen Bildungs- und 
Erziehungsplan für Kinder in Tageseinrichtungen bis zur Ein
schulung (BayBEP) näher ausgeführt. Dieser Auftrag soll noch 
spezifiziert und zur Umsetzung Materialien für die Praxis ent
wickelt werden.

- 

- 

-

StMAS,
fortlaufend

Grundlagenarbeit für die Erstellung einer spezifischen Leis
tungsbeschreibung der Einrichtungen, die Kinder mit Behinde
rung oder von Behinderung bedrohte Kinder aufnehmen.

-
-

StMAS,
fortlaufend

Umsetzung des Konzepts zur weiterqualifikation von 
Heilerziehungspflegerinnen/-n zu Fachkräften für Kindertages
einrichtungen, um künftig verstärkt den Einsatz multiprofessio
neller Teams zu ermöglichen.

-
-

StMAS,
2012/2013

Bei der Schaffung neuer Einrichtungen wird besonders auf die 
Gewährleistung von Barrierefreiheit hingewirkt.

StMAS,
fortlaufend

Entwicklung einer vertiefenden Handreichung durch das 
Staatsinstitut für Frühpädagogik in Zusammenarbeit mit dem 
Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung zu den 
Bayerischen Bildungsleitlinien (BayBL) für den Bereich der Kin
dertageseinrichtungen und anderen Adressaten der BayBL. Die 
Broschüre soll das Thema „Inklusion und inklusive Pädagogik“ 
mit dem Fokus auf Kinder mit Behinderung von null bis zehn 
Jahren und deren gemeinsame Bildung und Erziehung mit  
anderen Kindern konkretisieren. 

-

StMAS,

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern

StMUK, 
Mitte 2013

3.4.2 Schulen

Ziel ist eine bestmögliche Ein
beziehung behinderter Kinder in 
das Regelschulsystem und den 
Lebensalltag wie auch die Förde
rung des frühzeitigen Verständ
nisses nicht behinderter Kinder 
und deren Eltern für behinderte 
Kinder durch einen unkomplizier
ten Umgang miteinander.

Schaffung größtmöglicher Barrierefreiheit in Regel- und  
Förderschulen.

StMUK,
fortlaufend

Möglichkeit der weiterentwicklung der Angebote gemeinsa
men Unterrichts von Schülerinnen und Schülern mit und ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf. Damit ist der Ausbau der 
schulischen Unterstützungssysteme verbunden.

StMUK,
fortlaufend

3.4.2 Schulen
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3.4 INKLUSIVE BILDUNG

3.4.1 Kindertageseinrichtungen

-

- -
-

-
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Ziel ist eine bestmögliche Ein
beziehung behinderter Kinder in 
das Regelschulsystem und den 
Lebensalltag wie auch die Förde
rung des frühzeitigen Verständ
nisses nicht behinderter Kinder 
und deren Eltern für behinderte 
Kinder durch einen unkomplizier
ten Umgang miteinander.

-

-
-

-

Möglichkeit der weiterentwicklung von Förderschulen zu 
Schulen mit dem Schulprofil Inklusion; das Miteinander von 
Schülern  und Schülerinnen mit und ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf soll auch an Förderschulen neue wege in der 
Umsetzung von Inklusion eröffnen.

StMUK,
fortlaufend

Bestimmung eines „Ansprechpartners für Inklusion“ aus dem 
Lehrerkollegium jeder Schule mit der Aufgabe, inklusive Aspek
te in der Schulentwicklung zu berücksichtigen

-
StMUK,
fortlaufend

Erhalt der Förderschulen als schulische Lernorte und weiter
entwicklung der Förderschulen als sonderpädagogische 
Kompetenzzentren und deren Öffnung für Schülerinnen und 
Schüler ohne Behinderung bis hin zu Förderschulen mit dem 
Profil „Inklusion“.

- StMUK,
fortlaufend

Auswertung der Ergebnisse des Projekts des Bildungspakts 
„Inklusive berufliche Bildung in Bayern“ zum Ausbau und zur 
weiterentwicklung der Angebote gemeinsamen Unterrichts im 
beruflichen Bereich; Umsetzung soweit sinnvoll und möglich 
in der Fläche. Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi
schem Förderbedarf, die einen Abschluss in einem staatlich 
anerkannten Ausbildungsberuf anstreben, können sowohl an 
einer allgemeinen beruflichen Schule als auch an einer berufli
chen Schule zur sonderpädagogischen Förderung unterrich
tet werden. Schülerinnen und Schüler, die die Regelschule  
besuchen, sollen dort in Kooperation mit den Berufsschulen 
zur sonderpädagogischen Förderung die entsprechende 
Förderung erhalten, die notwendig ist, um das Ausbildungsziel 
erreichen zu können.

-

-
-

StMUK,
fortlaufend

Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Stellen und Mittel 
Zuweisung von zusätzlichen Stunden in den verschiedenen 
Schularten je nach Schülerzusammensetzung sowie Anpas
sung der Klassenstärken in den Förderschulen an die jeweilige 
Schülerzusammensetzung.

-

StMUK,
fortlaufend

Verstärkte Beschäftigung von Lehrerinnen und Lehrern mit 
Behinderung.

StMUK,
fortlaufend

Aufnahme der Anforderungen an eine inklusive Bildung in das 
Pädagogik-Studium und entsprechende Fortbildungsmög
lichkeiten für Pädagogen. Die bereits durchgeführten ersten 
Fortbildungen für die Schulaufsicht und die Lehrkräfte von 
Grund-, Mittel- und Förderschulen werden fortgesetzt. Bei der 
Aufnahme von Schülerinnen und Schülern mit Behinderung 
bzw. sonderpädagogischem Förderbedarf in die Grund- und 
Mittelschule wird der konkret notwendige Fortbildungsbe
darf durch die schulhausinterne Fortbildung geleistet. Für die 
Lehrkräfte der anderen Schularten werden ebenfalls bedarfs
orientiert Fortbildungen angeboten.

-

-

-

StMUK,
fortlaufend
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Ziel ist eine bestmögliche Ein
beziehung behinderter Kinder in 
das Regelschulsystem und den 
Lebensalltag wie auch die Förde
rung des frühzeitigen Verständ
nisses nicht behinderter Kinder 
und deren Eltern für behinderte 
Kinder durch einen unkomplizier
ten Umgang miteinander.

-

-
-

-

Handreichungen, gestützt durch den wissenschaftlichen Beirat, 
zur inklusiven Schulentwicklung und vor allem zum Umgang 
mit Heterogenität von Schülerinnen und Schülern.

StMUK,
fortlaufend

Das Elternrecht ist rechtlich gestärkt worden. Nach ausführli
cher ergebnisoffener Beratung der verschiedenen Systeme, die 
es noch weiterzuentwickeln gilt, können sich die Erziehungs
berechtigten bzw. die volljährigen Schülerinnen und Schüler im 
Rahmen der rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten für 
den adäquaten Förderort entscheiden.

-

-

StMUK,
fortlaufend

weitere Ertüchtigung der Schulberatung, damit die Eltern ein 
bestehendes wahlrecht optimal ausüben können.

StMUK,
fortlaufend

Die bereits erfolgte intensive Öffentlichkeitsarbeit seitens 
des StMUK wird konsequent fortgesetzt. Inklusion und das 
Bewusstmachen der notwendigen Veränderungen in Schule 
und Gesellschaft ist ein lang andauernder Prozess, der durch 
die Öffentlichkeitsarbeit des StMUK begleitet wird.

StMUK,
fortlaufend

Intensivierung der Zusammenarbeit mit außerschulischen 
Partnern, um eine bestmögliche Unterstützung der Schülerin
nen und Schüler zu gewährleisten.

-
StMUK,
fortlaufend

Nutzen der Dialogforen innerhalb der Bildungsregionen als 
Möglichkeit der regionalen Abstimmung und weiterentwick
lung der inklusiven Förderangebote.

-
StMUK,
fortlaufend

Der Runde Tisch Inklusion von StMUK, StMAS, kommunalen 
Spitzenverbänden und der Behindertenbeauftragten  der 
Bayerischen Staatsregierung hat eine umfassende Betrachtung 
der Gesamtthematik Inklusion im schulischen Bereich zum Ziel 
und soll Lösungsansätze, insbesondere an den gemeinsamen 
Schnittstellen der verschiedenen Kosten- und Verantwortungs
träger diskutieren und auf den weg bringen.

-

StMUK,
fortlaufend

3.4.3 Jugendarbeit

weiterentwicklung der Einbin
dung junger Menschen in die 
verbandliche und nicht verbandli
che Jugendarbeit.

-

-

weiterführung der erfolgreichen Bemühungen der freien und 
öffentlichen Träger der Jugendarbeit um Inklusion der jungen 
Menschen mit Behinderung; gezielte Bewusstseinsbildung, 
Unterstützung und Beratung dabei durch die zuständigen 
Staatsministerien (StMAS, StMUK) und durch die Bezirke.

StMAS,
StMUK,
fortlaufend

3.4.4 Allgemeine Erwachsenenbildung

weiterentwicklung der 
 erfolgreichen Einbindung von 
Erwachsenen mit Behinderung 
in die Angebote der Allgemeinen 
Erwachsenenbildung.

weiterführung der erfolgreichen Bemühungen der freien 
Träger der Allgemeinen Erwachsenenbildung um Inklusion 
von Erwachsenen mit Behinderung, gezielte Bewusstseinsbil
dung, Unterstützung und Beratung dabei durch das zuständige 
Staatsministerium (StMUK).

-

StMUK,
fortlaufend

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern
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3.4.5 Hochschulen und Studium

weiterentwicklung der Hoch
schulen zu inklusiven Einrich
tungen und Gewährleistung der 
Rahmenbedingungen für eine 
Teilhabe behinderter Menschen 
am Studium. Siehe hierzu auch 
Konzept der Staatsregierung zur 
inklusiven Hochschule.

-
-

Ermutigung der Hochschulen, in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Kostenträgern die Angebote im Hinblick auf geeig
nete technische Hilfsmittel zu erweitern.

-
StMwFK,
fortlaufend

Prüfung, ob eine Ergänzung der Vorschriften zum Auswahlver
fahren der Hochschulen im zentralen Vergabeverfahren und 
zum ergänzenden Hochschulauswahlverfahren im örtlichen 
Auswahlverfahren erforderlich ist, um eine Benachteiligung 
von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern mit Behin
derung auszuschließen. 

-

-

StMwFK,
ab 2013

Einwirken auf die Hochschulen, dass sie in den Grundordnun
gen die Pflicht sämtlicher Entscheidungsgremien festschreiben, 
Anregungen und Initiativen des oder der Behindertenbeauf
tragten (Art. 2 Abs. 3 Satz 3 BayHSchG) zu behandeln und sie 
oder ihn dabei anzuhören. 

-

-

StMwFK,
ab 2013

Im staatlich geförderten Bau von wohnheimen für Studieren
de ist der Zugang zum Gebäude barrierefrei zu gestalten. Die 
wohnplätze einer wohnebene müssen stufenlos erreichbar 
sein. Verkehrsflächen und Gemeinschaftseinrichtungen sowie 
Außenanlagen sind in angemessenem Umfang entsprechend 
zu planen.

- StMwFK,
StMI,
fortlaufend

Herstellung der größtmöglichen baulichen Barrierefreiheit an 
den bayerischen Hochschulen und nach Bedarf Realisierung 
eines barrierefreien Studiums.

StMwFK,
StMI,
fortlaufend

Gewährleistung notwendiger Beratungs- und Unterstützungs
leistungen im Bedarfsfall; Finanzierung der Betreuung durch die 
Kostenträger.

- StMwFK,
fortlaufend

weitere Sensibilisierung der Sozialhilfeträger. Vor dem Hinter
grund der UN-BRK sollte eine zurückhaltende Bewilligung von 
behinderungsbedingten Hilfen für eine höhere Qualifizierung 
überdacht werden. 

- StMAS,
fortlaufend

3.5 TEILHABE AM ARBEITSLEBEN

Privater Bereich

Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben. Primäres Ziel ist 
die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt. 

Unterstützung des Zugangs zur Arbeit auf einem offenen, inte
grativen und zugänglichen Arbeitsmarkt durch finanzielle Leis
tungen des Freistaats an Arbeitgeber und Integrationsprojekte, 
an schwerbehinderte Menschen zur begleitenden Hilfe, für die 
Beteiligung von Integrationsfachdiensten zur Unterstützung 
der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
und an Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation.

-
-

StMAS,
fortlaufend

Technischer Beratungsdienst des Integrationsamts zur Klärung 
technischer und organisatorischer Fragen. 

StMAS,
fortlaufend
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Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben. Primäres Ziel ist 
die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt. 

Laufende Förderung von 88 Integrationsprojekten mit rd. 
3.600 Arbeitsplätzen, davon ca. 1.700 für schwerbehinderte 
Menschen (Stand: März 2012) aus der Ausgleichsabgabe 
(jährlich ca. zehn Mio. Euro). 

StMAS,
fortlaufend

Förderung der Qualifizierung und Fortbildung für Mitarbeite
rinnen und Mitarbeiter von Integrationsprojekten vorwiegend 
in betriebswirtschaftlichen und sozialrechtlichen Themen
bereichen im Rahmen des Programms „Management plus“ 
(Volumen: rd. 240.000 €).

-

-

StMAS,
September 2010  
bis Dezember 2012

Förderung von Projekten der beruflichen Qualifizierung und 
Eingliederung von Menschen mit Behinderung mit 4,7 Mio. € 
aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) im Förderzeitraum 
2007 bis 2013.

StMAS,
2007 bis 2013

Für die berufliche Bildung steht ein bedarfsgerechtes Angebot 
an Ausbildungsplätzen in 11 Berufsbildungswerken (rd. 2.600 
Plätze) und 5 Berufsförderungswerken (rd. 2.800 Plätze) zur 
Verfügung. 

StMAS,
fortlaufend

Für werkstätten wurde ein Förderprogramm für 600 zusätz
liche Außenarbeitsplätze erarbeitet („werkstatt inklusiv“), 
Volumen rd. 1,8 Mio. €. 

- StMAS,
2009 bis 2013

Umsetzung der Bund-Länder-Initiative „Job 4000“ und Kofinan
zierung aus bayerischen Mitteln. Gefördert wird die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze für besonders betroffene schwerbehin
derte Menschen auf dem ersten Arbeitsmarkt, die Schaffung 
neuer betrieblicher Ausbildungsplätze auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt für schwerbehinderte Jugendliche und die Unter
stützung für schwerbehinderte Menschen durch die Integrati
onsfachdienste. 

-

-

-
-

StMAS,
seit 2007

Aufträge an werkstätten für Menschen mit Behinderung 
durch die öffentliche Verwaltung ermöglichen die Teilhabe am 
Arbeitsleben. Die Staatsregierung erteilt viele entsprechende 
Aufträge an wfbM.

alle Ressorts,
fortlaufend

Schulversuch „Inklusive berufliche Bildung in Bayern“: Mit 
Beginn des Schuljahres 2012/2013 führt die Stiftung Bildungs
pakt Bayern in Kooperation mit dem StMUK den Schulversuch 
„Inklusive berufliche Bildung in Bayern“ durch. Hier werden 
Konzepte entwickelt für eine bestmögliche Verwirklichung der 
Inklusion an beruflichen Schulen.

-
StMUK,
ab Schuljahr 
2012/2013 
für vier Jahre Laufzeit

Die im Jahr 2007 als Pilotprojekt gestartete erfolgreiche bay
erische Maßnahme „Übergang Förderschule – Beruf“ wurde 
im November 2011 bis zum Schuljahr 2012/13 verlängert, um 
geeignete Förderschulabgänger mit dem Förderschwerpunkt 
„geistige Entwicklung“ auf dem ersten Arbeitsmarkt zu platzie
ren. Bisher konnten 113 Förderschülerinnen und Förderschüler 
erfolgreich vermittelt werden (Stand: November 2012, letzte 
verfügbare Daten).

-

-

StMAS, StMUK,
Laufzeit bis Schul
jahr 2012/2013

-

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern
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Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben. Primäres Ziel ist 
die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt. 

Zur Umsetzung des Bund-Länder-Programms „Initiative Inklu
sion“ hat Bayern die Maßnahme „Berufsorientierung indivi
duell“ (BI) ins Leben gerufen. Hierbei sollen schwerbehinderte 
Schüler und Schülerinnen aller allgemeinbildenden Schulen 
über ihre beruflichen Möglichkeiten informiert und beraten 
werden, um ihren Übergang von der Schule in das Arbeitsleben 
zu unterstützen. Hierfür stehen Bayern Mittel in Höhe von rund 
6 Mio. Euro aus dem Ausgleichsfonds zur Verfügung. Um eine 
möglichst effektive praktische Umsetzung von BI zu gewähr
leisten, wendet Bayern zusätzliche Mittel aus der Ausgleichs
abgabe in Höhe von 200.000 Euro auf. Bisher konnten bereits 
582 schwerbehinderte Schülerinnen und Schüler durch BI 
unterstützt werden (Stand: Januar 2013).

-
-

-
-

StMAS, StMUK,
ab 2012

Jugendliche und ältere Menschen
Im Rahmen der Handlungsfelder 2 und 3 der „Initiative 
Inklusion“ sollen schwerbehinderte Jugendliche sowie ältere 
(d. h. über 50-jährige) schwerbehinderte Menschen in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt integriert werden. Hierfür stehen 
Mittel in Höhe von rd. 8,25 Mio. € aus dem Ausgleichsfonds 
zur Verfügung. So sollen 195 zusätzliche Ausbildungsplätze für 
schwerbehinderte und gleichgestellte Jugendliche und 601 zu
sätzliche Arbeitsplätze für ältere schwerbehinderte Menschen 
geschaffen werden. Die Maßnahme wird zudem durch zusätz
liche bayerische Mittel aus der Ausgleichsabgabe ergänzt. Es 
konnten bereits 70 neue Ausbildungsplätze (Handlungsfeld 2) 
und 121 neue Arbeitsplätze (Handlungsfeld 3) gefördert wer
den (Stand: Januar 2013).

-

-

-

StMAS,
ab 2012

Chancen Schaffen II
Das Sonderprogramm „Chancen schaffen“ wurde Anfang  
2012 bis Dezember 2013 („Chancen schaffen II“) verlängert. 
Zur Durchführung stehen Mittel in Höhe von insgesamt  
10,5 Mio. Euro zur Verfügung. Ziele des Sonderprogramms  
sind die Schaffung von 130 zusätzlichen Arbeitsplätzen in Inte
grationsprojekten für besonders betroffene schwerbehinderte 
Menschen und die Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungs
plätze, insbesondere für ältere schwerbehinderte Menschen 
auf dem 1. Arbeitsmarkt. Darüber hinaus sollen die Integrati
onsfachdienste verstärkt eingesetzt werden, um die Sicherung 
der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben  
zu intensivieren. Zur Finanzierung stehen Mittel in Höhe von 
1,3 Mio. € bereit. 

-

-

-

StMAS,
verlängert bis  
Dezember 2013

Aufträge an Werkstätten für behinderte Menschen 
und Integrationsprojekte

 

Die bereits 2008 und 2009 begonnenen Aktivitäten, um die 
Möglichkeiten der Vergabe von Aufträgen des Freistaats 
Bayern an werkstätten für behinderte Menschen umfassend 
auszuschöpfen und das Volumen wieder zu erhöhen, werden 
weiterverfolgt. 

StMAS, StMF 
und alle Ressorts,
fortlaufend
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Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben. Primäres Ziel ist 
die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt. 

Werkstättenportal 
Zur Stärkung der Auftragslage wurde auf Initiative des StMAS 
und StMF und mit finanzieller Unterstützung durch das StMAS 
von der Landesarbeitsgemeinschaft der bayerischen werk
stätten für behinderte Menschen im Internet ein Portal der 
werkstätten in Bayern entwickelt (www.werkstaettenportal.
de oder www.wfbm-leistungen.de).

-

StMAS, StMF,
fortlaufend

werkstätten für behinderte Menschen sollen zukünftig noch 
mehr das wunsch- und wahlrecht der schwerbehinderten 
Menschen respektieren und vermehrt bedarfsgerechte und 
lebensweltbezogene Angebote vorhalten; weg von der „Ein
richtung“ hin zum „Dienstleister“, z. B.durch weitere Schaf
fung von Außenarbeitsplätzen in Betrieben des allgemeinen 
Arbeitsmarktes.

-
-

StMAS,
fortlaufend

Im Rahmen der weiterentwicklung der Eingliederungshilfe  
sollen Beschäftigungsalternativen zur wfbM geschaffen 
werden. Hier sollen Leistungsmodule definiert werden, die 
Menschen mit Behinderung unabhängig vom ort und Träger 
der Leistungserbringung in Anspruch nehmen können. Dies 
stärkt das Selbstbestimmungsrecht dieses Personenkreises.

StMAS,
fortlaufend

Um die Durchlässigkeit der werkstätten und die Akzeptanz 
einer Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bei 
werkstattbeschäftigten weiter zu steigern, setzt sich Bayern 
beim Bund für ein gesetzlich geregeltes Rückkehrrecht in die 
werkstatt  für den Fall, dass eine Beschäftigung am ersten 
Arbeitsmarkt scheitern sollte. 

StMAS,
fortlaufend

Um den Übergang von der werkstatt auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu erleichtern, wird das StMAS mit den zu be
teiligenden Institutionen Gespräche zur Initiierung eines neuen 
Modellprojekts führen. 

-
StMAS,
1. Halbjahr 2013

Gemäß dem Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
BRK nimmt der Bund das zehnjährige Bestehen der werkstät
tenmitwirkungsverordnung (wMVo) zum Anlass, mit den 
werkstatträten und den werkstätten in einen Dialog über die 
Reformierung der wMVo zu treten. Die weiterentwicklung 
der wMVo hin zu mehr echter Mitbestimmung wird vom 
StMAS unterstützt.

-
StMAS,
2012/2013

Bayern steht zu seinen Integrationsfachdiensten als praktische 
Dienstleister vor ort und setzt sich gegenüber dem Bund auch 
weiterhin dafür ein, dass zukünftig Aufträge im Vermittlungs
bereich wieder freihändig durch die Bundesagentur für Arbeit 
an IFD vergeben werden können.

-

StMAS,
fortlaufend

Die Angebote der beruflichen Bildung und Rehabilitation müs
sen bedarfsgerecht weiterentwickelt werden. Um ein durchläs
siges Qualifizierungssystem zu etablieren, ist das Gespräch mit 
den hierzu zu beteiligenden Institutionen zu suchen.

-
-

StMAS,
fortlaufend

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern

ZIELE MASSNAHMEN
ZUSTÄNDIGKEIT 
LAUFZEIT

http://www.wfbm-leistungen.de
http://www.werkstaettenportal.de


83Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de

ZIELE MASSNAHMEN
ZUSTÄNDIGKEIT 
LAUFZEIT

Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung im Bereich Teilhabe am Arbeitsleben

Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben. Primäres Ziel ist 
die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt. 

Über die Homepage des Sozialministeriums wie auch des 
Integrationsamts sind diverse Informationsbroschüren und 
Faltblätter für Arbeitgeber und schwerbehinderte Menschen 
erhältlich, insbesondere „wegweiser für Menschen mit Behin
derung“, „Inklusion im Arbeitsleben“, „Das Integrationsamt in 
Bayern“, Zeitschrift „ZB Bayern“.

-

StMAS,
fortlaufend

Internetauftritt des Integrationsamtes mit umfassenden 
Informationen rund um das Thema „Schwerbehinderung und 
Arbeit“ sowie Unterstützungsmöglichkeiten des Integrations
amts (www.zbfs.bayern.de/Integrationsamt). 

-

StMAS,
fortlaufend

Der Messeplatz Nürnberg richtet jährlich im Frühjahr die 
„werkstättenmesse“ aus, im Herbst die „ConSozial“. Das Integ
rationsamt im ZBFS beteiligt sich an beiden Messen, um gezielt 
über das Thema Schwerbehinderung und Beruf zu informieren.

-
StMAS,
fortlaufend

Information und Bildung. StMAS,
fortlaufend

Zur Vermittlung der spezifischen Kenntnisse und Aufgaben 
aus dem Schwerbehindertenrecht bietet das Integrationsamt 
Vertrauenspersonen, Beauftragten der Arbeitgeber sowie 
Betriebs- und Personalräten (§102 Abs. 2 Satz 6 SGB IX) ein 
umfangreiches Kursangebot an. Das Kursangebot steht sowohl 
als Printversion als auch online unter www.kurse-integrations
amt-bayern.de zur Verfügung. 

-

StMAS,
fortlaufend

Preis „JobErfolg“
Für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung in der 
wirtschaft soll weiter kontinuierlich geworben werden, etwa 
durch die jährliche Auszeichnung von Arbeitgebern und Dienst
stellen mit dem Preis „JobErfolg“ zusammen mit der Behinder
tenbeauftragten der Staatsregierung und der Präsidentin des 
Bayerischen Landtags.

-
-

StMAS,
fortlaufend

Zur weiteren Bewusstseinsbildung bei den Arbeitgebern, 
Menschen mit Behinderung einzustellen, werden die oben ge
nannten Arbeitgeberinformationen weiter ausgebaut (www.
zbfs.bayern.de/integrationsamt/arbeitgeber/index.html). 

-
StMAS,
fortlaufend
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Öffentlicher Bereich

Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben. Primäres Ziel ist 
die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt. 

Teilhaberichtlinien
Für die Bediensteten im Öffentlichen Dienst mit einer Schwer
behinderung ist gemäß Nummer 6.9 „Fortbildung“ der Teilha
berichtlinien besonderer wert auf die berufliche Fortbildung 
zu legen. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, ihre Kenntnisse und 
Fähigkeiten zu erweitern. Sie haben Anspruch auf bevorzugte 
Berücksichtigung bei dienstlichen Maßnahmen zur beruflichen 
Bildung (§ 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB IX) und in zumutbarem 
Umfang auf Erleichterung der Teilnahme an entsprechenden 
außerdienstlichen Maßnahmen (§ 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB 
IX). Die Kosten für solche Maßnahmen sollen nach Möglich
keit übernommen werden. Blinden und hochgradig sehbehin
derten Bediensteten ist Fachschrifttum in Blindenschrift oder 
in akustischer bzw. digitalisierter Form bereitzustellen. Soweit 
erforderlich, ist für eine Vorlesekraft zu sorgen.

-
-

-
-

StMF und alle  
Ressorts,
fortlaufend

Integrationsvereinbarungen
Die Teilhaberichtlinien stellen eine für den Bereich des Frei
staates Bayern geltende Integrationsvereinbarung gemäß § 83 
SGB IX dar, schließen jedoch den Abschluss von weitergehen
den Integrationsvereinbarungen nicht aus.  Mit einer weiter
gehenden Integrationsvereinbarung können weitere res
sort- beziehungsweise behördenspezifische Regelungen zur 
Eingliederung schwerbehinderter Menschen getroffen wer
den. Die StK, das StMF und das StMAS haben jeweils für ihren 
Geschäftsbereich eine Integrationsvereinbarung abgeschlos
sen und berichten in diesem Zusammenhang jährlich über die 
Angelegenheiten schwerbehinderter Menschen des Vorjahres. 
Darüber hinaus bestehen an Dienststellen im Geschäftsbereich 
des StMUG und an Dienststellen im Geschäftsbereich des 
StMUK für den Bereich der Grund-, Mittel-, Förder- und der 
beruflichen Schulen sowie für die staatlichen Schulämter  
Integrationsvereinbarungen. Das StMUK hat zudem am 
24.02.2011 eine Integrationsvereinbarung für die staatlichen 
Gymnasien, Realschulen, Fachoberschulen und Berufsober
schulen abgeschlossen, die verbindliche Regelungen zur 
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen im schulischen 
Bereich und Maßnahmen zur schulischen Integration von 
schwerbehinderten Menschen beinhaltet.

-

-
-

-

-

-

-

alle Ressorts,
fortlaufend

Art. 6c Haushaltsgesetz
Im Doppelhaushalt 2013/2014 wurde die Stellensperre des 
Art. 6c Haushaltsgesetz beibehalten. Aufgrund dieser Rege
lung, die sich in den letzten Jahren bewährt hat, sollen jährlich 
mindestens 150 schwerbehinderte Menschen einen Arbeits
platz beim Freistaat Bayern erhalten. 

-

-

StMF,
2013/2014

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern
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Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben. Primäres Ziel ist 
die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt. 

Öffnung der Personalbörse öffentlicher Dienst  
für schwerbehinderte Bewerber
Durch die Information der Integrationsfachdienste sowie der 
Berufsbildungs- beziehungsweise Berufsförderungswerke  
per Newsletter über die in der Personalbörse öffentlicher 
Dienst veröffentlichten Stellenausschreibungen erhalten 
schwerbehinderte Menschen zu einem sehr frühen Zeitpunkt 
die Möglichkeit, eine Beschäftigung im öffentlichen Dienst des 
Freistaates Bayern zu finden.

StMF,
fortlaufend

Informationen zur Einstellung von schwerbehinderten  
Menschen (Bayerisches Behördennetz)
Durch eine zentrale Seite im Bayerischen Behördennetz wird 
die Information der personalverwaltenden Stellen wie auch  
der Beschäftigten und ihrer Vertretungen erleichtert. Sie sensi
bilisiert für das Thema und gibt eine praktische Handreichung.

-

StMF,
fortlaufend

Eine weitere Verbesserung der Beschäftigungssituation 
schwerbehinderter Menschen, insbesondere bei der Beschäf
tigungsquote des Freistaates Bayern, wird angestrebt. Für die 
Einstellung, Ausbildung und Qualifikation von Menschen mit 
Behinderung beim Freistaat Bayern soll zudem weiter gewor
ben werden. 

-

-

StMF und alle 
Ressorts, 
fortlaufend

3.6 MÄDCHEN UND FRAUEN MIT BEHINDERUNG

Frauen und Mädchen mit Be
hinderung dürfen nicht nur als 
behinderte Menschen, sondern 
müssen als Frauen wahrgenom
men werden, die selbstbestimmt 
und gleichberechtigt ihr Leben in 
der Gemeinschaft führen können 
und wollen. In diesen Emanzipati
onsprozess sind alle gesellschaft
lichen Kräfte einzubeziehen.

-

-

-
-

Auf den verschiedenen Sektoren der Behindertenpolitik 
sind Maßnahmen mit Augenmerk auch auf die jeweiligen 
geschlechtsspezifischen Bedürfnisse hin zu betrachten; für 
bestimmte Handlungsfelder sind besondere Maßnahmen 
erforderlich. Hier seien beispielhaft genannt: Gesundheit (in
klusive Familienplanung), wohnen (Einrichtungen), Beratung, 
Gewalt(-prävention) und persönliche Assistenz.

-

StMAS,
fortlaufend

weitere Unterstützung der Arbeit des „Netzwerks von und 
für Frauen und Mädchen mit Behinderung in Bayern“, das die 
frauenspezifischen Interessen in Gremien (z. B. Landesbehin
dertenrat, Bayerischer Landesfrauenrat) und in der Öffent
lichkeit vertritt, berät und Betroffene vernetzt, und anderer 
Selbsthilfeorganisationen. Aktuelle Schwerpunkte sind derzeit 
Projekte zur Gewalt-Prävention, Öffentlichkeitsarbeit und 
Bewusstseinsbildung. 

-
-

StMAS, 
fortlaufend

Einsetzen für die Umsetzung  der Beschlüsse der GFMK aus 
dem Jahr 2012, in denen der Bund und andere betroffene 
Fachministerkonferenzen (ASMK, KMK, GMK, JFMK) u. a. 
aufgefordert werden – auch in Umsetzung des Art. 6 UN-BRK –, 
in Einrichtungen der Behindertenhilfe und in Schulen (insbes. 
Förderschulen) Präventionskonzepte gegen sexuelle Gewalt 
zu entwickeln und barrierefreie, bedarfsgerechte Zugänge 
zu Beratungs- und Unterstützungsangeboten für Frauen und 
Mädchen mit Behinderung herzustellen und eine behinderten
gerechte Nutzung der Angebote zu ermöglichen.

-

StMAS, 
fortlaufend
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Frauen und Mädchen mit Be
hinderung dürfen nicht nur als 
behinderte Menschen, sondern 
müssen als Frauen wahrgenom
men werden, die selbstbestimmt 
und gleichberechtigt ihr Leben in 
der Gemeinschaft führen können 
und wollen. In diesen Emanzipati
onsprozess sind alle gesellschaft
lichen Kräfte einzubeziehen.

-

-

-
-

Das erfolgreich verlaufene Modellprojekt des Bundesfami
lienministeriums mit zwei Projektstandorten in Bayern, in 
welchem Frauen mit Behinderung als Frauenbeauftragte in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe aufgebaut wurden, um ih
ren Mitbewohnerinnen oder Kolleginnen in werkstätten oder 
wohnheimen mit Rat und Hilfe zur Seite zu stehen, soll auf ganz 
Bayern ausgeweitet werden. Hierfür werden 450.000 Euro aus 
Mitteln des Sozialfonds zur Verfügung gestellt.

-

-

StMAS,
2013–2014

Um von Gewalt betroffenen Frauen mit Behinderung, die zu 
Hause leben, den Zugang zu Beratungs- und Hilfsangeboten zu 
erleichtern, sollen verschiedene Module entwickelt werden, 
welche die Träger der Hilfseinrichtungen nutzen können, um 
vorhandene Barrieren abzubauen und behindertengerecht 
zu arbeiten. Dabei soll möglichst allen Arten von Behinderung 
Rechnung getragen werden. Hierfür werden 200.000 Euro aus 
Mitteln des Sozialfonds zur Verfügung gestellt.

StMAS,
2013–2014

3.7 MENSCHEN MIT BEHINDERUNG IM ALTER

3.7.1 Alt gewordene Menschen mit Behinderung

Schaffung bedarfsgerechter 
Strukturen zur Teilhabe der 
zunehmenden Zahl älterer 
Menschen mit Behinderung im 
Bereich der Eingliederungshilfe.

Begleitung der konsequenten Umsetzung der Leitlinien für be
darfsgerechte Versorgungsstrukturen von älteren Menschen 
mit Behinderung mit Betroffenen, Trägern und Bezirken. 

- StMAS,
fortlaufend

Entsprechende ambulante Betreuungs- und wohnangebote 
sowie stationäre wohnangebote der Behindertenhilfe sollen 
auf- und ausgebaut werden. 

StMAS,
fortlaufend

Daneben müssen sowohl in Zusammenhang mit der Errichtung 
entsprechender neuer wohnangebote als auch bei bereits be
stehenden Einrichtungen zusätzlich Räume für die Durchfüh
rung tagesstrukturierender Maßnahmen geschaffen werden.

-
-

StMAS,
fortlaufend

Begleitung der auf Bundesebene erforderlichen Neudefinition 
der Schnittstellen von SGB XI und SGB XII.

StMAS,
fortlaufend

3.7.2 Menschen, die im Alter erstmals von Behinderung betroffen sind

Stärkung der Selbstbestimmung 
und Teilhabe für ältere Menschen 
mit Einschränkungen.

Begleitung der konsequenten Entwicklung und Umsetzung 
seniorenpolitischer Gesamtkonzepte in den Kommunen. Ein 
wichtiges Handlungsfeld ist die orts- und Entwicklungsplanung 
sowie die Erhaltung einer ortsnahen gut erreichbaren Nahver
sorgungsinfrastruktur. 

-

StMAS,
fortlaufend

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern
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Stärkung der Selbstbestimmung 
und Teilhabe für ältere Menschen 
mit Einschränkungen.

Um auch im Alter trotz Einschränkungen selbstbestimmt leben 
zu können, sind neue wohn- und Pflegeformen weiter auszu
differenzieren und alternative wohnkonzepte auszubauen 
(Bayerische Koordinationsstelle „wohnen im Alter“, Förder
richtlinie „Neues Seniorenwohnen“, Förderprogramm „Betreutes 
wohnen zu Hause“, Broschüre „Alternative wohnformen für 
ältere Menschen“). Intensiv gefördert wird dabei der Ausbau 
von ambulant betreuten wohngemeinschaften für Menschen 
mit Demenz. 

- 

-

StMAS,
fortlaufend

Unterstützung der Angehörigen von Senioren mit Hilfe- und 
Pflegebedarf, insb. der Angehörigen an Demenz erkrankter 
Menschen. Finanzielle Unterstützung der Angehörigenfach
stellen und Auf- und Ausbau ortsnaher, bezahlbarer niedrig
schwelliger Betreuungsangebote und von Angehörigengrup
pen nach den §§ 45c und d SGB XI. 

-
-

-

StMAS,
fortlaufend

Ab 2012 unterstützt eine neu errichtete Landesagentur für 
niedrigschwellige Betreuungsangebote den Auf- und Ausbau 
dieser entlastenden Angebote. 

StMAS,
ab 2012

Zur Entwicklung von innovativen ambulanten Versorgungssys
temen für gerontopsychiatrisch erkrankte Menschen werden 
18 Modellprojekte nach § 45c SGB XI mit einem Gesamtvolu
men von 3,5 Mio. € gefördert.

-

-

StMAS,
fortlaufend

3.7.3 Implementierung der Hospizidee in stationären Einrichtungen für Menschen mit Behinderung

Sensibilisierung der Einrichtungen 
und Träger für das Thema, wie 
sie ihre Bewohnerinnen und Be
wohner auch am Ende des Lebens 
würdig begleiten können.

-

Begleitung der Entwicklung und Implementierung von Hospiz
konzepten für den letzten Lebensabschnitt der Bewohnerin
nen und Bewohnern stationärer Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderung auf der Grundlage des mit den Beteiligten 
abgestimmten Hospiz-Konzeptes. 

-
-

StMAS,
fortlaufend

3.8 AMBULANTE LEISTUNGEN

Förderung der Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderung.

Umsetzung der neuen Förderrichtlinien des StMAS, die zum 
01.01.2010 in Kraft getreten sind. Damit erstmals in Bayern 
einheitliche Standards insbesondere bei den regionalen Diens
ten der offenen Behindertenarbeit. 

-

StMAS,
ab 1.1.2010

Darüber hinaus wird die Richtlinie unter Berücksichtigung der 
UN-BRK überarbeitet. Dieser Prozess dauert noch an. Einge
bunden sind die Verbände und Bezirke.

-
StMAS,
vorauss. 2015
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Förderung der Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderung.

Im Sinne von Inklusion und Teilhabe sollen bestehende große 
stationäre wohnheime – soweit es bedarfsgerecht ist – über 
den weg der Dezentralisierung und Ambulantisierung entspre
chend der Bedürfnisse behinderter Menschen individuelle, 
wohnortnahe wohnformen organisieren. Das StMAS hat dazu 
gemeinsam mit dem „Runden Tisch – Zukunft der Behinderten
hilfe in Bayern“ Eckpunkte zur Umsetzung dezentraler wohn
strukturen für Menschen mit Körperbehinderung, Sinnesbehin
derung und/oder geistiger Behinderung unter dem Aspekt der 
Inklusion erarbeitet. 

-

-
-

-

StMAS,
fortlaufend

3.9 BARRIEREFREIHEIT

3.9.1 Bauen und wohnen

3.9.1.1 Hochbau und Straßenbau

Umsetzung der Barrierefreiheit 
sowohl  im Hochbaubereich als 
auch beim Neu- und Ausbau der 
Verkehrsanlagen. Ziel ist eine 
möglichst flächendeckende 
Versorgung mit behinderten
gerechten Einrichtungen in den 
staatlichen Liegenschaften. 
Langfristig wird die Reduzierung 
von Barrieren an Verkehrsan
lagen angestrebt. Alle am Bau 
beteiligten Akteure sollen weiter 
sensibilisiert und die erreichte 
Barrierefreiheit dokumentiert 
werden.

-

-

Mit der Fertigstellung bereits geplanter oder laufender 
Baumaßnahmen des Freistaats wird der Anteil barrierefreier 
Gebäude im staatlichen Hochbau sukzessive erhöht.

StMI,
fortlaufend

Staatlich betreute Baumaßnahmen an Straßen, wegen sowie 
Zugängen zu Anlagen des öffentlichen Personenverkehrs (z. B. 
Leitsysteme für blinde und sehbehinderte Menschen, geringe 
Bordsteinhöhe für mobilitätseingeschränkte Menschen) wer
den barrierefrei gestaltet. 

-

StMI,
fortlaufend

Bei allen großen und kleinen Baumaßnahmen des staatlichen 
Hochbaus als auch für den Bereich des übergeordneten Netzes 
bayerischer Straßen im Rahmen des haushalts- und baurechtli
chen Verfahrens wird seit 01.01.2012 zusätzlich eine verwal
tungsinterne Auditierung als Qualitätssicherung zur Beachtung 
und Umsetzung der Vorgaben des barrierefreien Bauens 
durchgeführt.

-
-

StMI,
seit 01.01.2012

3.9.1.2 Aus- und weiterbildung

Sensibilisierung aller am Bau 
Beteiligten für die Belange von 
Menschen mit Behinderung.  
Barrierefreiheit soll fester Be
standteil der Aus- und weiter
bildung in allen Bereichen des 
Bauens und wohnens werden.

-
-

Den Planungs- und Bauausführungsverantwortlichen werden 
fortwährend weiterbildungen zum Thema Barrierefreies Bau
en und wohnen angeboten.

-
StMI,
fortlaufend

3.9.1.3 Baurecht

Für das barrierefreie Bauen sollen 
konkrete Mindeststandards 
geschaffen und baurechtlich um
gesetzt werden. Die Standards 
sollen auch für private Bauherren 
verbindlich sein.

-

Die Anforderungen an die Barrierefreiheit von Gaststätten 
und die entsprechenden Prüfzuständigkeiten sollten künftig 
einheitlich im Bauordnungsrecht geregelt werden.

StMI, 
StMwIVT

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern
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Für das barrierefreie Bauen sollen 
konkrete Mindeststandards 
geschaffen und baurechtlich um
gesetzt werden. Die Standards 
sollen auch für private Bauherren 
verbindlich sein.

-

Die vom Deutschen Institut für Normung (DIN) veröffent
lichten neuen technischen Regeln zum barrierefreien Bauen 
von öffentlich zugänglichen Gebäuden (DIN 18040-1) und 
von wohnungen (DIN 18040-2) werden 2013 verbindlich in 
Landesrecht umgesetzt. 

- StMI,
2013

Darüber hinaus bestehende Regelungsdefizite, etwa bei Pkw-
Stellplätzen, werden aufgegriffen und durch bauordnungs
rechtliche Vorschriften ausgeglichen.

-
StMI,
2013

Die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Anforderungen 
zum barrierefreien Bauen wird im Baugenehmigungsverfahren 
von Sonderbauten präventiv überprüft.

StMI,
fortlaufend

Die Sensibilisierung der Bauaufsichtsbehörden für das Thema 
„Barrierefreiheit“ wird fortlaufend fortgesetzt, auch unter Hin
weis auf die Vorschriftenlage und die Kontroll- und Sanktions
möglichkeiten bei Verstößen. 

-
-

StMI,
fortlaufend

Die Beratungsstellen „Barrierefreies Bauen“ der Bayerischen 
Architektenkammer in München (seit 1984) und in Nürnberg 
(seit 1989) bieten allen am Bau Beteiligten (Bauherren, Archi
tekten, Verwaltungen, Sonderfachleuten und Nutzern) unent
geltliche und fachübergreifende Beratung rund um das Thema 
„Barrierefreies Planen und Bauen“. Sie werden aus Mitteln des 
Landesbehindertenplans und des Landesaltenplans gefördert.

-
-

StMI, StMAS,
fortlaufend

Als Planungshilfe zum barrierefreien Bauen werden neue 
Broschüren zu den aktuellen technischen Regeln – DIN 18040-1 
für öffentlich zugängliche Gebäude und DIN 18040-2 für barri
erefreie wohnungen – herausgegeben.

-

StMI ,
2013

3.9.1.4 wohnraumförderung

Vorschriften und Fördermaß
nahmen sollen der demogra
fischen Entwicklung und dem 
wunsch der meisten Menschen 
Rechnung tragen, so lange wie 
möglich in ihrer vertrauten Um
gebung bleiben zu können. Men
schen mit Behinderung sollen in 
jedem Alter ihr Leben möglichst 
unabhängig am wohnort ihrer 
wahl führen können.

-
-

-
-

Im geförderten wohnungsbau sind die wohnraumförderungs
bestimmungen an die neue Norm zur Barrierefreiheit  
DIN 18040 Teil 2 angepasst. Damit werden zukünftig verstärkt 
auch die Bedürfnisse seh- und hörbehinderter Menschen 
berücksichtigt. 

- StMI,
fortlaufend

Zusätzlich können durch weitere Änderungen neue wohn
formen im Alter und für Menschen mit Behinderung auch im 
ländlichen Raum noch leichter realisiert werden. 

- StMI,
fortlaufend

Durch die bestehenden Förderprojekte wird der Anteil an  
barrierefreiem wohnraum fortlaufend sukzessive erhöht.

StMI,
fortlaufend

Auch der Abbau von Barrieren im wohnungsbestand soll fort
laufend finanziell unterstützt werden.

- StMI,
fortlaufend
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Vorschriften und Fördermaß
nahmen sollen der demogra
fischen Entwicklung und dem 
wunsch der meisten Menschen 
Rechnung tragen, so lange wie 
möglich in ihrer vertrauten Um
gebung bleiben zu können. Men
schen mit Behinderung sollen in 
jedem Alter ihr Leben möglichst 
unabhängig am wohnort ihrer 
wahl führen können.

-
-

-
-

Im Modellvorhaben „wohnen in allen Lebensphasen“ wurden 
an 12 Standorten in Bayern unterschiedliche Konzepte für 
ein eigenständiges wohnen im Alter entwickelt. Die Projekte 
werden im Rahmen einer wanderausstellung einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

StMI,
fortlaufend

Das Faltblatt „Barrierefreies wohnen – mehr wohnwert im 
Alltag“ gibt Bauherren und wohnungsunternehmern wertvolle 
Anregungen für die Praxis.

StMI,
fortlaufend

3.9.1.5 Städtebauförderung

Die barrierefreie Gestaltung des 
öffentlichen und halböffentlichen 
Raums in den bayerischen Kom
munen zählt zu den übergrei
fenden Handlungsfeldern der 
städtebaulichen Erneuerung im 
Rahmen der Städtebauförde
rung. Ziel ist die Gleichstellung 
der Menschen mit Behinderung in 
allen Lebensbereichen.

-
-

-

Barrierefreie Umgestaltung der Stadt- und ortszentren  
in Bayern.

StMI,
fortlaufend

Barrierefreie bauliche Gestaltung von öffentlichen Gebäuden. StMI,
fortlaufend

Barrierefreie Gestaltung des wohnumfeldes. StMI,
fortlaufend

Stärkung von Netzwerken in den Quartieren, um das Miteinan
der von Menschen mit und ohne Behinderung zu fördern.

- StMI,
fortlaufend

3.9.2 Tourismus

Verstärkte Berücksichtigung des 
Anliegens der Barrierefreiheit im 
bayerischen Tourismus.

Barrierefreien Urlaub auf dem 
Bauernhof für Menschen mit 
Behinderung in allen Regionen 
ermöglichen.

weiterführung der erfolgreichen Bemühungen um barriere
freie Angebote in der bayerischen Tourismuswirtschaft auch 
im Hinblick auf eine Umsetzung des Tourismuspolitischen 
Konzepts der Bayerischen Staatsregierung. 

- StMwIVT,
fortlaufend

Begleitung der Maßnahmen durch das Beratungsgremium 
„Mobilität und Tourismus“ bei der Beauftragten der Baye
rischen Staatsregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderung. 

-
StMwIVT,
fortlaufend

Zusammenarbeit mit und Sensibilisierung der Kommunalen 
Behindertenbeauftragten. 

StMwIVT,
fortlaufend

Begleitung des bundesweiten Leitprojekts „Entwicklung und 
Vermarktung barrierefreier Angebote und Dienstleistungen im 
Sinne eines Tourismus für Alle in Deutschland“.

StMwIVT,
fortlaufend

Sukzessive weiterentwicklung der Angebote des barrierefrei
en Urlaubs auf dem Bauernhof mit den Betroffenen.

- StMELF,
fortlaufend

Ziele und Maßnahmen nach Handlungsfeldern
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3.9.3 Verkehrsmittel und Bahnhöfe

3.9.3.1 Öffentlicher Personennahverkehr

3.9.3.1.1 Schienenpersonennahverkehr

Herstellung von Barrierefreiheit 
bei Fahrzeugen und baulichen 
Anlagen im Bereich des öffentli
chen Personennahverkehrs, insb. 
in Zügen und sonstigen Verkehrs
mitteln und Bahnhöfen, auch auf 
dem Land. Soweit nötig, Nutzung 
und weiterentwicklung fahrzeug
gebundener Einstiegshilfen

-

-

-

Festlegung von Zielbahnsteighöhen
Die BEG hat in Abstimmung mit der DB Station & Service AG 
für alle bayerischen Schienenstrecken Zielbahnsteighöhen 
definiert, die die Abstimmung von Fahrzeugeinstiegs- und 
Bahnsteighöhen erleichtern sollen.

StMwIVT,
fortlaufend

Anpassung des Fahrzeugparks
Die BEG fordert im Rahmen von Ausschreibungen von Ver
kehrsleistungen in der Regel Neufahrzeuge. Dabei werden 
Vorgaben insbesondere auch hinsichtlich der Fußbodenhöhe, 
der Einstiegsverhältnisse und zu fahrzeuggebundenen Ein
stiegshilfen gemacht. In vielen Fällen wird es durch den Einsatz 
entsprechender Fahrzeuge möglich, barrierefreies Reisen ohne 
zusätzlichen baulichen Aufwand zu ermöglichen (ein großer 
Teil der bayerischen Verkehrsstationen ist grds. barrierefrei 
zugänglich).

-

-

StMwIVT,
fortlaufend

Spontanfahrten für Rollstuhlfahrer
Die in den modernen Nahverkehrsfahrzeugen vorhandenen 
fahrzeuggebundenen Einstiegshilfen erlauben grundsätzlich 
eine Mitnahme von Rollstuhlfahrern ohne Voranmeldung. 
Damit diese aber möglichst reibungslos bewältigt werden 
kann, wurde für den Regionalverkehr der DB Regio in Bayern 
eine bayernweite Telefonnummer für die Voranmeldung von 
Fahrten eingerichtet, für die keine örtliche Hilfe an Stationen 
nötig ist. Sukzessive soll dieses Angebot auf andere Bahnen 
ausgeweitet werden. 

StMwIVT,
fortlaufend

102-Mio.-Vertrag S-Bahn München
Der Freistaat, vertreten durch das StMwIVT, hat am 
19.06.2001 mit der DB Station & Service AG eine Rahmenver
einbarung zum barrierefreien Ausbau von S-Bahn-Stationen im 
Raum München unterzeichnet (Vertragsvolumen: 102 Mio. €) 
und damit die Grundlage für den weiteren barrierefreien Aus
bau von Verkehrsstationen der S-Bahn München gelegt. 
Die DB Station & Service AG hat zugesichert, dass die Pla
nungskapazitäten in der Personalplanung so dimensioniert 
werden, dass die noch offenen Maßnahmen bis spätestens 
2014 und damit innerhalb des vorgesehenen Zeitrahmens 
umgesetzt werden können.

-

-

-

StMwIVT,
2014
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Herstellung von Barrierefreiheit 
bei Fahrzeugen und baulichen 
Anlagen im Bereich des öffentli
chen Personennahverkehrs, insb. 
in Zügen und sonstigen Verkehrs
mitteln und Bahnhöfen, auch auf 
dem Land. Soweit nötig, Nutzung 
und weiterentwicklung fahrzeug
gebundener Einstiegshilfen

-

-

-

VGN-Vertrag
Der Freistaat, vertreten durch das StMwIVT, hat am 
01.09.1995 mit der Deutschen Bahn AG einen Rahmenvertrag 
zum Bau/Ausbau von Nahverkehrsanlagen im Tarifgebiet des 
Verkehrsverbundes Großraum Nürnberg geschlossen 
(Vertragsvolumen: 46 Mio. €).
U. a. werden daraus auch bauliche Maßnahmen zum barriere
freien Ausbau finanziert (aus FAG- und Regionalisierungs
mitteln). 

-
-

StMwIVT,
seit 1995

S-Bahn-Ergänzungsnetz Nürnberg
Mit dem Ausbau des S-Bahn-Ergänzungsnetzes Nürnberg wird 
das S-Bahn-Netz Nürnberg von derzeit 33 S-Bahn-Stationen 
auf 73 S-Bahn-Stationen erweitert. Die Barrierefreiheit ist 
ein wichtiges Qualitätsmerkmal des künftigen Nürnberger 
S-Bahn-Systems und hat daher einen hohen Stellenwert. Fast 
alle Stationen werden zukünftig für mobilitätseingeschränkte 
Reisende uneingeschränkt nutzbar sein. 

StMwIVT,
fortlaufend

Rahmenvereinbarung zum barrierefreien Ausbau  
von Verkehrsstationen
Des weiteren hat der Freistaat mit der DB AG eine Rahmen
vereinbarung über ein 10-Jahres-Entwicklungskonzept für den 
Schienenverkehr in Bayern abgeschlossen. In dieser Rahmen
vereinbarung sind die großen und ebenfalls nicht barrierefrei 
ausgebauten bayerischen Bahnhöfe Aschaffenburg, Augsburg, 
Ingolstadt, München-Pasing, München-ost, Passau, Rosen
heim und würzburg genannt. 

-

-

-

Die Ausbauten an diesen Bahnhöfen sollen bis 2014, an den 
Bahnhöfen Augsburg und würzburg bis 2018 abgeschlossen 
sein. Unter Einbeziehung der beiden größten barrierefreien 
Bahnhöfe in Bayern, München und Nürnberg, und der barriere
frei ausgebauten S-Bahn-Systeme in München und Nürnberg 
werden dann rd. 80 % der Fahrgäste in Bayern nahezu barriere
frei mit der Bahn reisen können.

-

-

StMwIVT,
2014 bzw. 2018

Ausbauprogramm Barrierefreiheit von S-Bahn-Stationen 
und weiteren Bahnhöfen 
Entsprechend dem Auftrag des Ministerrats wird das 
StMwIVT 2013 bis 2018 bis zu 60 Millionen (jährlich zehn 
Millionen) Euro für den weiteren barrierefreien Ausbau von 
Eisenbahnverkehrsstationen bereitstellen. Die Finanzierung 
des Pakets erfolgt aus vorhandenen Regionalisierungs- und 
FAG-Mitteln

StMwIVT,
2013 – 2018
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3.9.3.1.2 Öffentlicher Personennahverkehr – ÖPNV mit Bussen

Die Aufgabenträger haben, im Zu
sammenwirken  mit den örtli chen 
Verkehrsunternehmen, in ihrer 
Nahverkehrsplanung die Belange 
der in ihrer Mobilität oder senso
risch eingeschränkten Menschen 
mit dem Ziel zu berücksichtigen, 
für die Nutzung des öffentlichen 
Personennahverkehrs bis zum 
1. Januar 2022 eine vollständige 
Barrierefreiheit zu erreichen. 
Ausnahmen von dieser Frist sind 
im Rahmen eines Nahverkehrs
plans konkret zu benennen und 
zu begründen. Bei der Aufstellung 
eines Nahverkehrsplans sind, so
weit vorhanden, Behindertenbe
auftragte oder Behindertenbeirä
te, Verbände der in ihrer Mobilität 
oder sensorisch eingeschränkten 
Fahrgäste und Fahrgastverbände 
anzuhören und deren Interessen 
angemessen und diskriminie
rungsfrei zu berücksichtigen.

-

-

-

-
-

-

-

Für den Bereich des ab dem 
1. Januar 2013 weitgehend 
liberalisierten Fernlinienbusver
kehrs wurde geregelt, dass alle  
ab dem 1. Januar 2016 neu in 
Verkehr gebrachten omnibusse 
barrierefrei ausgestaltet sein 
müssen. Nach dem 31. Dezember 
2019 gilt dieses Erfordernis für 
alle omnibusse. 

-

Neben diesen vor allem auf die 
technischen Anforderungen zur 
Herstellung einer Barrierefreiheit 
gerichteten Vorgaben obliegt 
es dem Bundesgesetzgeber, 
Maßnahmen zur effektiven 
Umsetzung der Regelungen der 
Verordnung (EU) Nr. 181/2011 
über die Fahrgastrechte im Kraf
tomnibusverkehr in nationales 
Recht voranzutreiben. 

-

Die umfassende Umstellung der im Linienverkehr eingesetz
ten Fuhrparks ist kurzfristig nicht finanzier- und realisierbar. 
Der Freistaat Bayern fördert jährlich mit 30 Mio. € aus Mitteln 
des Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
(BayGVFG) die Neuanschaffung von barrierefreien Linien
bussen der Klassen I, II und A, die § 30d Abs. 4 der Straßen
verkehrs-Zulassungs-ordnung (StVZo) entsprechen und 
mit Rampe (Niederflurbus) oder Hublift (Hochflurbus mit 
max. 860 mm Fußbodenhöhe) versehen sind. Darüber hinaus 
müssen mindestens folgende Anforderungskriterien erfüllt 
werden:

-

-
-

→ gut sichtbare Linienbeschilderung außen,   
→ geeignete optische und akustische Informations

einrichtungen zur Ankündigung der nächsten Haltestelle,
   -

→ optische Anzeigen „wagen hält“,   
→ geeignete optische Anzeige/Darstellung des Linienverlaufs 

im Fahrzeug,
   

→ ausreichende Anzahl von Haltewunschtasten.   

Bei der Vorhabensplanung sind die zuständigen Beauftragten 
für Belange von Menschen mit Behinderung nach Art. 18 des 
BayBGG anzuhören. Verfügt eine Gebietskörperschaft nicht 
über Behindertenbeauftragte oder Behindertenbeiräte, sind 
stattdessen die entsprechenden Verbände im Sinne des § 13 
Abs. 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes des Bundes 
anzuhören (Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. e BayGVFG).

StMwIVT,
fortlaufend
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3.9.3.2 Luftverkehr

Beibehaltung des hohen Stan
dards der Barrierefreiheit an 
Flughäfen in Bayern.

Laufende weitere Anpassungen der Barrierefreiheit an Flug
häfen, soweit nötig. 

StMwIVT,
fortlaufend

- -

3.9.4 Kommunikation

Ziel ist der weitere Ausbau des 
Angebots für behinderte Men
schen zur Teilhabe an barriere
freier Kommunikation im ständi
gen Dialog mit allen Beteiligten. 
Menschen mit Behinderung soll 
die Teilhabe am Leben auch durch 
barrierefreie Kommunikation 
unter Berücksichtigung der ver
schiedenen Behinderungsarten 
ermöglicht werden.

-
-

-

-

-

Insbesondere soll der sozialen 
und gesellschaftlichen Akzeptanz 
der Gebärdensprache und der 
besonderen Kommunikations
bedürfnisse hörgeschädigter 
Menschen Rechnung getragen 
werden.

Verbesserung des Angebots zur Teilhabe an barrierefreier 
Kommunikation für alle Menschen mit Behinderung.

alle Ressorts,
fortlaufend

Ausbau bestehender Beratungsstellen für Gehörlose, damit 
diese künftig sowohl gehörlosen Menschen als auch Menschen 
mit einem Cochlear Implantat (CI) und schwerhörigen Men
schen in Bayern offenstehen. Es ist angedacht, zunächst mittels 
Modellprojekten den geplanten Ausbau zu erproben.

-

StMAS,
fortlaufend

Änderung des BayBGG und der BayKHV dahingehend, dass der 
Anspruch gehörloser Eltern hörender Kinder auf die Kommu
nikation mit Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen 
erweitert und die Erstattung der Gebärdensprachdolmetscher 
auf 100 % der im Justizvollzugsentschädigungsgesetz (JVEG) 
vorgesehenen Vergütungssätze angehoben wird. Die Geset
zesänderung ist zum 01.01.2013 in Kraft getreten.

-

-

StMAS,
ab 01.01.2013

Die Vertreter der Bayerischen Staatsregierung in Medienrat 
und Rundfunkrat werden selbstverständlich Anliegen und 
Anregungen von Behindertenverbänden aufnehmen und diese 
nach Möglichkeit in die Gremien einbringen.

StK,
fortlaufend

Die Möglichkeit einer Mitwirkung der Behindertenorganisatio
nen im Medienrat wird in die Diskussion über eine Beteiligung 
verschiedener nicht ausdrücklich im Gesetz aufgeführter ge
sellschaftlich relevanter Einrichtungen und Gruppen in diesem 
Gremium einfließen.

-

-

StK,
fortlaufend

3.9.5 Behindertensport

Inklusion von Menschen mit 
Behinderung mit den Mitteln des 
Sports. Ziel ist das volle Einbe
zogensein der Menschen mit 
Behinderung in die Gemeinschaft.

-

weitere Unterstützung des BVS-Breitensportkonzepts, um 
Kindern mit Behinderung den weg in einen Sportverein zu 
öffnen und zu helfen, Barrieren gegenüber Menschen mit 
Handicap abzubauen.

StMAS,
fortlaufend

Fortlaufende Unterstützung der Special olympics, insbesonde
re der regelmäßig stattfindenden Sommer- und winterspiele. 

- StMAS, 
fortlaufend

3.9.6 Kultur

Zugang für alle Menschen mit 
Behinderung zu einem mög
lichst umfassenden kulturellen 
Angebot.

-
weiterer konsequenter Ausbau des Zugangs von Menschen 
mit Behinderung zu einem umfassenden kulturellen Angebot 
auch in denkmalgeschützten Gebäuden.

StMwFK,
fortlaufend
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3.9.7 Universelles Design

Selbstbestimmtes Leben für 
Menschen mit Behinderung 
durch Erschließung des „Univer-
sellen Designs“ in allen Lebens
bereichen.

-

- StMwFK,Förderung der Forschung und Entwicklung für Güter, Dienst
leistungen, Geräte und Einrichtungen in universellem Design, 
für neue Technologien, einschließlich Informations- und 
Kommunikationstechnologien, Mobilitätshilfen etc., die für 
Menschen mit Behinderung geeignet und nutzbar sind.

fortlaufend

Durchführung eines internationalen und interdisziplinären 
Kreativitätsworkshops „Toy Design and Inclusive Play“ für die 
Entwicklung innovativer Spielmittel für Kinder mit und ohne 
Behinderung unter der Schirmherrschaft von Frau Staatsmi
nisterin Haderthauer und der UNESCo im März 2013. Die 
Arbeitsergebnisse sollen im Rahmen der werkstättenmesse 
vom 14. bis 17.03.2013 in Nürnberg öffentlich ausgestellt und 
von den Teilnehmern präsentiert werden.

-

StMAS,
März 2013

3.10 UNABHÄNGIGE LEBENSFÜHRUNG UND ANGEMESSENER LEBENSUNTERHALT

3.10.1 weiterentwicklung der Eingliederungshilfe

Die Leistungsangebote der 
Eingliederungshilfe sollen auf 
die konkreten Bedürfnisse 
der Menschen zugeschnitten 
werden. Künftig sollen passge
nauere Hilfen für jeden Einzelfall 
ermöglicht werden, die sich am 
selbst gewählten Lebensumfeld 
des Menschen mit Behinderung, 
an seiner individuellen Situation 
und seinen konkreten Bedürfnis
sen ausrichten. Menschen mit 
Behinderung sollen im Rahmen 
der gesetzlichen Vorgaben selbst 
entscheiden, welche geeigneten 
Angebote sie wählen (personen
zentrierte Sichtweise). Darüber 
hinaus soll das Verfahren so 
gestaltet werden, dass Hilfen 
möglichst aus einer Hand ge
währt werden.

-

-

-

-

-Die Eingliederungshilfe wird zur personenzentrierten Teilhabe
leistung neu ausgerichtet. Ausschlaggebend für die Hilfen sind 
die individuellen Bedürfnisse des Menschen mit Behinderung 
unter Beachtung des wunsch- und wahlrechts. 

StMAS,
fortlaufend

Die Sozialhilfeträger erhalten die Gesamtverantwortung für 
die Steuerung der Teilhabeleistung sowie eine leistungsträger
übergreifende Koordinationsverantwortung.

-
StMAS,
fortlaufend

Das Verfahren zur Bedarfsermittlung und -feststellung  
wird neu geordnet:
→  Grundsätzlich soll die persönliche Anwesenheit des Leis

tungsberechtigten bei der Vorbereitung der Entscheidung 
erforderlich sein.

-

→  Der Anspruch auf Beratung wird festgeschrieben.
→  Ein auf alle Lebensbereiche sich erstreckendes, interdiszi

plinäres und konsensorientiertes Hilfeplanverfahren mit 
Festlegung von Zwischen- und Ergebniszielen soll etabliert 
werden.

-

→  Eine Hilfeplankonferenz, an der alle in Betracht kommenden 
Leistungsträger teilzunehmen haben, soll etabliert werden.

→  Notwendige Inhalte für den Gesamtplan, der möglichst als 
Zielvereinbarung ausgestaltet werden sollte, sollen festge
legt werden.

-

StMAS,
fortlaufend

Es sollen bundeseinheitliche, trägerübergreifende Maßstäbe 
zur Bedarfsermittlung und Teilhabeplanung entwickelt wer
den. Dabei sollen die Überlegungen in der Pflegeversicherung 
zu einem neuen Begutachtungs-Assessment (NBA) einbezo
gen werden. 

-

-

StMAS,
fortlaufend
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Die Leistungsangebote der 
Eingliederungshilfe sollen auf 
die konkreten Bedürfnisse 
der Menschen zugeschnitten 
werden. Künftig sollen passge
nauere Hilfen für jeden Einzelfall 
ermöglicht werden, die sich am 
selbst gewählten Lebensumfeld 
des Menschen mit Behinderung, 
an seiner individuellen Situation 
und seinen konkreten Bedürfnis
sen ausrichten. Menschen mit 
Behinderung sollen im Rahmen 
der gesetzlichen Vorgaben selbst 
entscheiden, welche geeigneten 
Angebote sie wählen (personen
zentrierte Sichtweise). Darüber 
hinaus soll das Verfahren so 
gestaltet werden, dass Hilfen 
möglichst aus einer Hand ge
währt werden.

-

-

-

-

-Die notwendige Unterstützung des Menschen mit Behin
derung soll sich nicht mehr an einer bestimmten wohnform 
orientieren. Eine Charakterisierung von Leistungen der 
Eingliederungshilfe in ambulante, teilstationäre und stationäre 
Maßnahmen entfällt daher.

StMAS,
fortlaufend

Die Teilhabe am Arbeitsleben wird ebenfalls personenzentriert 
ausgestaltet. Alternative Angebotsformen in Ergänzung zur 
werkstatt für Menschen mit Behinderung werden geschaffen.

StMAS,
fortlaufend

Fachliche Leistungen der Eingliederungshilfe und existenzsi
chernde Leistungen sollen getrennt werden. Hinsichtlich exis
tenzsichernder Leistungen werden Menschen mit Behinderung 
wie nichtbehinderte Menschen behandelt und auf Grundsiche
rung im Alter und bei Erwerbsminderung, Hilfe zum Lebensun
terhalt oder ggf. auch auf Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld 
verwiesen; dabei sind behinderungsbedingte Mehrbedarfe 
einzelfallbezogen zu berücksichtigen. 

-
-

-
-

StMAS,
fortlaufend

Die Sozialraumorientierung soll weiterentwickelt werden, da
mit wahlmöglichkeiten zwischen Leistungsanbietern bestehen 
und die notwendigen Beratungs- und Unterstützungsangebote 
auf regionaler Ebene entwickelt werden. 

- StMAS,
fortlaufend

3.10.2 weiterentwicklung des Persönlichen Budgets

Verbesserung der Inanspruch
nahme des Persönlichen Budgets, 
um die Selbstbestimmung der 
Menschen mit Behinderung zu 
stärken.

- Die beim Persönlichen Budget noch bestehenden Fragen sollen 
u. a. im Rahmen des „Forums Soziales Bayern“ aufgearbeitet 
und Lösungsvorschläge entwickelt werden. Insbesondere sind 
hier die Gewährleistung des wunsch- und wahlrechts und 
die Erfüllung der gesetzlichen Beratungspflicht, aber auch die 
unmittelbare Beteiligung der Menschen mit Behinderung an 
diesem Prozess zu berücksichtigen. 

StMAS,
fortlaufend

Die Frage der weiterentwicklung des Persönlichen Budgets 
wird zudem in die Reform der Eingliederungshilfe eingebracht. 

StMAS,
fortlaufend

3.10.3 Einführung eines Taubblindengeldes und eines Merkzeichens „Tbl“

Den behinderungsbedingten 
Mehraufwendungen von taub
blinden Menschen soll Rechnung 
getragen werden.

-
-

-

Gesetzentwurf der Fraktion der CSU im Bayerischen Land
tag, wonach taubblinde Menschen eine Leistung in Höhe des 
doppelten Betrages des bayerischen Blindengeldes erhalten 
sollen. Mit dieser Leistung sollen die besonderen Erschwernis
se taubblinder Menschen erleichtert werden.

StMAS,
kurzfristig

Bayern setzt sich außerdem gegenüber dem Bund für die 
Einführung eines eigenständigen Merkzeichens „Tbl“ für taub
blinde Menschen ein. Ein entsprechend eingebrachter Antrag 
wurde im November 2012 von der ASMK beschlossen.

-
StMAS,
seit November 2012
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3.10.4 Parkerleichterungen für schwerbehinderte Menschen

Für die Teilhabe von Menschen 
mit Behinderung am gesell-
schaftlichen Leben ist Mobilität 
unverzichtbar. Die Förderung 
der individuellen Mobilitätskom
petenz stellt einen wichtigen 
Beitrag zur Inklusion dar.

-

Daher setzt sich Bayern gegenüber dem Bund für eine Erwei
terung des Personenkreises ein, dem unter medizinischen 
Gesichtspunkten Parkerleichterungen eingeräumt werden 
sollten. Ein entsprechender Antrag wurde im November 2012 
von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz beschlossen. 
Dabei geht es insbesondere um Menschen mit hochgradig ce
rebraler (= geistiger) Funktionsbehinderung und Menschen mit 
Funktionsstörungen des Herzens oder der Atmungsorgane, die 
jeweils gleichzeitig eine Gehbehinderung aufweisen. Außer
dem soll geprüft werden, in welcher weise den berechtigten 
Belangen oberschenkelamputierter Menschen Rechnung 
getragen werden kann.

-

-

-

StMAS,
seit November 2012

3.11 GESUNDHEITSwESEN

3.11.1 Gesetzliche Krankenversicherung

Sicherstellung der Leistungen der 
GKV durch die Krankenkassen 
(§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB V), in der 
vertragsärztlichen Versorgung 
durch die kassenärztlichen 
Vereinigungen (§ 72 SGB V). 
Dem Staat obliegt darüber die 
Rechtsaufsicht. 

Im Bereich der GKV ist dem Schutz von behinderten Menschen 
vor Diskriminierung entsprechend den Anforderungen der 
UN-BRK bereits Rechnung getragen. Versicherte der GKV 
haben Anspruch auf Unterstützung, damit ein reibungsloser 
Übergang zwischen den Versorgungsbereichen Akutversor
gung, Rehabilitation und Pflege gewährleistet wird. Zudem 
erfolgt nach dem SGB IX eine Verzahnung der verschiedenen 
Leistungssektoren in der gesetzlichen Sozialversicherung.

-

StMUG,
fortlaufend

3.11.2 Private Krankenversicherung

Vollständige Umsetzung der 
UN-BRK im Recht der privaten 
Krankenversicherung.

Eintreten beim Bund für eine bundesgesetzliche Klarstellung, 
dass Menschen mit Behinderung in der privaten Krankenversi
cherung nicht schlechter gestellt werden dürfen als gesetzlich 
Krankenversicherte. 

-
StMUG,
fortlaufend

3.11.3 Gestaltung von Krankenhäusern

Möglichst umfassende Barriere
freiheit in Krankenhäusern.

- Bei der Prüfung von Krankenhausbaumaßnahmen, für die eine 
Förderung nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) 
und dem Bayerischen Krankenhausgesetz (BayKrG) beantragt 
ist, wird auch künftig auf den Gesichtspunkt der Barrierefrei
heit besonders geachtet. 

-

StMUG,
fortlaufend

Dabei werden die Krankenhausträger vom StMUG auch regel
mäßig auf die geltenden Anforderungen aufmerksam gemacht. 

- StMUG,
fortlaufend

Aufwendungen für eine barrierefreie Gestaltung von Kliniken 
werden in die Förderung der Baumaßnahmen einbezogen.

StMUG,
fortlaufend

Auf Initiative der Beauftragten der Bayerischen Staatsregie
rung für die Belange von Menschen mit Behinderung sollen in 
einer Arbeitsgruppe konkrete Empfehlungen für Krankenhaus
träger zur Verbesserung der Situation behinderter Menschen 
im Krankenhaus erarbeitet werden.

-

-

StMUG,
seit 2012
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3.11.4 Vertragsarztpraxen

Möglichst wohnortnahe barriere
freie Versorgung in Arztpraxen.

- Auf einen weiteren Ausbau barrierefreier und zur Behandlung 
behinderter Menschen geeigneter Arztpraxen wird im Rahmen 
der bestehenden Zuständigkeiten hingewirkt. Die Rechtsset
zung zur vertragsärztlichen Versorgung obliegt der alleinigen 
Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers.

-

StMUG,
fortlaufend

Appell an die ärztliche Selbstverwaltung mit dem Ziel, dass 
diese ein freiwilliges Zertifizierungsverfahren für barrierefreie 
Arztpraxen einführt. 

StMUG,
kurzfristig

3.11.5 Psychiatrische, psychotherapeutische und psychosomatische Versorgungssysteme

Jederzeitiger barrierefreier 
Zugang für alle Menschen mit 
chronischen psychischen Erkran
kungen sowie mit  psychischen, 
seelischen und geistigen Behin
derungen zu den Versorgungs
angeboten der psychiatrischen, 
psychotherapeutischen und  
psychosomatischen Hilfe
systeme.

-

-
-

-

Breitgefächerte Entwicklung von geeigneten Maßnahmen zum 
Abbau gesellschaftlicher Vorurteile gegenüber von Menschen 
mit psychischen Behinderungen, beispielsweise im Schulunter
richt, in Ausbildungen.

-

StMUG,
fortlaufend

weiterer Ausbau wirksamer, auch kassenfinanzierter Unter
stützung von Familien, in denen ein Betroffener lebt, damit 
diese ihre Aufgabe dauerhaft und ohne Gefährdung ihrer 
Gesundheit ausüben können. Konsequente weitere Unter
stützung von Maßnahmen zur Umsetzung der Forderung 
„ambulant vor stationär“.

-

-

StMUG,
fortlaufend

Schaffung von Bedingungen, die es Betroffenen ermöglichen, 
solange wie möglich ihre Rechts- und Handlungsfähigkeit zu 
erhalten. Hierzu zählen beispielsweise: 
→ Förderung präventiver Maßnahmen zur Rückfallverhütung,
→ Vorhalt von und Zugang zu Kriseninterventionsstellen, 
→  Einführung von „Assistenzen“ beim Umgang mit  

Institutionen,
→  Gleichstellung von psychisch und somatisch kranken 

 Patienten.

StMUG,
fortlaufend

Verbesserung der gesetzlichen Betreuung durch Fortbildungs
verpflichtung und Einführung von Qualitätsstandards.

- StMUG,
fortlaufend

Schaffung von Rechtssicherheit bei Zwangsmaßnahmen, 
Einführung von verbindlichen Leitlinien.

StMUG,
fortlaufend

3.11.6 Zugang zu Gesundheitssystemen

Möglichst gleichberechtigter 
Zugang für Menschen mit Behin
derung zu allen Leistungen und 
Einrichtungen des Gesundheits
systems.

-

-

Appell an die organe der Selbstverwaltung zu prüfen, ob ein 
eigenständiges Konzept „Barrierefreies Gesundheitswesen“ 
einen zusätzlichen Beitrag auf Landesebene leisten kann, eine 
Benachteiligung von Menschen mit Behinderung in allen Berei
chen des Gesundheitssystems zu vermeiden. 

-

StMUG,
kurzfristig

ZIELE MASSNAHMEN
ZUSTÄNDIGKEIT 
LAUFZEIT

3.11.4 Vertragsarztpraxen

3.11.5 Psychiatrische, psychotherapeutische und psychosomatische Versorgungssysteme

3.11.6 Zugang zu Gesundheitssystemen
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3.11.7 Zahnärztliche Versorgung in Pflegeeinrichtungen

Unterstützung älterer Menschen 
mit Behinderung, regelmäßige 
zahnärztliche Behandlungen zu 
erhalten.

Begleitung der Umsetzung des Patenzahnarztmodells der Bay
erischen Landeszahnärztekammer (BLZK) und des  damaligen 
Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit. Hierdurch werden immobile 
Menschen in Senioreneinrichtungen zahnmedizinisch durch 
Patenzahnärzte betreut. Zur Umsetzung des Modells hat die 
BLZK zusammen mit den Zahnärztlichen Bezirksverbänden 
in Bayern ein Netz von Patenzahnärzten aufgebaut und deren 
Schulung in die Hand genommen. Gleichzeitig wird auch das 
Pflegepersonal in stationären Einrichtungen durch den Paten
zahnarzt in Mundhygiene unterrichtet. 

-

-

StMUG,
fortlaufend

3.12 SELBSTHILFE

Stärkung der Selbstbestimmung 
und Eigenverantwortung von 
Menschen mit Behinderung 
durch Förderung der Selbsthilfe.

Konsequente Fortführung der Unterstützung und Kooperati
on (mit) der Selbsthilfe in den verschiedenen Ebenen als ein 
wichtiges Instrument zur Einbindung der Betroffenen und zur 
Stärkung der selbstbestimmten Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung.

- StMAS,
fortlaufend

weiterführung der Förderung der LAG SELBSTHILFE Bayern. StMAS,
fortlaufend

weiterführung der Förderung des Landesnetzwerks Bürger
schaftliches Engagement zur bereichsübergreifenden Beratung, 
Information und Fortbildung zu allen Themen des Bürger
schaftlichen Engagements.

-

-

StMAS,
fortlaufend

weiterführung der Förderung der Selbsthilfekoordination 
Bayern.

StMA,
fortlaufend

3.13 GLEICHE ANERKENNUNG VoR DEM RECHT

Sicherstellung, dass Menschen 
mit Behinderung überall als 
Rechtssubjekte anerkannt 
werden.

Rechtliche Überprüfung und 
 weiterentwicklung des bayeri
schen Unterbringungsgesetzes in 
Hinblick auf die UN-BRK bezüg
lich körperlicher Unversehrtheit, 
Zwangsmedikation, Fixierung 
und anderer freiheitseinschrän
kender Maßnahmen.

-

-

-

Die Bayerische Staatsregierung war in eine beim Bundesmi
nisterium der Justiz gebildete interdisziplinäre Arbeitsgruppe 
eingebunden, die sich unter anderem mit der Frage befasst hat, 
ob aufgrund der UN-BRK punktuelle Änderungen des Betreu
ungsrechts geboten sind.  In ihrem Abschlussbericht vom  
20.10.2011 ist die Arbeitsgruppe einhellig zu der Auffassung 
gelangt, dass das geltende Betreuungsrecht mit der UN-BRK 
und deren Zielen im Einklang steht. 

-

-

StMJV,
oktober 2011

Zugleich hat die Arbeitsgruppe betont, dass die UN-BRK ein 
ständiger Maßstab bei der Anwendung des Rechts sein muss 
und insbesondere sicherzustellen ist, dass das Erforderlich
keitsprinzip in der Betreuung strikte Beachtung findet. Zu die
sem Zweck hat die Bundesregierung inzwischen den Entwurf 
eines Gesetzes vorgelegt, der durch Stärkung der Stellung 
der Betreuungsbehörden im Vorfeld der Betreuung gewähr
leisten soll, dass vor der Bestellung eines Betreuers oder einer 
Betreuerin alle sonstigen Möglichkeiten der Hilfegewährung 
ausgeschöpft werden. 

-
-

-

StMJV,
01.06.2013  
(geplantes 
 Inkrafttreten)
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3.13 GLEICHE ANERKENNUNG VoR DEM RECHT
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Sicherstellung, dass Menschen 
mit Behinderung überall als 
Rechtssubjekte anerkannt 
werden.

Rechtliche Überprüfung und 
 weiterentwicklung des bayeri
schen Unterbringungsgesetzes in 
Hinblick auf die UN-BRK bezüg
lich körperlicher Unversehrtheit, 
Zwangsmedikation, Fixierung 
und anderer freiheitseinschrän
kender Maßnahmen.

-

-

-

Das StMJV hat zudem das Fortbildungsangebot für Betreuungs
richterinnen und Betreuungsrichter in Bayern weiter ausgebaut. 
Ab Januar 2013 werden in Bayern spezielle Einführungstagungen 
für neue Betreuungsrichterinnen und Betreuungsrichter durch
geführt, die auch den Gesichtspunkt der Betreuungsvermei
dung durch anderweitige Hilfen behandeln.

- 

-
-

StMJV,
ab Januar 2013

Die Staatsregierung überprüft das bayerische Unterbrin
gungsgesetz im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit der UN-BRK 
bezüglich körperlicher Unversehrtheit, Zwangsmedikation, 
Fixierung und anderer freiheitseinschränkender Maßnahmen. 
Dabei wird auch geprüft, ob in Bayern ein Hilfegesetz für die 
Belange von Menschen mit psychischer Erkrankung (sog. 
PsychKG) erforderlich ist.

- StMAS,
ab 2014

3.14 FREIHEIT VoR AUSBEUTUNG, GEwALT UND MISSBRAUCH

Polizeivollzugsbeamte sollen 
Sensibilität für besondere 
Schwierigkeiten, Gefahren 
und Bedürfnisse behinderter 
Menschen bekommen und ihr 
Handeln im täglichen Dienst 
daran ausrichten.

Fortlaufende weiterführung der speziellen Präventionspro
gramme bei der Bayerischen Polizei, die Gegenstand von Aus
und Fortbildungsveranstaltungen sind. Diesen Präventions
programmen kommt schon im Hinblick auf das steigende 
Durchschnittsalter der Gesellschaft in Zukunft noch größere 
Bedeutung zu.

-
- 

-

StMI,
fortlaufend

4. FINANZIELLE BETEILIGUNG DES BUNDES AN DEN LEISTUNGEN FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNG

Volle Übernahme der Kosten der 
Eingliederungshilfe durch den 
Bund. 

Stärkung der Rechte von Men
schen mit Behinderung bei der 
Festlegung und Umsetzung ihrer 
Leistungsansprüche.

-

Verstärkte Einbeziehung der 
Betroffenen und ihrer wünsche in 
ein bundeseinheitliches Bedarfs
feststellungsverfahren.

-

Übergang von der einrichtungs
orientierten zur stärker perso
nenzentrierten Hilfe.

-
-

Es ist insgesamt auf eine mög
lichst kostenneutrale Umsetzung 
der UN-BRK zu achten.

-

Eintreten beim Bund für eine Übernahme der Kosten der Ein
gliederungshilfe. 

- StMAS,
fortlaufend

Umsetzung des auf Initiative Bayerns am 28./29.11.2012 
gefassten einstimmigen Beschlusses der ASMK zur weiterent
wicklung der Eingliederungshilfe und für die Vorarbeiten zur 
Erstellung einer Konzeption für ein Bundesleistungsgesetz mit 
Kostenübernahme des Bundes für die Eingliederungshilfe.  

-
StMAS,
fortlaufend
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Abkürzungsverzeichnis

abm  Arbeitsgemeinschaft Behinderung und Medien
Abs. Absatz
AG Aktiengesellschaft
AGG Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
AGSG Gesetz zur Ausführung der Sozialgesetze
AOK Allgemeine Ortskrankenkasse
APO Allgemeine Prüfungsordnung
Art. Artikel
ASMK Arbeits- und Sozialministerkonferenz
BA Bundesagentur für Arbeit
BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz
Barmer GEK Barmer Gmünder Ersatzkasse
BayBEP   Bayerischer Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder in Tageseinrichtungen  

bis zur Einschulung
BayBGG Bayerisches Behindertengleichstellungsgesetz
BayBITV  Bayerische Verordnung zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik
BayBO Bayerische Bauordnung
BayDokZugV  Bayerische Verordnung zur Zugänglichmachung von Dokumenten für blinde,  

erblindete und sehbehinderte Menschen im Verwaltungsverfahren
BayDSchG  Bayerisches Denkmalschutzgesetz
BayEUG Bayerisches Erziehungs- und Unterrichtsgesetz
BayGVFG Bayerisches Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
BayHSchG  Bayerisches Hochschulgesetz
BayKHV Bayerische Kommunikationshilfenverordnung
BayKiBiG  Bayerisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz
BayKrG  Bayerisches Krankenhausgesetz
BayLB Bayerische Bildungsleitlinien
BeamtStG Beamtenstatusgesetz
BEG  Bayerische Eisenbahngesellschaft mbH
BGB  Bürgerliches Gesetzbuch
BGG Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes
BI Berufsorientierung Individuell
BIH Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen
BLZK Bayerische Landeszahnärztekammer
BR Bayerischer Rundfunk
BRK  Behindertenrechtskonvention
Bst. Buchstabe
BT Basistarif
BV  Bayerische Verfassung



Abkürzungsverzeichnis

BVS Bayern Behinderten- und Rehabilitationssportverband Bayern e. V.
bzw. beziehungsweise
DB  Deutsche Bahn
DIN  Deutsches Institut für Normung
Drs. Drucksache
€ Euro
EDV  Elektronische Datenverarbeitung
EIU  Eisenbahninfrastrukturunternehmen
EISs Erlebte integrative Sportschule
EJMB Europäisches Jahr der Menschen mit Behinderungen
ESF  Europäischer Sozialfond
e. V. eingetragener Verein
FAG Finanzausgleichsgesetz
FrühV  Frühförderverordnung
GDozPO  Verordnung über die Anerkennung von Gebärdensprachdozentinnen  

und -dozenten
GFMK  Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister,  

-senatorinnen und -senatoren der Länder
GG  Grundgesetz
GKV  Gesetzliche Krankenversicherung
GMK Gesundheitsministerkonferenz
grds. grundsätzlich
GRP Generation Research Program
GVFG Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
GWB  Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen
HDE Handelsverband Deutschland – der Einzelhandel
HPT Heilpädagogische Tagesstätte
HZV Hochschulzulassungsverordnung
i. d. F. in der Fassung
IFD Integrationsfachdienste
IOC Internationales olympisches Komitee
i. V. m. in Verbindung mit
JFMK Jugend- und Familienministerkonferenz
JVEG Justizvollzugsentschädigungsgesetz
Kap. Kapitel
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau
KHG  Krankenhausfinanzierungsgesetz
KMK Kultusministerkonferenz
KVB  Kassenärztliche Vereinigung Bayerns
LAG Landesarbeitsgemeinschaft
LBRV Landesbehindertenratsverordnung
LKV Landwirtschaftliche Krankenversicherung
LlbG Leistungslaufbahngesetz
LLK  Landwirtschaftliche Krankenkasse
LMU Ludwig-Maximilians-Universität München
LuftVG Luftverkehrsgesetz
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Mil. Milliarde
Mio. Million
MSD  Mobiler Sonderpädagogischer Dienst
NBA neues Begutachtungs-Assessment
OBA Offene Behindertenarbeit
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr
p. a. pro anno (jährlich)
PBefG Personenbeförderungsgesetz
PKV  Private Krankenversicherung 
PsychKG Hilfegesetz für die Belange von Menschen mit psychischer Erkrankung
QE Qualifikationsebene
rd. rund
SeKo Selbsthilfekoordination Bayern
SGB  Sozialgesetzbuch
StK Bayerische Staatskanzlei
StMAS Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
StMELF Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
StMF Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
StMI Bayerisches Staatsministerium des Innern
StMJV Bayerisches Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
StMUG Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit
StMUK Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus
StMWFK Bayerisches Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst
StMWIVT  Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie
StVZO Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung
TeilR  Teilhaberichtlinien – Inklusion behinderter Angehöriger des Öffentlichen Dienstes  

in Bayern
UadB  Urlaub auf dem Bauernhof 
UN United Nations/Vereinte Nationen
UN-BRK Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen
vbw Vereinigung der bayerischen Wirtschaft
VdK Verband der Kriegsbeschädigten, Kriegshinterbliebenen und Sozialrentner
VGN Verkehrsverbund Großraum Nürnberg
v. H. vom Hundert
vhb  Virtuelle Hochschule Bayern
VIS Bayern Verbraucherinformationssystem (Onlineportal)
VKIB  Vereinigung kommunaler Interessenvertreter von Menschen mit Behinderung in Bayern
VVG Versicherungsvertragsgesetz
WDR Westdeutscher Rundfunk
WfbM Werkstatt für behinderte Menschen
WMVO Werkstättenmitwirkungsverordnung
ZBFS Zentrum Bayern Familie und Soziales
ZVS Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen
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